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1 Einleitung 

Die Umsatzsteuer trug im Jahr 2019 in Österreich mit EUR 30,05 Milliarden zu einem Drittel 

des Abgabenaufkommens bei1 und barg gleichzeitig das höchste Potenzial für Abgabenausfäl-

le. 

 

Der Umsatzsteuerbetrug stellt innerhalb der gesamten EU ein großes Problem dar. Auf Basis 

einer jährlichen Studie wird der Schaden, der jährlich durch Umsatzsteuerausfälle entsteht, 

EU-weit mit mehr als EUR 110 Milliarden beziffert, wobei für Österreich Mindereinnahmen 

von mehr als EUR 2 Milliarden ausgewiesen sind.2 Die geschätzten Einnahmeeinbußen ent-

stehen laut der Studie aufgrund von Steuerbetrug, Steuerhinterziehung, Steuerumgehung so-

wie aufgrund von Zahlungsunfähigkeiten, Insolvenzen und fehlerhaften Berechnungen.3 Die 

hohe Zahl an jährlichen Umsatzsteuerausfällen sah man als Anlass für die Setzung von Maß-

nahmen zur Bekämpfung von Umsatzsteuerbetrug. 

 

Der Vertrag über die Arbeitsweise der EU (AEUV) erklärt die Betrugsbekämpfung in 

Art 325 AEUV explizit zur Unionspolitik. Nach Art 325 Abs 1 AEUV bekämpfen die EU und 

die Mitgliedstaaten Betrügereien und sonstige gegen die finanziellen Unionsinteressen gerich-

tete rechtswidrige Handlungen mit Maßnahmen, die abschreckend wirken und in den Mit-

gliedstaaten sowie in den Organen, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union einen 

wirksamen Schutz bieten. Hierzu beschließen das Europäische Parlament und der Rat auf 

Grundlage des ordentlichen Gesetzgebungsverfahrens nach Anhörung des Rechnungshofs die 

notwendigen Maßnahmen zur Verhütung und Bekämpfung von Betrügereien, die sich gegen 

die finanziellen Unionsinteressen richten.4 Auf der Grundlage der Ermächtigung des 

Art 325 Abs 4 AEUV legte die Europäische Kommission im Juli 2012 einen Vorschlag für 

eine RL über die strafrechtliche Bekämpfung von gegen die finanziellen Interessen der EU 

gerichtetem Betrug vor.5 

 

Die RL 2017/1371/EU des Europäischen Parlaments und des Rates über die strafrechtliche 

Bekämpfung von gegen die finanziellen Interessen der Union gerichtetem Betrug (sogenannte 

 
1 BMF, Daten und Fakten der Steuer und Zollverwaltung 2019, https://www.bmf.gv.at/dam/jcr:c14f2369-8ff3-

4927-8b12-5c1474addf27/Daten_und_Fakten_2019_DE_v1_PDF_UA.pdf (Stand 3. 6. 2020). 
2 IHS, Study and Reports on the VAT Gap in the EU-28 Member States: 2019 Final Report, TAX-

UD/2015/CC/131, 19. 
3 RH-B, III-48 BlgNR 27. GP 124. 
4 Art 325 Abs 4 AEUV. 
5 KOM(2012) 363 endg. 
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PIF6-RL) wurde im Juli 2017 – gestützt auf Art 83 Abs 2 AEUV anstatt auf Art 325 AEUV –

verabschiedet.7 

 

Art 83 Abs 2 AEUV ermöglichte dem Europäischen Parlament und dem Rat durch eine RL 

Mindestvorschriften für die Festlegung von Straftaten und Strafen im Bereich besonders 

schwerer Kriminalität festzulegen. Dies ist dann möglich, wenn sich die Angleichung der 

strafrechtlichen Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten als unerlässlich für die wirksame 

Durchführung der Unionspolitik auf einem Gebiet, auf dem Harmonisierungsmaßnahmen 

erfolgt sind, erweist.8 Die PIF-RL umfasst die schwersten Formen des Umsatzsteuerbetrugs, 

wie insb den Karussellbetrug und den Missing-Trader-Umsatzsteuerbetrug, aus denen eine 

ernsthafte Bedrohung für das gemeinsame Mehrwertsteuersystem und damit auch den Uni-

onshaushalt erwächst.9 Eine ernsthafte Bedrohung liegt vor, wenn sich der verursachte Ge-

samtschaden auf mindestens EUR 10 Millionen beläuft und die Straftaten mit dem Hoheits-

gebiet von zwei oder mehr Mitgliedstaaten verbunden sind.10 

 

Die PIF-RL war von den Mitgliedstaaten bis 6. Juli 2019 in nationales Recht umzusetzen.11 

Österreich kam seiner Verpflichtung mit dem EU-FinAnpG 2019 nach.12 Dadurch wurde insb 

der neue Straftatbestand des grenzüberschreitenden Umsatzsteuerbetrugs 

(§ 40 Finanzstrafgesetz – FinStrG) geschaffen, der die Vorgaben der PIF-RL weitgehend 

wörtlich umsetzt.13 

 

Die Master Thesis behandelt drei wesentliche Schwerpunkte: 

- Grenzüberschreitender Umsatzsteuerbetrug 

- PIF-Richtlinie 

- Umsetzung der PIF-Richtlinie in Österreich 

 

Grenzüberschreitender Umsatzsteuerbetrug 

Zunächst werden die Daten und Fakten des Umsatzsteuerausfalls aufgezeigt. Anschließend 

wird die Funktionsweise des grenzüberschreitenden Umsatzsteuerbetrugs anhand von Bei-

spielen erklärt. Weiters sollen die steuerlichen Rechtsfolgen eines Umsatzsteuerbetrugs erläu-

 
6 PIF kommt aus dem Französischen: „la protection des intérêts financiers de l´Union“. 
7 PIF-RL 2017/1371 ABl L 2017/198, 29. 
8 Art 83 Abs 2 AEUV. 
9 ErwGr 4 PIF-RL. 
10 Art 2 Abs 2 PIF-RL. 
11 Glaser/Kert, ZWF 2017, 290 (290). 
12 EU-FinAnpG 2019 BGBl I 2019/62. 
13 Althuber/Felice, ZSS 2019, 103 (104). 
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tert werden, nämlich der Verlust des Vorsteuerabzugs und der Verlust der Steuerbefreiung für 

innergemeinschaftliche Lieferungen. Es soll auch auf die mögliche Kumulation dieser Rechts-

folgen sowie auf die Grenzen der Versagung dieser Rechte eingegangen werden. 

 

PIF-Richtlinie 

Zunächst soll die Entwicklung des Primärrechts bis zur PIF-RL erläutert werden. Es soll der 

wesentliche Inhalt der PIF-RL wiedergegeben sowie ein möglicher Umsetzungsbedarf darge-

stellt werden. Es wird auch auf die Rechtsprechung des EuGH zum Schutz der finanziellen 

Interessen der EU näher eingegangen und die neu errichtete EUStA vorgestellt. 

 

Umsetzung der PIF-Richtlinie in Österreich 

Dieser Schwerpunkt beschäftigt sich mit der Frage, wie die PIF-RL in Österreich umgesetzt 

wurde. Die wesentlichste Neuerung im österreichischen Recht stellt die Einführung eines 

neuen Finanzvergehens „Grenzüberschreitender Umsatzsteuerbetrug“ in § 40 FinStrG dar. Es 

wird sowohl auf den objektiven als auch auf den subjektiven Tatbestand näher eingegangen, 

insb wird hier auch die Wertgrenzenproblematik thematisiert. Weiters werden die Zuständig-

keit, der Strafrahmen und die Konkurrenz des § 40 FinStrG zu anderen Straftatbeständen er-

klärt. Es sollen auch die weiteren Neuerungen, die der Umsetzung der PIF-RL dienten, erläu-

tert werden. Dazu zählen die Erweiterung des Anwendungsbereichs des § 2 FinStrG, die Re-

gelung der gerichtlichen Zuständigkeit in § 53 Abs 1a FinStrG für die Ahndung von grenz-

überschreitenden Umsatzsteuerbetrug, die Anhebung der Freiheitsstrafdrohungen, die Reduk-

tion der Betragsgrenze für die Zuständigkeit des Spruchsenats für Zolldelikte sowie der Ent-

fall der gewerbsmäßigen Tatbegehung. 

 

Zusammengefasst soll die vorliegende Master Thesis einerseits zeigen, wie grenzüberschrei-

tender Umsatzsteuerbetrug in der Praxis funktioniert und was die steuerlichen Rechtsfolgen 

eines Umsatzsteuerbetrugs sind. Andererseits soll dargestellt werden, mit welchen Maßnah-

men die EU schon seit Jahren versucht, den Umsatzsteuerbetrug einzudämmen. Durch die 

Verabschiedung der PIF-RL und der Verpflichtung der einzelnen Mitgliedstaaten zur Umset-

zung der RL in nationales Recht soll der Umsatzsteuerbetrug nun effektiv bekämpft und damit 

eingedämmt werden. Die Neuerungen werden umfassend beleuchtet und kritisch hinterfragt. 
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2 Grenzüberschreitender Umsatzsteuerbetrug 

 

2.1 Allgemeines 

Den Mitgliedstaaten und damit auch der EU entgehen Schätzungen zufolge aufgrund von 

Umsatzsteuerbetrug jährlich mehrere Milliarden Euro. 

 

Die EU erhält rund 2 % der von den Mitgliedstaaten eingehobenen Umsatzsteuer.14 

 

Laut einer Studie des Center for Social and Economic Research, die im Auftrag der General-

direktion Steuern und Zollunion durchgeführt wurde, wurden im Jahr 2015 zirka 

EUR 151 Milliarden gesetzlich geschuldeter Umsatzsteuer nicht angemeldet oder nicht abge-

führt.15 Davon betrugen die Mindereinnahmen aufgrund von grenzüberschreiten Betrug, insb 

durch Karussellbetrug, schätzungsweise rund EUR 50 Milliarden.16 

 

Auf Basis einer Studie aus dem Jahr 2019 bezifferte die EU-Kommission den Schaden, der im 

Jahr 2017 durch Umsatzsteuerausfälle entstanden ist, EU-weit mit schätzungsweise 

EUR 137,5 Milliarden.17 In Österreich betrugen die Mindereinnahmen für das Jahr 2017 rund 

EUR 2,4 Milliarden.18 

 

Aufgrund dieser hohen Zahl an jährlichen Umsatzsteuerausfällen war es dringend notwendig, 

effektive Maßnahmen zur Bekämpfung von Umsatzsteuerbetrug zu setzen. 

 

2.2 Funktionsweise des grenzüberschreitenden Umsatzsteuerbetrugs 

In der EU gilt als festgelegtes System der Umsatzbesteuerung das sogenannte Allphasen-

Netto-Mehrwertsteuersystem.19 

 

 
14 Vgl Art 2 Abs 1 lit b iVm Abs 4 iVm Abs 7 2014/335/EU, Euratom. 
15 IHS, Study and Reports on the VAT Gap in the EU-28 Member States: 2017 Final Report, TAX-

UD/2015/CC/131, 19. 
16 RH-B, III-48 BlgNR 27. GP 126. 
17 IHS, Study and Reports on the VAT Gap in the EU-28 Member States: 2019 Final Report, TAX-

UD/2015/CC/131, 19. 
18 IHS, Study and Reports on the VAT Gap in the EU-28 Member States: 2019 Final Report, TAX-

UD/2015/CC/131, 19. 
19 Spilker in Jabloner/Potacs/Scheibelreiter/Spilker, Vienna Law Inauguration Lectures 86. 
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Die Umsatzsteuer wird dabei in jeder einzelnen Phase, dh auf jeder Wirtschaftsstufe, erho-

ben.20 Beim Kauf von Waren oder Dienstleistungen muss Umsatzsteuer abgeführt werden, 

wobei es irrelevant ist, ob es sich beim Leistungsempfänger um einen Unternehmer oder eine 

Privatperson handelt.21 

 

Unternehmer haben jedoch gem § 12 Umsatzsteuergesetz (UStG) das Recht auf Vorsteuerab-

zug. Ihnen wird die selbst getragene Umsatzsteuer als Vorsteuer vom Finanzamt erstattet, 

sofern sie mit einer Rechnung nachweisen können, dass die Leistung für das Unternehmen 

bezogen wurde.22 Die Umsatzsteuer stellt bei Rechtsgeschäften zwischen Unternehmern einen 

durchlaufenden Posten dar und ist daher prinzipiell kostenneutral.23 

 

Im Endergebnis soll nur der Endverbraucher, welcher Nichtunternehmer ist, mit der Umsatz-

steuer belastet werden, da dieser kein Recht auf Vorsteuerabzug hat.24 

 

Keine Voraussetzung für die Geltendmachung des Vorsteuerabzugs des Leistungsempfängers 

ist hingegen die ordnungsgemäße Anmeldung der Umsatzsteuer oder die Entrichtung dersel-

ben durch den Leistungserbringer.25 Dieser Umstand macht das Mehrwertsteuersystem der 

EU betrugsanfällig, da der Staat aufgrund des Rechts zum Vorsteuerabzug eine aktive Aus-

zahlung von Steuern tätigt, die jedoch nie eingenommen wurden.26 Dies stellt ein großes 

Problem dar, das sowohl auf europäischer als auch nationaler Ebene zu bekämpfen versucht 

wird. 

 

Fast alle Formen des Umsatzsteuerbetrugs beruhen auf der Geltendmachung des Vorsteuerab-

zugs in der Lieferkette, wobei die Begleichung der korrespondierenden Umsatzsteuerschuld 

des Leistungserbringers an das Finanzamt nicht erfolgt.27 Hierdurch entsteht die sogenannte 

Umsatzsteuerlücke, welche zu einem Verlust für den Fiskus führt.28 

 

 
20 Spilker in Jabloner/Potacs/Scheibelreiter/Spilker, Vienna Law Inauguration Lectures 86. 
21 Spilker in Jabloner/Potacs/Scheibelreiter/Spilker, Vienna Law Inauguration Lectures 86. 
22 Spilker in Jabloner/Potacs/Scheibelreiter/Spilker, Vienna Law Inauguration Lectures 87. 
23 Ehrke-Rabel in Doralt/Ruppe, Steuerrecht II8 Tz 207. 
24 Spilker in Jabloner/Potacs/Scheibelreiter/Spilker, Vienna Law Inauguration Lectures 86. 
25 EuGH C-285/11, Bonik, ECLI:EU:C:2012:774, Rn 28; EuGH verb C-80/11 und C-142/11, Mahagében und 

Dávid, ECLI:EU:C:2012:373, Rn 40; EuGH verb C-439/04 und C-440/04, Kittel und Recolta Recycling, E-

CLI:EU:C:2006:446, Rn 49; Huber/Huber in Eberl/Leopold/Huber, Brennpunkt Betriebsprüfung 196. 
26 Spilker in Jabloner/Potacs/Scheibelreiter/Spilker, Vienna Law Inauguration Lectures 93. 
27 Tumpel, ZWF 2020, 42 (42). 
28 Tumpel, ZWF 2020, 42 (42). 
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Der Umsatzsteuerbetrug setzt keine grenzüberschreitenden Sachverhalte voraus und kann 

daher auch auf nationaler Ebene begangen werden. Grenzüberschreitende Lieferungen inner-

halb der EU bleiben bei Rechtsgeschäften zwischen Unternehmern steuerfrei, sofern diese für 

das Unternehmen ausgeführt werden und sich der Erwerber mit seiner UID-Nummer als Un-

ternehmer identifiziert.29 Die Lieferung ist in diesem Fall für den Leistungserbringer steuer-

frei, wohingegen der Leistungsempfänger den Erwerb in seinem Heimatstaat der Erwerbsteu-

er unterwerfen muss, wobei diese bei Vorliegen aller Voraussetzungen als Vorsteuer abgezo-

gen werden kann.30 

 

Umsatzsteuerbetrug unter Einbeziehung von Drittstaatslieferungen erscheint im Gegensatz zu 

grenzüberschreitenden Lieferungen innerhalb der EU nicht sehr vielversprechend. Ausfuhrlie-

ferungen in Drittländer sind gem § 7 UStG grundsätzlich von der Umsatzsteuer befreit, jedoch 

unterliegen Ausfuhrlieferungen Grenzkontrollen und in diesem Zusammenhang bestehen 

ebenfalls umfassende zollrechtliche Erklärungspflichten.31 Das Aufdeckungsrisiko des Um-

satzbesteuerbetrugs erhöht sich durch die Einbeziehung von Drittstaaten erheblich. 

 

Es gibt verschiedene Formen von Umsatzsteuerbetrug, wie insb den Karussellbetrug, den 

Missing-Trader-Umsatzsteuerbetrug, den Erwerbsbetrug oder Kettenbetrug, den Luftkarus-

sellbetrug bzw Dokumentenkarussellbetrug und einen im Rahmen einer kriminellen Vereini-

gung begangenen Umsatzsteuerbetrug. 

 

Der Umsatzsteuerbetrug basiert auf folgendem Grundkonzept: Der Unternehmer X liefert an 

den Unternehmer Y Waren, wobei X die in Rechnung gestellte und von Y gezahlte Umsatz-

steuer nicht an den Fiskus abführt, Y als Unternehmer hingegen mit Vorlage einer Rechnung 

das Recht auf Vorsteuerabzug hat, welches er auch beim Finanzamt geltend macht.32 

 

Die bekanntesten Formen von Umsatzsteuerbetrug sind der Karussellbetrug bzw der Missing-

Trader-Umsatzsteuerbetrug, welche auf dem soeben dargestellten Konzept basieren. Bei dem 

sogenannten Karussellbetrug können entweder tatsächlich Waren oder nur wertlose Attrap-

pen33 im Kreis veräußert werden. Der Begriff „Karussellbetrug“ soll deutlich machen, dass 

die Teilnehmer des Umsatzsteuerbetrugs die Waren oder Attrappen immer wieder im Kreis 

 
29 Vgl Art 6 und Art 7 UStG. 
30 Vgl Art 6 und Art 7 UStG. 
31 Brandl in Summersberger, Ausfuhr im Abgaben-, Finanzstraf- und Außenwirtschaftsrecht 266. 
32 Strunz, SWK 2007, 631 (631). 
33 BMF, Steuerfahndung: Fliesen statt Smartphones im Handyshop, 

https://www.bmf.gv.at/presse/pressemeldungen/2019/oktober/steuerfahndung-iphones.html (Stand 4. 6. 2020). 
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laufen lassen, genauso wie dies in einem Karussell geschieht.34 Für einen Umsatzsteuerbetrug 

sind vor allem teure Waren mit einem geringen physischen Maß attraktiv, wie insb Laptops, 

Tablets oder Smartphones.35 

 

Die Lieferungen können aber auch lediglich auf Papier erfolgen, wobei diese Form des Be-

trugs als Luftkarussellbetrug oder Dokumentenkarussellbetrug bezeichnet wird.36 Hierbei er-

folgt keine tatsächliche Warenlieferung, sondern nur eine Vortäuschung derselben durch Aus-

stellung von Rechnungen.37 

 

Ein Karussellbetrug bzw Missing-Trader-Mehrwertsteuerbetrug läuft folgendermaßen ab:38 

 

Österreich

EU-Ausland

Buffer

Missing Trader Distributor

In/Out-Buffer

 

 

Abbildung 1: Grenzüberschreitender Umsatzsteuerbetrug 

 

Die Waren werden zunächst aus einem anderen Mitgliedstaat der EU von einem sogenannten 

In/Out-Buffer an einen ersten inländischen Erwerber, den man als Missing Trader oder 

 
34 Huber/Huber in Eberl/Leopold/Huber, Brennpunkt Betriebsprüfung 199. 
35 Huber/Huber in Eberl/Leopold/Huber, Brennpunkt Betriebsprüfung 197; Laudacher, UFSjournal 2013, 200 

(204). 
36 Brandl in Summersberger, Ausfuhr im Abgaben-, Finanzstraf- und Außenwirtschaftsrecht 266. 
37 Schlussanträge GA Ruiz-Jarabo Colomer 14. 3. 2006, C-439/04 und C-440/04, Kittel und Recolta Recycling, 

ECLI:EU:C:2006:174, 6168; Brandl in Summersberger, Ausfuhr im Abgaben-, Finanzstraf- und Außenwirt-

schaftsrecht 266. 
38 Schlussanträge GA Ruiz-Jarabo Colomer 14. 3. 2006, C-439/04 und C-440/04, Kittel und Recolta Recycling, 

ECLI:EU:C:2006:174, Rn 28 ff; Schlussanträge GA Poiares Maduro 16. 2. 2005, C-354/03, C-355/03 und C-

484/03, Optigen, Fulcrum Electronics und Bond House Systems, ECLI:EU:C:2005:89, Rn 7 f; Brandl in Sum-

mersberger, Ausfuhr im Abgaben-, Finanzstraf- und Außenwirtschaftsrecht 265; Ludwig, FJ 2013, 187 (187); 

Strunz, SWK 2007, 631 (631); Tumpel, ZWF 2020, 42 (42 f); Seilern-Aspang, JSt 2019, 544 (544 f); Hu-

ber/Huber in Eberl/Leopold/Huber, Brennpunkt Betriebsprüfung 200 f. 
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Defaulter bezeichnet, veräußert. Hierbei wird, da es sich um einen grenzüberschreitenden Fall 

handelt, die Umsatzbefreiung für Lieferungen im Binnenmarkt beansprucht. Für den In/Out-

Buffer stellt dieser Vorgang eine steuerfreie innergemeinschaftliche Lieferung und für den 

Missing Trader bzw Defaulter in Österreich einen innergemeinschaftlichen Erwerb inklusive 

Abzug der geschuldeten Erwerbsteuer dar. 

 

Der Missing Trader veräußert die Waren mit einem geringen Preisaufschlag an einen Zwi-

schenhändler, den sogenannten Buffer, weiter, entrichtet jedoch keine Umsatzsteuer an das 

Finanzamt oder erklärt die Umsatzsteuer für diese Warenlieferung nicht. Es kann mehrere 

Buffer geben, die in der Lieferkette zwischengeschaltet werden. 

 

Der Buffer macht die in der Rechnung ausgewiesene und an den Missing Trader bezahlte 

Umsatzsteuer als Vorsteuer in seiner Umsatzsteuererklärung geltend und veräußert die Waren 

mit einem geringen Preisaufschlag mit Ausweis von Umsatzsteuer an den letzten inländischen 

Erwerber der Lieferkette, nämlich an den sogenannten Distributor bzw Exporteur. Die in der 

Rechnung ausgewiesene Umsatzsteuer wird vom Buffer an das Finanzamt entrichtet. 

 

Der inländische Distributor bzw Exporteur macht die in der Rechnung ausgewiesene und an 

den Buffer bezahlte Umsatzsteuer als Vorsteuer in seiner Umsatzsteuererklärung geltend und 

veräußert die Waren an den ausländischen Händler bzw In/Out-Buffer, der in einem EU-

Mitgliedstaat ansässig ist. Die Veräußerung der Waren erfolgt umsatzsteuerfrei in den ande-

ren Mitgliedstaat der EU, da eine steuerbefreite innergemeinschaftliche Lieferung erklärt 

wird. 

 

Der ausländische Händler bzw In/Out-Buffer ist sowohl Ausgangs- als auch Endpunkt eines 

Umsatzsteuerkarussells, da dieser sowohl der Lieferant des Missing Traders als auch der 

Kunde des Distributors bzw Exporteurs ist. 

 

Karussellbetrug anhand eines konkreten Beispiels: 

 

Der in Deutschland ansässige Unternehmer W verkauft Waren im Wert von 

EUR 19,99 Millionen an den österreichischen Unternehmer X. Für W ist dies eine steuerfreie 

innergemeinschaftliche Lieferung und für X ein innergemeinschaftlicher Erwerb. Der Unter-

nehmer X verkauft die Waren an den Unternehmer Y um EUR 20 Millionen weiter und ver-

rechnet EUR 4 Millionen Umsatzsteuer. Die Umsatzsteuer iHv EUR 4 Millionen erklärt X 
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zwar ordnungsgemäß, entrichtet diese aber nicht an das Finanzamt. Aufgrund der Rechnung 

macht Y die Vorsteuer iHv EUR 4 Millionen geltend und bekommt diese vom Finanzamt zu-

rückerstattet. Der Unternehmer Y liefert die Waren weiter an den Unternehmer Z und ver-

rechnet EUR 20,01 Millionen zuzüglich Umsatzsteuer. Y erklärt die Umsätze in seiner Um-

satzsteuererklärung und führt sie ordnungsgemäß an das Finanzamt ab. Z macht die Vorsteuer 

geltend und bekommt diese vom Finanzamt zurückerstattet. Der Unternehmer Z verkauft die 

Ware wiederum an den deutschen Unternehmer W und führt eine innergemeinschaftliche Lie-

ferung durch. Dieser Kreislauf wiederholt sich immer wieder mit denselben Waren. 

 

Neben dem Karussellbetrug kann es auch durch einen sogenannten Erwerbsbetrug oder Ket-

tenbetrug zu einem erheblichen Umsatzsteuerausfall kommen. Bei dieser Form des Betrugs 

führt ein als Missing Trader agierender, umsatzsteuerlich registrierter Unternehmer Waren aus 

einem anderen EU-Mitgliedstaat nach Österreich ein und veräußert diese im Einzel- oder 

Großhandel, wobei der Missing Trader die für diese Lieferungen geschuldete Umsatzsteuer 

nicht an das Finanzamt entrichtet.39 

 

Die Zusammensetzung der einzelnen „Spielfiguren“ eines Karussellbetrugs bzw Missing-

Trader-Umsatzsteuerbetrugs stellt sich wie folgt dar: 

 

Der Missing Trader, der auch Defaulter genannt wird, ist häufig der Importeur in der Liefer-

kette und erhält die Ware aus einem anderen EU-Mitgliedstaat. Meist handelt es sich bei ihm 

entweder um ein Scheinunternehmen oder um ein nicht operativ tätiges Unternehmen, das die 

entstandene Umsatzsteuer auf die Warenlieferung zwar erklärt, aber nicht entrichtet, wobei 

hier der Umsatzsteuereinnahmenausfall entsteht.40 Oft bleiben Einbringungsmaßnahmen er-

folglos, da der Missing Trader meist über keine liquiden Mittel verfügt und bereits zu dem 

Zeitpunkt verschwindet, in dem die Finanzbehörden aktiv gegen den Betrug vorgehen.41 Ein 

weiteres typisches Erkennungsmerkmal für die Einstufung als Missing Trader ist die oft nur 

sehr kurze Lebensdauer solcher Gesellschaften, wobei diese häufig sogar unter sechs Monaten 

liegt.42 Der Missing Trader verkauft die Ware unter dem Einstandspreis und die wirklich da-

hinterstehenden Personen sind oftmals nicht greifbar.43 

 

 
39 Brandl in Summersberger, Ausfuhr im Abgaben-, Finanzstraf- und Außenwirtschaftsrecht 265; EuGH C-

384/04, Federation of Technological Industries, ECLI:EU:C:2006:309, Rn 11. 
40 Steiner, taxlex 2005, 269 (269); Tumpel, ZWF 2020, 42 (42). 
41 Seilern-Aspang, JSt 2019, 544 (544 f); Ludwig, FJ 2013, 187 (187). 
42 Steiner, taxlex 2005, 132 (133). 
43 Steiner, taxlex 2005, 132 (133). 
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Der Tatbestand der Abgabenhinterziehung gem § 33 FinStrG ist nur dann gegeben, wenn die 

abgabenrechtlichen Erklärungspflichten vorsätzlich nicht erfüllt werden und damit eine Ab-

gabenverkürzung bewirkt wird. Wenn die abgabenrechtlichen Erklärungspflichten eingehalten 

werden, jedoch „lediglich“ die Abgabenschuld nicht beglichen wird, liegt sowohl keine Ab-

gabenhinterziehung gem § 33 FinStrG als auch kein Abgabenbetrug gem § 39 FinStrG vor, 

weil die Tatbestandsmerkmale nicht erfüllt sind.44 Internationale Sachverhalte können in sol-

chen Fällen künftig nach § 40 FinStrG geahndet werden. 

 

Der Buffer kauft seine Ware vorwiegend oder ausschließlich über den Missing Trader. Seine 

Aufgabe besteht darin, vom Umsatzsteuerbetrug abzulenken, um den tatsächlichen Waren- 

bzw Geldverkehr zu verschleiern und so die Ermittlungstätigkeiten der Behörden zu erschwe-

ren.45 Der Buffer macht die vom Missing Trader in Rechnung gestellte und an diesen bezahlte 

Umsatzsteuer als Vorsteuer geltend. Er verkauft die Ware im Inland selbst umsatzsteuer-

pflichtig. Typische Erkennungsmerkmale für die Einstufung als Buffer sind, dass dieser nur 

geringe liquide Mittel besitzt und er vollständig seinen steuerlichen Pflichten nachkommt, 

damit der Umsatzsteuerbetrug nicht entdeckt wird.46 

 

Der Distributor bzw Exporteur versucht – genauso wie der Buffer – alle seine steuerlichen 

Pflichten zu erfüllen und vermeidet dabei jeglichen überprüfbaren Kontakt zum Missing Tra-

der.47 Er bewirkt normalerweise den durch die Nichtbegleichung der Umsatzsteuer angerich-

teten Abgabenausfall durch die Inanspruchnahme der Vorsteuererstattung.48 Er verkauft die 

Ware weiter, wobei der Empfänger der Ware meist aus dem Land kommt, aus dem die Ware 

ursprünglich stammt.49 

 

Der Händler im Ausland bzw. In/Out-Buffer ist sowohl Kunde des Exporteurs als auch Liefe-

rant des Missing Traders. Er ist gleichzeitig Ausgangs- und Endpunkt eines Umsatzsteuerka-

russells und ist in der EU ansässig. Typisches Erkennungsmerkmal für die Einstufung als 

Händler ist die wiederholte Verteilung derselben Ware auf die einzelnen Missing Trader, wo-

bei damit verschiedene Umsatzsteuerkarusselle gesteuert werden.50 

 

 
44 FAB 644 BlgNR 26. GP 41. 
45 Steiner, taxlex 2005, 132 (133). 
46 Steiner, taxlex 2005, 132 (133). 
47 Steiner, taxlex 2005, 132 (133). 
48 Steiner, taxlex 2005, 132 (133). 
49 Steiner, taxlex 2005, 132 (133). 
50 Steiner, taxlex 2005, 132 (134). 
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Nur sehr selten werden die Waren wirklich an Endverbraucher veräußert.51 

 

2.3 Steuerliche Rechtsfolgen eines Umsatzsteuerbetrugs 

Im UStG wurden Sanktionen für Umsatzsteuervergehen festgelegt, die der Sicherstellung des 

Abgabenaufkommens, der Vermeidung von Wettbewerbsverzerrungen sowie dem Schutz 

steuerehrlicher Unternehmen dienen.52 

 

2.3.1 Verlust des Vorsteuerabzugs 

Nach ständiger Rechtsprechung des EuGH ist das Recht eines Steuerpflichtigen, von der von 

ihm geschuldeten Umsatzsteuer die Umsatzsteuer abzuziehen, die für von ihm gekauften Ge-

genstände und empfangenen Dienstleistungen als Vorsteuer geschuldet wird oder abgeführt 

wurde, ein fundamentaler Grundsatz des gemeinsamen Mehrwertsteuersystems.53 Der Unter-

nehmer soll durch diese Regelung gänzlich von der Umsatzsteuer entlastet werden, sofern 

diese wirtschaftlichen Tätigkeiten prinzipiell selbst der Umsatzsteuer unterliegen.54 

 

Das Recht auf Vorsteuerabzug stellt einen integralen Bestandteil des Umsatzsteuermechanis-

mus dar, welches prinzipiell nicht eingeschränkt werden kann, sofern die materiellen und 

formellen Voraussetzungen von dem Steuerpflichtigen, der es geltend machen will, erfüllt 

werden.55 

 

Gem § 12 Abs 1 UStG kann der Unternehmer eine von anderen Unternehmern in einer Rech-

nung an ihn gesondert ausgewiesene Steuer für Lieferungen oder sonstige Leistungen, die im 

Inland für sein Unternehmen ausgeführt wurden, als Vorsteuer abziehen, sofern diese Umsät-

ze in keinem Zusammenhang mit unecht befreiten Umsätzen stehen. Gleiches gilt für die vom 

Unternehmer entrichtete Einfuhrumsatzsteuer für Gegenstände, die für sein Unternehmen 

eingeführt wurden sowie für Vorsteuern aus dem Übergang der Steuerschuld gem 

§ 19 Abs 1 zweiter Satz, Abs 1a, Abs 1b, Abs 1c, Abs 1d und Abs 1e UStG.56 Ein Vorsteuer-

 
51 Steiner, taxlex 2005, 132 (134). 
52 Mayr, RWP 2019, 113 (113). 
53 SWI-Redaktion, SWI 2019, 563 (565); EuGH C-329/18, Altic, ECLI:EU:C:2019:831, Rn 26; EuGH verb C-

80/11 und C-142/11, Mahagében und Dávid, ECLI:EU:C:2012:373, Rn 37; EuGH C-101/16, Paper Consult, 

ECLI:EU:C:2017:775, Rn 35; EuGH C-78/00, Kommission/Italien, ECLI:EU:C:2001:579, Rn 28. 
54 EuGH C-329/18, Altic, ECLI:EU:C:2019:831, Rn 26; EuGH C-101/16, Paper Consult, ECLI:EU:C:2017:775, 

Rn 37. 
55 EuGH C-329/18, Altic, ECLI:EU:C:2019:831, Rn 27; EuGH verb C-80/11 und C-142/11, Mahagében und 

Dávid, ECLI:EU:C:2012:373, Rn 38; EuGH C-101/16, Paper Consult, ECLI:EU:C:2017:775, Rn 36. 
56 § 12 Abs 1 UStG. 
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abzug aus Anzahlungen kann ebenfalls geltend gemacht werden, sofern eine Rechnung vor-

liegt und die Zahlung tatsächlich geleistet wurde.57 

 

Nach § 12 Abs 14 UStG entfällt das Recht auf Vorsteuerabzug, wenn der Unternehmer wusste 

oder wissen musste, dass der gegenständliche Umsatz im Zusammenhang mit Umsatzsteuer-

hinterziehungen oder sonstigen, die Umsatzsteuer betreffenden Finanzvergehen steht. Die 

Bestimmung ist insb auch dann anwendbar, wenn ein solches Finanzvergehen einen vor- oder 

nachgelagerten Umsatz betrifft.58 Der Vorsteuerabzug ist daher ebenfalls dann zu versagen, 

wenn nicht der direkte Lieferant, sondern ein Vorlieferant in der Lieferkette die Steuerhinter-

ziehung begangen hat.59 

 

Steuerpflichtige, die selbst einen Umsatzsteuerbetrug begehen, und Steuerpflichtige, die 

wussten oder hätten wissen müssen, dass sie sich mit diesem Erwerb an einem Umsatz betei-

ligen, der in eine Umsatzsteuerhinterziehung einbezogen ist, dürfen sich nicht auf das Unions-

recht berufen.60 Gemeint ist in diesem Zusammenhang insb das Recht auf Vorsteuerabzug, 

aber auch das Recht auf Anwendung der Steuerbefreiung für innergemeinschaftliche Liefe-

rungen. 

 

In den verb Rechtssachen Optigen, Fulcrum Electronics und Bond House Systems61 äußerte 

sich der EuGH erstmals zum Umsatzsteuerkarussellbetrug. Die Gesellschaften Optigen, 

Fulcrum Electronics und Bond House Systems kauften hauptsächlich Mikroprozessoren von 

Unternehmen im Vereinigten Königreich und verkauften diese anschließend an Kunden in 

anderen EU-Mitgliedstaaten.62 Sie beantragten für diese Umsätze in ihrer Umsatzsteuererklä-

rung die Erstattung der Vorsteuer, wobei ihnen diese von der Behörde zu einem Teil verwehrt 

und dementsprechend nicht erstattet wurde.63 Die betreffenden Umsätze waren Teil einer Lie-

ferkette, an der ohne das Wissen der Gesellschaften Optigen, Fulcrum Electronics und Bond 

 
57 § 12 Abs 1 UStG. 
58 § 12 Abs 14 UStG. 
59 VwGH 26. 3. 2014, 2009/13/0172; Melhardt, Umsatzsteuer-Handbuch 2020, 505. 
60 EuGH verb C-439/04 und C-440/04, Kittel und Recolta Recycling, ECLI:EU:C:2006:446, Rn 54 und 56; 

EuGH C-367/96, Kefalas u. a., ECLI:EU:C:1998:222, Rn 20; EuGH C-373/97, Diamantis, E-

CLI:EU:C:2000:150, Rn 33; EuGH C-32/03, Fini, ECLI:EU:C:2005:128, Rn 32; EuGH C-107/13, FIRIN, E-

CLI:EU:C:2014:151, Rn 40; EuGH C-329/18, Altic, ECLI:EU:C:2019:831, Rn 29; Brandl, SWK 2019, 941 

(941). 
61 EuGH verb C-354/03, C-355/03 und C-484/03, Optigen, Fulcrum Electronics und Bond House Systems, E-

CLI:EU:C:2006:16. 
62 EuGH verb C-354/03, C-355/03 und C-484/03, Optigen, Fulcrum Electronics und Bond House Systems, E-

CLI:EU:C:2006:16, Rn 8. 
63 EuGH verb C-354/03, C-355/03 und C-484/03, Optigen, Fulcrum Electronics und Bond House Systems, E-

CLI:EU:C:2006:16, Rn 9 ff. 
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House Systems ein Händler – ein sogenannter Missing Trader – beteiligt war, der seinen steu-

erlichen Verpflichtungen nicht nachkam, da er die geschuldete Umsatzsteuer nicht an den 

Fiskus entrichtete, oder ein Händler, der eine entwendete und damit ihm nicht gehörende 

UID-Nummer für diese Umsätze verwendete.64 

 

Nach Auffassung des EuGH sind die betreffenden Umsätze, die nicht selbst mit einem Um-

satzsteuerbetrug behaftet sind, Lieferungen von Gegenständen, die ein Steuerpflichtiger als 

solcher ausführt, und stellen damit eine wirtschaftliche Tätigkeit iSd Sechsten MwSt-RL dar, 

sofern die objektiven Anforderungen erfüllt sind.65 Dabei kommt es nicht auf die Absicht ei-

nes von dem betreffenden Steuerpflichtigen anderen Händlers, der an derselben Lieferkette 

beteiligt ist, oder den missbräuchlichen Zweck eines anderen Umsatzes an, der dem betref-

fenden Umsatz vorgelagert oder nachgelagert ist, sofern der betroffene Steuerpflichtige diesen 

weder kannte noch kennen musste.66 

 

Das Vorsteuerabzugsrecht eines Steuerpflichtigen wird nicht berührt, wenn in der Lieferkette, 

zu der der Umsatz gehört, ein anderer vorgelagerter oder nachgelagerter Umsatz mit einem 

Umsatzsteuerbetrug behaftet ist, ohne dass der Steuerpflichtige davon wusste oder dies hätte 

wissen müssen.67 

 

In den verb Rechtssachen Kittel und Recolta Recycling68 führte der EuGH seine Rechtspre-

chung hinsichtlich des Rechts auf Vorsteuerabzug fort. In der Rechtssache Kittel69 ging es um 

die Aktiengesellschaft Ang Computime Belgium, die EDV-Komponenten kaufte und verkauf-

te.70 Nach der Auffassung der Finanzverwaltung habe sich Computime wissentlich an einem 

Umsatzsteuerkarussellbetrug beteiligt und handle es sich bei den Lieferungen an Computime 

nur um fiktive Lieferungen, weshalb das Recht auf Vorsteuerabzug verweigert und daraufhin 

ein Zahlungsbescheid erlassen wurde.71 In der Rechtssache Recolta Recycling72 kaufte Recol-

ta von einem Herrn Ailliaud 16 Luxusfahrzeuge, die dieser von der Gesellschaft Auto-Mail 

 
64 EuGH verb C-354/03, C-355/03 und C-484/03, Optigen, Fulcrum Electronics und Bond House Systems, E-

CLI:EU:C:2006:16, Rn 12. 
65 EuGH verb C-354/03, C-355/03 und C-484/03, Optigen, Fulcrum Electronics und Bond House Systems, E-

CLI:EU:C:2006:16, Rn 51. 
66 EuGH verb C-354/03, C-355/03 und C-484/03, Optigen, Fulcrum Electronics und Bond House Systems, E-

CLI:EU:C:2006:16, Rn 55. 
67 EuGH verb C-354/03, C-355/03 und C-484/03, Optigen, Fulcrum Electronics und Bond House Systems, E-

CLI:EU:C:2006:16, Rn 55. 
68 EuGH verb C-439/04 und C-440/04, Kittel und Recolta Recycling, ECLI:EU:C:2006:446. 
69 EuGH verb C-439/04 und C-440/04, Kittel und Recolta Recycling, ECLI:EU:C:2006:446. 
70 EuGH verb C-439/04 und C-440/04, Kittel und Recolta Recycling, ECLI:EU:C:2006:446, Rn 10. 
71 EuGH verb C-439/04 und C-440/04, Kittel und Recolta Recycling, ECLI:EU:C:2006:446, Rn 10 f. 
72 EuGH verb C-439/04 und C-440/04, Kittel und Recolta Recycling, ECLI:EU:C:2006:446. 
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erwarb.73 Recolta verkaufte die Fahrzeuge wiederum steuerfrei an die Gesellschaft Auto-

Mail.74 Herr Ailliaud hat die von Recolta gezahlte Umsatzsteuer jedoch nicht an den Fiskus 

entrichtet.75 Zwischen Herrn Ailliaud und der Gesellschaft Auto-Mail bestand ein Steuerbe-

trugsmechanismus in Karussellform, in den die mit Recolta abgeschlossenen Geschäfte einbe-

zogen waren.76 

 

Nach Auffassung des EuGH ist die tatsächliche Entrichtung der Umsatzsteuer an den Fiskus, 

die für die vorgelagerten oder nachgelagerten Verkäufe der betreffenden Waren geschuldet 

wird, für das Recht des Steuerpflichtigen auf Vorsteuerabzug nicht von Relevanz.77 

 

Die Mitwirkung an einem Umsatzsteuerkarussellbetrug führt nach dem EuGH dann zum Ver-

lust des Rechts auf Vorsteuerabzug, wenn aufgrund objektiver Umstände feststeht, dass die 

Lieferung an einen Unternehmer erfolgte, der wusste oder hätte wissen müssen, dass er mit 

seinem Erwerb an einem Umsatz mitwirkt, der in einen Umsatzsteuerbetrug einbezogen 

war.78 Ein Steuerpflichtiger, der vom Umsatzsteuerbetrug wusste oder hätte wissen müssen, 

gilt als ein an diesem Betrug Beteiligter, wobei irrelevant ist, ob er aus dem Weiterverkauf der 

Waren einen Gewinn erlangt oder nicht.79 

 

Zusammengefasst besteht also dann kein Recht auf Vorsteuerabzug, wenn die Voraussetzun-

gen des § 12 Abs 14 UStG erfüllt sind, selbst dann nicht, wenn sonst alle weiteren formalen 

Erfordernisse erfüllt sind.80 

 

2.3.2 Verlust der Steuerbefreiung für innergemeinschaftliche Lieferungen 

Gem Art 6 Abs 1 UStG sind innergemeinschaftliche Lieferungen nach Art 7 UStG umsatz-

steuerfrei. 

 

Eine innergemeinschaftliche Lieferung nach Art 7 Abs 1 UStG liegt vor, wenn bei einer Lie-

ferung folgende Voraussetzungen kumulativ erfüllt sind: 

 
73 EuGH verb C-439/04 und C-440/04, Kittel und Recolta Recycling, ECLI:EU:C:2006:446, Rn 14. 
74 EuGH verb C-439/04 und C-440/04, Kittel und Recolta Recycling, ECLI:EU:C:2006:446, Rn 14. 
75 EuGH verb C-439/04 und C-440/04, Kittel und Recolta Recycling, ECLI:EU:C:2006:446, Rn 14. 
76 EuGH verb C-439/04 und C-440/04, Kittel und Recolta Recycling, ECLI:EU:C:2006:446, Rn 15. 
77 EuGH verb C-439/04 und C-440/04, Kittel und Recolta Recycling, ECLI:EU:C:2006:446, Rn 49. 
78 EuGH verb C-439/04 und C-440/04, Kittel und Recolta Recycling, ECLI:EU:C:2006:446, Rn 59; Strunz, SWK 

2007, 673 (674). 
79 EuGH verb C-439/04 und C-440/04, Kittel und Recolta Recycling, ECLI:EU:C:2006:446, Rn 56. 
80 VwGH 25. 2. 2015, Ra 2014/13/0023. 
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o Der Unternehmer oder Abnehmer hat die Ware in das übrige Gemeinschaftsgebiet be-

fördert oder versendet. 

o Der Abnehmer ist ein Unternehmer, der die Ware für sein Unternehmen erworben hat 

oder eine juristische Person, die nicht Unternehmer ist oder die die Ware nicht für ihr 

Unternehmen erworben hat, wobei der Abnehmer dem Unternehmer die in einem an-

deren Mitgliedstaat erteilte UID-Nummer mitgeteilt hat. Der Abnehmer kann bei der 

Lieferung eines neuen Fahrzeugs auch jeder andere Erwerber sein. 

o Der Erwerb der Ware ist beim Abnehmer in einem anderen Mitgliedstaat steuerbar. 

o Der Unternehmer ist der Verpflichtung zur Abgabe einer Zusammenfassenden Mel-

dung nach Art 21 Abs 3 UStG nachgekommen oder hat sein Versäumnis ordnungsge-

mäß begründet. 

 

Gem Art 7 Abs 3 UStG müssen die genannten Voraussetzungen vom Unternehmer buchmä-

ßig nachgewiesen werden. Der Bundesminister für Finanzen kann hierzu eine VO erlassen, 

die regelt, wie der Unternehmer den Nachweis erbringen kann, dass die Ware in das übrige 

Gemeinschaftsgebiet befördert oder versendet wurde.81 

 

Nach Art 6 Abs 1 UStG ist die Steuerbefreiung bei innergemeinschaftlichen Lieferungen je-

doch zu versagen, wenn der Unternehmer wusste oder wissen musste, dass die betreffende 

Lieferung im Zusammenhang mit Umsatzsteuerhinterziehungen oder sonstigen, die Umsatz-

steuer betreffenden Finanzvergehen steht. Demnach kann im Falle eines Umsatzsteuerbetrugs 

durch Dritte das Recht auf die Steuerfreiheit versagt werden. 

 

Unklar ist, ob diese Konsequenz – genauso wie bei der Versagung des Vorsteuerabzugs nach 

§ 12 Abs 14 UStG – auch dann eintritt, wenn die Umsatzsteuerhinterziehung nicht unmittel-

bar die innergemeinschaftliche Lieferung, sondern einen späteren Umsatz betrifft.82 Diese 

Rechtsfolge wird im Gesetz nicht explizit geregelt. In der Rechtssache Vetsch83 setzte der 

EuGH diesbezüglich seine bisherige Rechtsprechung zum Vorsteuerabzugsrecht und dem 

Recht auf Steuerbefreiung fort, indem er in jenen Fällen, in denen der Umsatzsteuerbetrug in 

nicht mit dem fraglichen Umsatz in Zusammenhang stehenden Umsätzen in der Unterneh-

merkette begangen wird, diese Rechte nur dann versagt, wenn der Unternehmer von dem Um-

satzsteuerbetrug wusste oder wissen hätte müssen.84 Dieses Prinzip ist auf alle Fälle von Um-

 
81 Art 7 Abs 3 UStG. 
82 Mayr, RWP 2019, 113 (114). 
83 EuGH C-531/17, Vetsch, ECLI:EU:C:2019:114. 
84 EuGH C-531/17, Vetsch, ECLI:EU:C:2019:114, Rn 43; VwGH 26. 3. 2019, Ra 2016/16/0061. 
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satzsteuerbetrug in der Unternehmerkette anzuwenden, unabhängig davon, wo in der Unter-

nehmerkette der betrugsbehaftete Umsatz entsteht.85 

 

2.3.3 Kumulation der Rechtsfolgen 

Fraglich ist, ob bei Umsatzsteuerbetrug sowohl der Vorsteuerabzug als auch die Steuerbefrei-

ung für innergemeinschaftliche Lieferungen kumuliert aberkannt werden können. 

 

Nach der Rechtsprechung des EuGH in der Rechtssache Italmoda86 wäre eine solche Interpre-

tation wohl möglich. Italmoda ist eine niederländische Gesellschaft, die im Bereich des 

Schuhhandels tätig war und auch Handelsgeschäfte mit Datenverarbeitungsmaterial durch-

führte.87 Die Gesellschaft kaufte das Material in den Niederlanden und in Deutschland und 

veräußerte dieses an Kunden, die in Italien umsatzsteuerpflichtig waren.88 In Bezug auf die in 

den Niederlanden gekauften Waren wurden von Italmoda alle erforderlichen Anmeldungen 

getätigt und beantragte diese in ihren Umsatzsteuererklärungen die Erstattung der Vorsteuer.89 

Für die aus Deutschland stammenden Waren wurde hingegen weder in Deutschland eine in-

nergemeinschaftliche Lieferung noch in den Niederlanden ein innergemeinschaftlicher Er-

werb angemeldet.90 Die Erwerber in Italien meldeten keinen innergemeinschaftlichen Erwerb 

an und entrichteten die geschuldete Umsatzsteuer auch nicht an den Fiskus, weshalb ihnen die 

italienischen Steuerbehörden das Recht auf Vorsteuerabzug versagten.91 Die niederländischen 

Steuerbehörden waren der Meinung, Italmoda sei wissentlich an einem Umsatzsteuerbetrug 

beteiligt gewesen, indem die Umsatzsteuer in Italien hinterzogen werden sollte und versagten 

ihr das Recht auf Befreiung in Bezug auf die innergemeinschaftlichen Lieferungen in diesem 

EU-Mitgliedstaat sowie das Recht auf Vorsteuerabzug und Erstattung bezüglich der für die 

Gegenstände aus Deutschland entrichteten Umsatzsteuer.92 

 

Nach Auffassung des EuGH haben die nationalen Behörden und Gerichte einem Steuerpflich-

tigen im Zusammenhang mit einer innergemeinschaftlichen Lieferung das Vorsteuerabzugs-

recht, das Recht auf Umsatzsteuerbefreiung oder auf Umsatzsteuererstattung zu versagen, 

wenn nach objektiven Umständen feststellbar ist, dass der Steuerpflichtige von dem Umsatz-

 
85 Geringer, taxlex 2019, 177 (179). 
86 EuGH verb C-131/13, C-163/13 und C-164/13, Italmoda, ECLI:EU:C:2014:2455. 
87 EuGH verb C-131/13, C-163/13 und C-164/13, Italmoda, ECLI:EU:C:2014:2455, Rn 9. 
88 EuGH verb C-131/13, C-163/13 und C-164/13, Italmoda, ECLI:EU:C:2014:2455, Rn 9. 
89 EuGH verb C-131/13, C-163/13 und C-164/13, Italmoda, ECLI:EU:C:2014:2455, Rn 10. 
90 EuGH verb C-131/13, C-163/13 und C-164/13, Italmoda, ECLI:EU:C:2014:2455, Rn 10. 
91 EuGH verb C-131/13, C-163/13 und C-164/13, Italmoda, ECLI:EU:C:2014:2455, Rn 10. 
92 EuGH verb C-131/13, C-163/13 und C-164/13, Italmoda, ECLI:EU:C:2014:2455, Rn 11. 
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steuerbetrug wusste oder hätte wissen müssen.93 Dies gilt unabhängig davon, ob es eine ent-

sprechende nationale Bestimmung gibt, und ungeachtet dessen, ob der Umsatzsteuerbetrug in 

einem anderen EU-Mitgliedstaat als dem, in dem die soeben genannten Rechte geltend ge-

macht werden, begangen wurde.94 

 

2.3.4 Grenzen der Rechtsversagung 

Bei der Prüfung, ob der Unternehmer vom Umsatzsteuerbetrug seines Geschäftspartners 

wusste oder hätte wissen müssen, ist die Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns zu beach-

ten.95 

 

Nach der Rechtsprechung des EuGH steht einem Unternehmer das Recht auf Vorsteuerabzug 

und das Recht auf Anwendung der Steuerbefreiung für innergemeinschaftliche Lieferungen 

nur dann zu, wenn dieser alle Maßnahmen trifft, die vernünftigerweise von ihm verlangt wer-

den können, um zu gewährleisten, dass die Umsätze nicht in einen Umsatzsteuerbetrug einbe-

zogen sind, und dieser Unternehmer somit vom Umsatzsteuerbetrug in der Kette weder wuss-

te noch wissen konnte.96 

 

Welche konkreten Maßnahmen von dem Unternehmer verlangt werden, hängt von den jewei-

ligen Umständen des Einzelfalls ab.97 

 

Der Unternehmer muss vor allem dann Auskünfte einholen und sich von der Zuverlässigkeit 

seines Vertragspartners vergewissern, sofern Anzeichen für Unregelmäßigkeiten oder Um-

satzsteuervergehen bestehen.98 Entscheidende Kriterien für das „Wissenkönnen“ sind dem-

nach das Vorliegen ungewöhnlicher Umstände und das Unterlassen von entsprechenden 

Maßnahmen, die jeder vernünftige Unternehmer daraufhin ergriffen hätte.99 

 

 
93 EuGH verb C-131/13, C-163/13 und C-164/13, Italmoda, ECLI:EU:C:2014:2455, Rn 62. 
94 EuGH verb C-131/13, C-163/13 und C-164/13, Italmoda, ECLI:EU:C:2014:2455, Rn 62 und 69. 
95 Mayr, RWP 2019, 113 (115). 
96 EuGH verb C-439/04 und C-440/04, Kittel und Recolta Recycling, ECLI:EU:C:2006:446, Rn 51 f; EuGH C-

384/04, Federation of Technological Industries, ECLI:EU:C:2006:309, Rn 33; EuGH C-273/11, Mecsek-

Gabona, ECLI:EU:C:2012:547, Rn 48; EuGH verb C-80/11 und C-142/11, Mahagében und Dávid, E-

CLI:EU:C:2012:373, Rn 54; EuGH C-409/04, Teleos u. a., ECLI:EU:C:2007:548, Rn 65; EuGH C-624/15, Lit-

dana, ECLI:EU:C:2017:389, Rn 34. 
97 EuGH C-273/11, Mecsek-Gabona, ECLI:EU:C:2012:547, Rn 53; Geringer, ZWF 2019, 42 (42). 
98 EuGH verb C-80/11 und C-142/11, Mahagében und Dávid, ECLI:EU:C:2012:373, Rn 60. 
99 Laudacher, SWK 2008, 28 (32). 
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Den Unternehmer treffen jedoch keine generellen Nachforschungspflichten dahingehend, ob 

es bei vorgelagerten Umsätzen zu Unregelmäßigkeiten oder Umsatzsteuervergehen gekom-

men ist.100 

 

Nach Auffassung des EuGH ist es Sache der Steuerbehörde, die einen Umsatzsteuerbetrug 

oder Unregelmäßigkeiten durch den Rechnungsaussteller festgestellt hat, aufgrund objektiver 

Anhaltspunkte und ohne vom Rechnungsempfänger ihm nicht obliegende Überprüfungen zu 

verlangen, nachzuweisen, dass der Rechnungsempfänger wusste oder hätte wissen müssen, 

dass der zur Begründung des Vorsteuerabzugsrechts geltend gemachte Umsatz in einen Um-

satzsteuerbetrug einbezogen war.101 Demnach obliegt es der Steuerbehörde aufgrund objekti-

ver Umstände darzulegen, dass der Unternehmer von dem Umsatzsteuerbetrug wusste oder 

hätte wissen müssen und daher bösgläubig war.102 

 

Die Steuerbehörde darf ihre eigenen Kontrollpflichten nicht zur Gänze auf den Steuerpflichti-

gen übertragen.103 

 

In der Rechtssache Litdana104 entschied der EuGH zugunsten des Steuerpflichtigen, der die 

Differenzbesteuerung beanspruchte, obwohl die Voraussetzungen für die Anwendung nicht 

gegeben waren. Litdana war im Bereich des Gebrauchtwagenhandels tätig und kaufte im Jahr 

2012 von der dänischen Gesellschaft Handicare Auto A/S Gebrauchtwagen, die sie an natürli-

che und juristische Personen weiterverkaufte.105 Alle Rechnungen über die gekauften Ge-

brauchtwagen verwiesen auf die Art 69 bis 71 des dänischen Mehrwertsteuergesetzes und 

beinhalteten einen Satz, wonach die verkauften Fahrzeuge umsatzsteuerfrei waren.106 Beim 

Weiterverkauf der Fahrzeuge wandte Litdana die Differenzbesteuerung an.107 Die litauische 

Behörde war der Ansicht, Litdana habe auf die von Handicare Auto A/S gekauften und an 

natürliche und juristische Personen weiterverkauften 25 Gebrauchtfahrzeuge die Differenzbe-

steuerung angewandt, ohne dass die Voraussetzungen für die Anwendung erfüllt wären, weil 

 
100 EuGH C-642/11, Stroy trans, ECLI:EU:C:2013:54, Rn 49; EuGH verb C-80/11 und C-142/11, Mahagében 

und Dávid, ECLI:EU:C:2012:373, Rn 61. 
101 EuGH C-277/14, PPUH Stehcemp, ECLI:EU:C:2015:719, Rn 50. 
102 EuGH C-285/11, Bonik, ECLI:EU:C:2012:774, Rn 45; EuGH C-329/18, Altic, ECLI:EU:C:2019:831, Rn 31; 

Brandl, SWK 2019, 941 (942). 
103 Mayr, RWP 2019, 113 (115). 
104 EuGH C-624/15, Litdana, ECLI:EU:C:2017:389. 
105 EuGH C-624/15, Litdana, ECLI:EU:C:2017:389, Rn 12. 
106 EuGH C-624/15, Litdana, ECLI:EU:C:2017:389, Rn 12. 
107 EuGH C-624/15, Litdana, ECLI:EU:C:2017:389, Rn 12. 
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Handicare Auto A/S auf die verkauften Fahrzeuge nicht die Differenzbesteuerung angewandt 

habe.108  

 

Nach Auffassung des EuGH muss ein Wirtschaftsteilnehmer in gutem Glauben handeln und 

dabei alle Vorkehrungen treffen, die vernünftigerweise von ihm gefordert werden können, um 

zu gewährleisten, dass der von ihm getätigte Umsatz nicht zu einer Mitwirkung an einem Um-

satzsteuerbetrug führt.109 Wie der EuGH in dieser Rechtssache entschieden hat, würde es im 

Rahmen von langjährigen Geschäftsbeziehungen zwischen Unternehmern dem Grundsatz der 

Verhältnismäßigkeit widersprechen, wenn ein Unternehmer jede einzelne Lieferung darauf 

überprüfen muss, ob der Lieferer tatsächlich die Differenzbesteuerung angewandt hat, um 

damit seinen Sorgfaltspflichten nachzukommen, sofern keine besonderen Anhaltspunkte für 

das Vorliegen von Unregelmäßigkeiten oder Umsatzsteuervergehen bestehen.110 

 

In der Rechtssache Evita-K111 entschied der EuGH ebenfalls zugunsten des Steuerpflichtigen. 

Evita-K ist eine bulgarische Gesellschaft, die im Bereich des Tierhandels tätig war.112 Sie be-

antragte den Vorsteuerabzug in Form einer Steuergutschrift durch Vorlage von neun Rech-

nungen über die Lieferung von Schlachtkälbern, die von der Ekspertis-7 EOOD ausgestellt 

wurden.113 Evita-K führte lebende Kälber nach Albanien aus und wies deren Ankauf mit den 

von Ekspertis-7 ausgestellten Rechnungen nach und legte Zollanmeldungen, Veterinärzeug-

nisse, in denen die Ohrmarken der Tiere aufgezählt waren, tierärztliche Bescheinigungen für 

den Transport der Tiere im Inland sowie weitere Dokumente vor.114 Aufgrund einer Steuer-

prüfung bei Evita-K wurde Ekspertis-7 von den bulgarischen Behörden um Auskunft hinsicht-

lich der Lieferungen, die sie Evita-K in Rechnung gestellt hat, ersucht.115 Da deren Antwort 

mangelhaft war, gingen die Steuerbehörden davon aus, dass die betreffenden Lieferungen 

nicht tatsächlich erfolgt sind und Evita-K daher hinsichtlich dieser Lieferungen kein Recht auf 

Vorsteuerabzug geltend machen habe können.116 Evita-K vertrat jedoch die Ansicht, dass die 

von ihr vorgelegten Belege zum Beweis der tatsächlich erfolgten Lieferungen ausreichen 

 
108 EuGH C-624/15, Litdana, ECLI:EU:C:2017:389, Rn 13. 
109 EuGH C-624/15, Litdana, ECLI:EU:C:2017:389, Rn 34. 
110 EuGH C-624/15, Litdana, ECLI:EU:C:2017:389, Rn 44. 
111 EuGH C-78/12, Evita-K, ECLI:EU:C:2013:486. 
112 EuGH C-78/12, Evita-K, ECLI:EU:C:2013:486, Rn 22. 
113 EuGH C-78/12, Evita-K, ECLI:EU:C:2013:486, Rn 23. 
114 EuGH C-78/12, Evita-K, ECLI:EU:C:2013:486, Rn 24 f. 
115 EuGH C-78/12, Evita-K, ECLI:EU:C:2013:486, Rn 26. 
116 EuGH C-78/12, Evita-K, ECLI:EU:C:2013:486, Rn 27. 
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würden und sie somit als gutgläubige Erwerberin gelte.117 Für die Frage des Vorsteuerabzugs 

sei die Frage nach dem Eigentum und der Herkunft der gekauften Gegenstände irrelevant.118 

 

Nach Meinung des EuGH kann eine Steuerbehörde vom Steuerpflichtigen, der sein Vorsteu-

erabzugsrecht geltend machen will, nicht die Vorlage von Dokumenten fordern, die von sei-

nem Rinderlieferer stammen und in denen die Ohrmarken der Tiere genannt werden, die im 

Rahmen des mit einer VO geschaffenen Systems zur Kennzeichnung und Registrierung vor-

gesehen sind.119  

 

In einer weiteren Rechtssache des EuGH beschäftigte sich dieser mit der Frage der Nachfor-

schungspflichten eines Steuerpflichtigen. In der Rechtssache Altic120 kaufte Altic Rapssaatgut 

von der Sakorex SIA und der Ulmar SIA, das in einem der Vendo DIA gehörenden Lager gela-

gert wurde.121 Die Abgabenbehörde versagte Altic das Recht auf Vorsteuerabzug, weil deren 

Lieferer Scheinunternehmen waren und es sich hierbei um einen Umsatzsteuerbetrug handel-

te.122 Altic sei als Wirtschaftsteilnehmer im Lebensmittelsektor zur Durchführung einer um-

fassenden Überprüfung ihrer Vertragspartner verpflichtet gewesen.123 Es stellte sich weiters 

die Frage, ob Altic von dem Umsatzsteuerbetrug der betreffenden Umsätze wusste oder hätte 

wissen müssen.124 

 

Wie der EuGH entschieden hat, darf eine Steuerbehörde für den Zweck der Feststellung, dass 

ein Steuerpflichtiger, welcher Teil einer Lebensmittelkette ist, wusste oder hätte wissen müs-

sen, dass seine Lieferer in einen Umsatzsteuerbetrug einbezogen waren, diesen Steuerpflichti-

gen nicht dazu veranlassen, zu überprüfen, dass diese Lieferer ihre unionsrechtlichen Regist-

rierungspflichten im Bereich der Lebensmittelregulierung erfüllt haben.125 

 

 

 

 
117 EuGH C-78/12, Evita-K, ECLI:EU:C:2013:486, Rn 30. 
118 EuGH C-78/12, Evita-K, ECLI:EU:C:2013:486, Rn 30. 
119 EuGH C-78/12, Evita-K, ECLI:EU:C:2013:486, Rn 42. 
120 EuGH C-329/18, Altic, ECLI:EU:C:2019:831. 
121 EuGH C-329/18, Altic, ECLI:EU:C:2019:831, Rn 14. 
122 EuGH C-329/18, Altic, ECLI:EU:C:2019:831, Rn 33. 
123 EuGH C-329/18, Altic, ECLI:EU:C:2019:831, Rn 33. 
124 EuGH C-329/18, Altic, ECLI:EU:C:2019:831, Rn 19. 
125 EuGH C-329/18, Altic, ECLI:EU:C:2019:831, Rn 47; SWI-Redaktion, SWI 2019, 563 (568). 
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3 PIF-Richtlinie 

 

3.1 Meilensteine der Rechtsentwicklung 

Bereits vor mehr als 40 Jahren gab es erste Bemühungen um einen Schutz der finanziellen 

Interessen der EG. 1976 versuchte die Europäische Kommission, die Mitgliedstaaten zu über-

zeugen, den Schutz der finanziellen Interessen zu verankern; damals jedoch noch erfolglos.126 

 

3.1.1 Von der Mais-Entscheidung zum PIF-Übereinkommen 

Wesentlicher Impuls für den Schutz der finanziellen Interessen der Union war die sogenannte 

„Griechischer Maisfall“-Entscheidung127 des EuGH aus dem Jahr 1989, bei der es inhaltlich 

um Zollbetrug ging. Jugoslawischer Mais wurde aus Jugoslawien nach Griechenland einge-

führt, dann aber durch Unterstützung griechischer Beamter als griechischer Mais deklariert 

und nach Belgien ausgeführt.128 Er unterfiel damit als vermeintlicher griechischer Mais dem 

freien Warenverkehr und es wurden keine Agrarabschöpfungen zugunsten des Haushalts der 

EG eingehoben, die für Mais jugoslawischen Ursprungs fällig gewesen wären.129  

 

Nach Auffassung des EuGH seien die Mitgliedstaaten nach Art 5 Vertrag zur Gründung der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWGV) verpflichtet, alle geeigneten Maßnahmen zu 

ergreifen, um die Geltung und die Wirksamkeit des Gemeinschaftsrechts sicherzustellen.130 

Daraus leitete der EuGH eine Assimilierungspflicht ab, wonach die Mitgliedstaaten darauf 

achten müssen, dass Verstöße gegen Gemeinschaftsrecht nach ähnlichen sachlichen und ver-

fahrensrechtlichen Vorschriften sanktioniert werden wie nach Art und Schwere gleichartige 

Verstöße gegen nationales Recht.131 Die Sanktionen müssen jedenfalls effektiv, verhältnismä-

ßig und abschreckend sein.132 

 

Der strafrechtliche Schutz der Gemeinschaftsinteressen stütze sich damit vorrangig auf natio-

nale Straftatbestände, die sich in den einzelnen Mitgliedstaaten jedoch wesentlich unterschie-

den und zum Teil als unzureichend angesehen wurden.133 

 
126 KOM(1976) 418 endg. 
127 EuGH C-68/88, Kommission/Griechenland, ECLI:EU:C:1989:339. 
128 EuGH C-68/88, Kommission/Griechenland, ECLI:EU:C:1989:339, Rn 1 f. 
129 EuGH C-68/88, Kommission/Griechenland, ECLI:EU:C:1989:339, Rn 2. 
130 EuGH C-68/88, Kommission/Griechenland, ECLI:EU:C:1989:339, Rn 23. 
131 EuGH C-68/88, Kommission/Griechenland, ECLI:EU:C:1989:339, Rn 24 und 25. 
132 EuGH C-68/88, Kommission/Griechenland, ECLI:EU:C:1989:339, Rn 24. 
133 Kert in Leitner/Brandl, Finanzstrafrecht 2018, 5. 



 

22 

 

In der Folge wurde im Vertrag von Maastricht von 1992 das vom EuGH aufgestellte Assimi-

lierungsgebot für den Schutz der finanziellen Interessen der EG in Art 209a EWGV eingefügt 

und damit zum ersten Mal ausdrücklich im Primärrecht verankert.134 Art 209a EWGV ver-

pflichtete die Mitgliedstaaten, zur Bekämpfung von Betrügereien, die sich gegen die finanzi-

ellen Interessen der Gemeinschaften richteten, dieselben Maßnahmen zu setzen, welche sie 

auch zur Bekämpfung von Betrügereien ergriffen, die sich gegen ihre eigenen finanziellen 

Interessen richteten. 

 

Mit dem Übereinkommen zum Schutz der finanziellen Interessen der EG vom 26. Juli 1995, 

dem sogenannten PIF-Übereinkommen135, einschließlich seiner Zusatzprotokolle136, wurden 

erstmals strafrechtliche Vorgaben normiert. Für Dänemark ist das PIF-Übereinkommen auf-

grund des Opt-out-Rechts weiterhin bindend.137 

 

Art 1 Abs 1 PIF-Übereinkommen beinhaltet eine Definition des Betrugs zum Nachteil der 

finanziellen Interessen der EG, wobei sich der Tatbestand des Betrugs sowohl auf Ausgaben 

als auch Einnahmen der Union bezieht. 

 

Für Ausgaben und für Einnahmen der Union umfasst der Tatbestand des Betrugs gem 

Art 1 Abs 1 lit a und lit b PIF-Übereinkommen jede vorsätzliche Handlung oder Unterlassung 

betreffend 

i. die Verwendung oder Vorlage falscher, unrichtiger oder unvollständiger Erklärungen 

oder Unterlagen mit dem Ergebnis, dass Mittel aus dem EG-Gesamthaushaltsplan oder 

aus den Haushalten, die von den EG oder in deren Auftrag verwaltet werden, un-

rechtsmäßig erlangt oder zurückbehalten bzw rechtswidrig vermindert werden; 

ii. das Verschweigen einer Information unter Verletzung einer speziellen Pflicht mit der-

selben Folge; 

iii. im Zusammenhang mit Ausgaben die missbräuchliche Verwendung solcher Mittel zu 

anderen Zwecken als denen, für die sie anfänglich gewährt worden sind bzw im Zu-

sammenhang mit Einnahmen die missbräuchliche Verwendung eines rechtmäßig er-

langten Vorteils mit derselben Folge wie nach i und ii. 

 

 
134 Staffler, ZfRV 2018, 52 (54). 
135 PIF-Übereinkommen 95/C 316/03 ABl C 1995/316, 48. 
136 Erstes PIF-Protokoll 96/C 313/01 ABl C 1996/313, 1; EuGH-Protokoll 97/C 151/01 ABl C 1997/151, 1; 

Zweites PIF-Protokoll 97/C 221/02 ABl C 1997/221, 11. 
137 Tumpel, ZWF 2020, 42 (44). 
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Gem Art 2 Abs 1 PIF-Übereinkommen hat jeder Mitgliedstaat die notwendigen Maßnahmen 

zu treffen, um zu gewährleisten, dass die genannten Betrugshandlungen sowie die Beteiligung 

an solchen Handlungen oder der Versuch solcher Handlungen durch effektive, angemessene 

und abschreckende Strafen geahndet werden können, die zumindest in schweren Betrugsfällen 

auch Freiheitsstrafen vorsehen müssen, die zu einer Auslieferung führen können. Als schwe-

rer Betrug wird gem Art 2 Abs 1 PIF-Übereinkommen jeder Betrug subsumiert, der einen in 

den Mitgliedstaaten festzusetzenden Mindestbetrag, der jedenfalls EUR 50.000 nicht über-

schreiten darf, zum Gegenstand hat. In minder schweren Betrugsfällen, die einen Gesamtbe-

trag von weniger als EUR 4.000 umfassen und bei denen gem seinen Rechtsvorschriften keine 

besonderen erschwerenden Umstände gegeben sind, können nach Art 2 Abs 2 PIF-

Übereinkommen auch andere Sanktionen als Freiheitsstrafen vorgesehen werden. 

 

Das PIF-Übereinkommen musste als völkerrechtlicher Vertrag in nationales Recht umgesetzt 

werden, was der österreichische Gesetzgeber mit dem StRÄG 1998138 tat. Der Gesetzgeber 

war der Ansicht, dass die Verpflichtungen größtenteils durch das geltende nationale Recht 

erfüllt waren, wobei nur in Bezug auf die missbräuchliche Verwendung von Förderungen ein 

Umsetzungsbedarf gesehen und daher der Tatbestand des Förderungsmissbrauchs in 

§ 153b Strafgesetzbuch (StGB) normiert wurde.139 

 

Das PIF-Übereinkommen wurde in Bezug auf Einnahmen der Union im FinStrG umge-

setzt.140 Die im FinStrG enthaltenen Tatbestände umfassten bereits die Tatbestände des PIF-

Übereinkommens und eine diesbezügliche Änderung sah man daher als nicht notwendig an.141 

Allerdings entsprachen die im FinStrG vorgesehenen Strafdrohungen nicht den Anforderun-

gen des PIF-Übereinkommens, weshalb durch das AbgÄG 1998 die Freiheitsstrafdrohungen 

von einem Jahr auf zwei Jahre angehoben wurden, sodass eine Auslieferung wegen derartiger 

Straftaten möglich wurde.142 2004 wurden die Strafdrohungen für gewerbsmäßige Begehung, 

Bandenschmuggel und Schmuggel mit Waffen erheblich angehoben.143 

 

 
138 StRÄG 1998 BGBl I 1998/153. 
139 Kert in Leitner/Brandl, Finanzstrafrecht 2018, 7. 
140 AbgÄG 1998 BGBl I 1999/28. 
141 Kert in Leitner/Brandl, Finanzstrafrecht 2018, 7. 
142 AbgÄG 1998 BGBl I 1999/28. 
143 StReformG 2005 BGBl I 2004/57. 
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Die Ratifizierung der PIF-Rechtsakte von 1995 erfolgte nur sehr schleppend, weshalb diese 

erst am 17. Oktober 2002 in Kraft traten mit Ausnahme des Zweiten PIF-Protokolls, welches 

erst am 19. Mai 2005 in Kraft trat.144 

 

Bereits nach Unterzeichnung des PIF-Übereinkommens war die Frage umstritten, ob auch die 

Umsatzsteuer vom PIF-Übereinkommen umfasst sei. Die Europäische Kommission war der 

Auffassung, dass auch der Schutz der Umsatzsteuer von dem Übereinkommen erfasst sei.145 

Demgegenüber vertrat der Rat in seinem Erläuternden Bericht zum PIF-Übereinkommen die 

Ansicht, dass vom Übereinkommen keine Einnahmen umfasst seien, die sich aus der Anwen-

dung eines für alle Mitgliedstaaten einheitlichen Umsatzsteuersatzes ergeben, da die Umsatz-

steuer nicht zu den unmittelbar für die Gemeinschaften eingehobenen Eigenmitteln gehöre.146 

Weiters seien auch Einnahmen nicht umfasst, die sich aus der Anwendung eines einheitlichen 

Steuersatzes auf den Gesamtbetrag des Bruttosozialprodukts aller Mitgliedstaaten ergeben.147 

 

3.1.2 Vertrag von Amsterdam, OLAF und Corpus Juris 

Mit dem Vertrag von Amsterdam im Jahr 1997 wurde der strafrechtliche Schutz der finanziel-

len Interessen der EG wesentlich ausgeweitet.148 In Art 280 Abs 1 Vertrag zur Gründung der 

EG (EGV) wurden einerseits die Vorgaben der „Griechischen Maisfall“-Entscheidung zu den 

effektiven, verhältnismäßigen und abschreckenden Sanktionen festgeschrieben149 und ande-

rerseits wurde die Gemeinschaft neben den Mitgliedstaaten zur Betrugsbekämpfung zuständig 

gemacht. In Art 280 Abs 2 EGV wurde die Verpflichtung der Mitgliedstaaten zur gemein-

schaftstreuen und loyalen Zusammenarbeit, die sie gem Art 10 EGV trifft, präzisiert.150 Die 

Koordination zwischen den Mitgliedstaaten zum Schutz der finanziellen Interessen der Ge-

meinschaft vor Betrügereien und die Zusammenarbeit mit der Kommission wurde in 

Art 280 Abs 3 EGV normiert. Zuletzt verankerte Art 280 Abs 4 EGV die Kompetenz des Ra-

tes, nach Anhörung des Rechnungshofs die notwendigen Maßnahmen zur Verhütung und Be-

kämpfung von Betrügereien, die sich gegen die finanziellen Gemeinschaftsinteressen richten, 

zu setzen, um einen wirksamen und gleichwertigen Schutz in den Mitgliedstaaten zu garantie-

ren. Entgegen der Ansicht der Kommission wurde Art 280 Abs 1 EGV nur deklaratorischer 

 
144 Staffler, ZfRV 2018, 52 (54). 
145 KOM(2004) 709 endg. 
146 Erläuternder Bericht 97/C 191/01 ABl C 1997/191, 1 (4). 
147 Erläuternder Bericht 97/C 191/01 ABl C 1997/191, 1 (4). 
148 Kert in Leitner/Brandl, Finanzstrafrecht 2018, 5. 
149 Staffler, ZfRV 2018, 52 (54). 
150 Staffler, ZfRV 2018, 52 (54). 
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Charakter zuerkannt, weshalb Abs 4 im Ergebnis keine originäre Strafsetzungskompetenz für 

die EG darstellte.151 

 

1999 wurde das Europäische Amt für Betrugsbekämpfung (OLAF) gegründet, welches die 

zentrale Einheit zur Koordinierung der Betrugsbekämpfung (UCLAF) ersetzt und mit organi-

satorischer bzw institutioneller Autonomie ausgestattet ist.152 OLAF ist eine Untersuchungs-

behörde, die innerhalb der Unionsorgane Fakten bzw Daten sammelt und diese an die zustän-

digen Stellen in der EU bzw den Mitgliedstaaten weiterleitet.153 

 

Eine strafrechtliche Sachverständigengruppe verfasste auf Initiative der Europäischen Kom-

mission und des Europäischen Parlaments das sogenannte „Corpus Juris der strafrechtlichen 

Regelungen zum Schutz der finanziellen Interessen der EU“.154 Damit wurden Prinzipien zum 

Schutz der finanziellen Interessen der Union durch Strafrecht im Rahmen eines europäischen 

Rechtsraums ausgearbeitet.155 2001 legte die Kommission das Grünbuch zum strafrechtlichen 

Schutz der finanziellen Interessen der EG und zur Schaffung einer EUStA vor, dessen Inhalt 

sich auf das Modell des Corpus Juris stützte.156 Die konkreten Vorschläge des Grünbuchs 

konnten jedoch nicht umgesetzt werden, da der EG-Vertrag keine diesbezügliche Rechts-

grundlage enthielt. 

 

3.1.3 Vertrag von Lissabon und PIF-Richtlinie 

Mit dem Vertrag von Lissabon im Jahr 2009 wurde die Bestimmung des Art 280 EGV über-

nommen und ergänzt. Die zentrale Bestimmung zur Bekämpfung strafbarer Handlungen ge-

gen die finanziellen Unionsinteressen stellt Art 325 AEUV dar, der die Betrugsbekämpfung 

explizit zur Unionspolitik erklärt. Nach Art 325 Abs 1 AEUV bekämpfen die Mitgliedstaaten 

und die Union gemeinsam Betrügereien und sonstige gegen die finanziellen Unionsinteressen 

gerichtete rechtswidrige Handlungen mit abschreckenden und wirksamen Mitteln. Die Mit-

gliedstaaten haben zur Bekämpfung von Betrügereien dieselben Maßnahmen zu treffen, die 

sie auch zur Bekämpfung von Betrügereien setzen, die sich gegen ihre eigenen finanziellen 

Interessen richten.157 Die Koordination der Mitgliedstaaten und die Zusammenarbeit mit der 

Kommission bei der Bekämpfung von Betrügereien wurde in Art 325 Abs 3 AEUV normiert. 

 
151 Staffler, ZfRV 2018, 52 (54). 
152 Beschluss 1999/352 (EG, EGKS, Euratom) ABl L 1999/136, 20. 
153 VO 883/2013 (EU, Euratom) ABl L 2013/248, 1. 
154 Staffler, ZfRV 2018, 52 (55); vgl dazu Delmas-Marty, Corpus Juris. 
155 Staffler, ZfRV 2018, 52 (55). 
156 KOM(2001) 715 endg. 
157 Art 325 Abs 2 AEUV. 
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Als Motor zum Schutz der finanziellen Unionsinteressen gilt vor allem Art 325 Abs 4 AEUV, 

der die Kompetenzgrundlage bildet, auf der die Union die notwendigen Maßnahmen ergreift. 

Nach Art 325 Abs 4 AEUV beschließen das Europäische Parlament und der Rat gem dem 

ordentlichen Gesetzgebungsverfahren nach Anhörung des Rechnungshofs die notwendigen 

Maßnahmen zur Verhütung und Bekämpfung von Betrügereien, die sich gegen die finanziel-

len Unionsinteressen richten. Ungeachtet dieser neuen Unionskompetenz bleibt die strafrecht-

liche Betrugsbekämpfung primär dem nationalen Strafrecht vorbehalten.158 

 

Aus diesem Grund forderte das Europäische Parlament in seiner Entschließung vom 

19. April 2012 die Setzung von Maßnahmen zur Bekämpfung von Steuerbetrug sowie Steuer-

hinterziehung, die insgesamt 15 Programmpunkte enthielt.159 Am 31. Juli 2012 legte die 

Kommission einen Vorschlag für einen Mechanismus zur schnellen Reaktion auf Umsatz-

steuerbetrug vor, demzufolge die Mitgliedstaaten die sogenannte Reverse-Charge-Regelung 

anwenden sollten, wonach die Umsatzsteuer vom Erwerber bzw Dienstleistungsempfänger 

geschuldet wird und nicht vom Dienstleistungserbringer bzw Lieferer der Gegenstände.160 Die 

Kommission legte hingegen auf der Grundlage der Ermächtigung von Art 325 Abs 4 AEUV 

am 11. Juli 2012 einen Vorschlag für eine RL über die strafrechtliche Bekämpfung von gegen 

die finanziellen Interessen der EU gerichtetem Betrug vor.161 Die Umsetzung dieses Vor-

schlags dauerte knapp fünf Jahre.162 

 

Die RL 2017/1371/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. Juli 2017 über die 

strafrechtliche Bekämpfung von gegen die finanziellen Interessen der Union gerichtetem Be-

trug (sogenannte PIF-RL) wurde im Juli 2017 – gestützt auf Art 83 Abs 2 AEUV anstatt auf 

Art 325 AEUV – verabschiedet.163 

 

Problematisch sind die Divergenzen zum rechtlichen Fundament, auf dem die PIF-RL basiert. 

Das Europäische Parlament und der Rat stützten die PIF-RL gem der Präambel der RL auf 

Art 83 Abs 2 AEUV, wonach Mindestvorschriften für die Festlegung von Straftaten und Stra-

fen im Bereich besonders schwerer Kriminalität geregelt werden sollen.164 Demgegenüber 

 
158 Staffler, ZfRV 2018, 52 (55). 
159 Entschließung 2012/2599/RSP P7_TA(2012)0137. 
160 Europäische Kommission, Mehrwertsteuer: Kommission schlägt neues Instrument zur schnellen Reaktion auf 

Betrug vor, https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_12_868 (Stand 25. 7. 2020). 
161 KOM(2012) 363 endg. 
162 Glaser/Kert, ZWF 2017, 290 (290). 
163 PIF-RL 2017/1371 ABl L 2017/198, 29. 
164 PIF-RL 2017/1371 ABl L 2017/198, 29. 
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basierte der RL-Vorschlag der Kommission auf der Grundlage von Art 325 AEUV.165 Mithil-

fe von Art 325 AEUV können gegenüber Art 83 AEUV Regelungsbereiche über die Mindest-

standards hinaus geregelt werden, ohne den sogenannten „Notbremsmechanismus“ in 

Art 83 AEUV berücksichtigen zu müssen.166 Demgemäß könnte im Wege einer Nichtigkeits-

klage nach Art 263 AEUV eine unmittelbare objektive Rechtskontrolle durch den EuGH er-

folgen, um gegen das rechtliche Fundament des Art 83 AEUV der PIF-RL vorzugehen.167 

 

3.2 Rechtsprechung des EuGH zum Schutz der finanziellen Interessen 

der EU 

 

3.2.1 Rechtssache Taricco 

Die umstrittene Frage, ob auch die Umsatzsteuer vom PIF-Übereinkommen umfasst sei, wur-

de im Jahr 2015 vom EuGH im Vorabentscheidungsverfahren in der Rechtssache Taricco168 

beantwortet. 

 

Im Ausgangsverfahren wurde den Beschuldigten vorgeworfen, in den Steuerjahren 2005 bis 

2009 eine kriminelle Vereinigung gegründet oder organisiert zu haben, um dadurch verschie-

dene Umsatzsteuerdelikte zu verwirklichen und Umsatzsteuer zu hinterziehen.169 Insb wurde 

ihnen zur Last gelegt, Scheingesellschaften gegründet und falsche Unterlagen ausgestellt zu 

haben, um Champagner umsatzsteuerfrei kaufen zu können.170 Die Planet Srl habe die Waren, 

über die sie zu einem geringeren als dem Marktpreis disponieren konnte, weiter an Kunden 

veräußert.171 Der Betrug sei dadurch begangen worden, indem Planet Srl Rechnungen erhielt, 

die von diesen Scheingesellschaften für die fiktiven Umsätze ausgestellt wurden, wobei die 

Scheingesellschaften entweder keine Umsatzsteuerjahreserklärung einreichten oder die ent-

sprechenden Abgaben nicht entrichteten.172 Planet Srl habe die in den Rechnungen enthaltene 

Umsatzsteuer zu Unrecht abgezogen und falsche Umsatzsteuerjahreserklärungen einge-

reicht.173 Aus dem Umsatzsteuerbetrug soll ein Schaden von mehreren Millionen Euro ent-

standen sein.174 

 
165 Staffler, ZfRV 2018, 52 (56). 
166 Staffler, ZfRV 2018, 52 (56). 
167 Staffler, ZfRV 2018, 52 (56). 
168 EuGH C-105/14, Taricco, ECLI:EU:C:2015:555. 
169 EuGH C-105/14, Taricco, ECLI:EU:C:2015:555, Rn 18. 
170 EuGH C-105/14, Taricco, ECLI:EU:C:2015:555, Rn 18. 
171 EuGH C-105/14, Taricco, ECLI:EU:C:2015:555, Rn 18. 
172 EuGH C-105/14, Taricco, ECLI:EU:C:2015:555, Rn 19. 
173 EuGH C-105/14, Taricco, ECLI:EU:C:2015:555, Rn 19. 
174 EuGH C-105/14, Taricco, ECLI:EU:C:2015:555, Rn 22. 
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Das Verfahren gegenüber einem der Beschuldigten wurde eingestellt, da die Verjährung be-

reits eingetreten war.175 Das vorlegende Gericht vertrat die Ansicht, das Strafverfahren gegen 

die restlichen Beschuldigten würde wegen der komplexen Ermittlungen so viel Zeit in An-

spruch nehmen, dass die Straftaten bereits vor Ergehen des endgültigen Urteils verjährt sein 

würden.176 Das italienische Recht sah für das Delikt der Bildung einer kriminellen Vereini-

gung eine Verjährungsfrist von sieben Jahren für die Drahtzieher und sechs Jahren für alle 

anderen Beteiligten vor.177 Nach einer Unterbrechung der Verjährung verlängerte sich die 

Verjährungsfrist um nur ein Viertel der ursprünglichen Dauer.178 Die Komplexität und Länge 

der Strafverfahren führe dazu, dass schwerer Umsatzsteuerbetrug aufgrund des Ablaufs der 

Verjährungsfrist in vielen Fällen nicht strafrechtlich verfolgt werden könne.179 

 

Das vorlegende italienische Gericht wollte vom EuGH wissen, ob die italienischen Verjäh-

rungsbestimmungen, die de facto zur Straffreiheit bei Umsatzsteuerbetrug führen können, im 

Einklang mit den Regelungen der Mehrwertsteuersystemrichtlinie (MwStSystRL) und des 

AEUV stehen.180 

 

Der EuGH äußerte sich in dieser Rechtssache zur Bedeutung der Bekämpfung des Umsatz-

steuerbetrugs und betonte das Erfordernis der Strafverfolgung als wesentlichen Bestandteil 

des Schutzes der finanziellen Unionsinteressen.181 

 

Wie bereits in der Rechtssache Åkerberg Fransson182 sprach der EuGH aus, es ergebe sich aus 

der MwStSystRL, dass die Mitgliedstaaten nicht nur generell die Pflicht trifft, alle Rechts- 

und Verwaltungsvorschriften zu erlassen, die geeignet sind, die Erhebung der gesamten in 

ihren jeweiligen Hoheitsgebieten geschuldeten Umsatzsteuer zu garantieren, sondern sie müs-

sen auch gegen den Betrug vorgehen.183 Die Mitgliedstaaten sind auch nach Art 325 AEUV 

verpflichtet, rechtswidrige Handlungen, die sich gegen die finanziellen Unionsinteressen rich-

ten, mit abschreckenden und effektiven Maßnahmen zu bekämpfen, wobei hier dieselben 

 
175 EuGH C-105/14, Taricco, ECLI:EU:C:2015:555, Rn 20. 
176 EuGH C-105/14, Taricco, ECLI:EU:C:2015:555, Rn 24. 
177 EuGH C-105/14, Taricco, ECLI:EU:C:2015:555, Rn 21. 
178 EuGH C-105/14, Taricco, ECLI:EU:C:2015:555, Rn 23. 
179 EuGH C-105/14, Taricco, ECLI:EU:C:2015:555, Rn 22. 
180 EuGH C-105/14, Taricco, ECLI:EU:C:2015:555, Rn 27. 
181 Kert in Leitner/Brandl, Finanzstrafrecht 2018, 9. 
182 EuGH C-617/10, Åkerberg Fransson, ECLI:EU:C:2013:105. 
183 EuGH C-617/10, Åkerberg Fransson, ECLI:EU:C:2013:105, Rn 25; EuGH C-105/14, Taricco, E-

CLI:EU:C:2015:555, Rn 36. 
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Maßnahmen zu setzen sind wie zur Bekämpfung von Betrug, der sich gegen ihre eigenen fi-

nanziellen Interessen richtet.184 

 

Zu den Eigenmitteln der Union zählen laut dem EuGH ua Einnahmen, die aus der Anwen-

dung eines einheitlichen Steuersatzes auf die einheitliche Mehrwertsteuer-

Eigenmittelbemessungsgrundlage resultieren, weshalb sich ein unmittelbarer Zusammenhang 

zwischen der Erhebung der Umsatzsteuer und der Zurverfügungstellung entsprechender Steu-

ermittel für den Unionshaushalt ergibt.185 Die Mitgliedstaaten können die Sanktionen, um 

bestimmte Fälle von schwerem Umsatzsteuerbetrug wirksam und effektiv zu bekämpfen, 

zwar frei wählen, jedoch könnten strafrechtliche Sanktionen unentbehrlich sein.186 Hinsicht-

lich der umstrittenen Frage, ob der Betrug iSd Art 1 des PIF-Übereinkommens auch die Ein-

nahmen erfasst, die aus der Anwendung eines einheitlichen Steuersatzes auf die nach den 

Unionsvorschriften bestimmte einheitliche Mehrwertsteuer-Eigenmittelbemessungsgrundlage 

resultieren, erklärte der EuGH, dass diese Eigenmittel umfasst sind.187 Die Hinterziehung von 

Umsatzsteuer ist demnach von dem PIF-Übereinkommen umfasst. 

 

Der EuGH beantwortete die Vorlagefrage des italienischen Gerichts daher folgendermaßen: 

Führt eine Vorschrift über die Verjährung zum Ergebnis, dass Fälle schweren Umsatzsteuer-

betrugs nicht strafrechtlich geahndet werden könnten, weil sie verjährt sind, ist dies weder mit 

Art 325 AUEV noch mit dem PIF-Übereinkommen noch mit der MwStSystRL vereinbar.188  

 

Wenn eine wirksame und effektive Bekämpfung des Umsatzsteuerbetrugs unter Anwendung 

der Verjährungsbestimmungen nicht sichergestellt ist, sind die nationalen Bestimmungen 

nicht anzuwenden.189 Der EuGH weist hier auf den Grundsatz des Vorrangs des Unionsrechts 

hin, wonach jede Bestimmung des nationalen Rechts, die der Umsetzung von 

Art 325 Abs 1 und 2 AEUV entgegensteht, ohne Weiteres unanwendbar ist.190  

 

Die Nichtanwendung der nationalen Verjährungsbestimmungen stellt auch keinen Verstoß 

gegen die Grundsätze der Gesetzmäßigkeit und Verhältnismäßigkeit im Zusammenhang mit 

 
184 Art 325 AEUV; EuGH C-105/14, Taricco, ECLI:EU:C:2015:555, Rn 37; EuGH C-617/10, Åkerberg Frans-

son, ECLI:EU:C:2013:105, Rn 26. 
185 EuGH C-105/14, Taricco, ECLI:EU:C:2015:555, Rn 38. 
186 EuGH C-617/10, Åkerberg Fransson, ECLI:EU:C:2013:105, Rn 34; EuGH C-105/14, Taricco, E-

CLI:EU:C:2015:555, Rn 39. 
187 EuGH C-105/14, Taricco, ECLI:EU:C:2015:555, Rn 41. 
188 EuGH C-105/14, Taricco, ECLI:EU:C:2015:555, Rn 47. 
189 EuGH C-105/14, Taricco, ECLI:EU:C:2015:555, Rn 49. 
190 EuGH C-105/14, Taricco, ECLI:EU:C:2015:555, Rn 52. 
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Straftaten und Strafen gem Art 49 Grundrechtecharta (GRC) dar.191 Wenn nämlich einzig und 

allein die Strafverfolgung einer prinzipiell strafbaren Tat wieder ermöglicht wird, um zu ge-

währleisten, dass Maßnahmen zum Schutz der finanziellen Interessen wirksam verhängt wer-

den, folgt daraus weder eine Verurteilung des Beschuldigten für eine Handlung oder Unterlas-

sung, die im Zeitpunkt der Begehung nach nationalem Recht nicht strafbar war, noch die An-

wendung einer Sanktion, die zu diesem Zeitpunkt von diesem Recht nicht umfasst war.192 

Laut dem EuGH betrifft die Verjährung nicht die Strafbarkeit selbst und ist daher eher dem 

Verfahrensrecht und nicht dem materiellen Strafrecht zuzurechnen, weshalb das Rückwir-

kungsverbot darauf auch nicht anzuwenden ist.193 

 

Die Entscheidung des EuGH sorgte in der Praxis für heftige Diskussionen, da die Mitglied-

staaten unterschiedliche Rechtsauffassungen hinsichtlich der Einstufung der Verjährung ver-

treten. In Österreich stellt die Verjährung einen materiellrechtlichen Strafaufhebungsgrund 

dar, auf den der Grundsatz nulla poena sine lege anwendbar ist.194 

 

3.2.2 Rechtssache M.A.S. und M.B. 

In der gegenständlichen Rechtssache M.A.S. und M.B.195 wollte der italienische Verfassungs-

gerichtshof wissen, wie weit die Taricco-Rechtsprechung reicht. 

 

Im Ausgangsverfahren ging es um schwere Straftaten, die unter das italienische Dekret 

Nr. 74/2000 fielen.196 Die den Beschuldigten zur Last gelegten Straftaten wären verjährt ge-

wesen, wenn man die italienischen Bestimmungen des Strafgesetzbuchs angewendet hätte, 

andernfalls wäre eine Verurteilung der Beschuldigten – Taricco folgend – wegen Finanzdelik-

ten möglich gewesen.197 Der italienische Verfassungsgerichtshof hatte jedoch Bedenken, ob 

die Anwendung der Taricco-Rechtsprechung mit den obersten Grundsätzen der italienischen 

Verfassungsordnung und der Beachtung der unveräußerlichen Rechte der Person vereinbar 

wäre.198 Denn die Verjährung in Strafsachen sei nach dem italienischen Recht ein Institut des 

materiellen Rechts und falle daher unter den Grundsatz der Gesetzmäßigkeit, der in 

 
191 EuGH C-105/14, Taricco, ECLI:EU:C:2015:555, Rn 55. 
192 EuGH C-105/14, Taricco, ECLI:EU:C:2015:555, Rn 56. 
193 EuGH C-105/14, Taricco, ECLI:EU:C:2015:555, Rn 55 f. 
194 Marek in Höpfel/Ratz, WK StGB2 Vor §§ 57-60 Rz 3. 
195 EuGH C-42/17, M.A.S. und M.B., ECLI:EU:C:2017:936. 
196 EuGH C-42/17, M.A.S. und M.B., ECLI:EU:C:2017:936, Rn 10. 
197 EuGH C-42/17, M.A.S. und M.B., ECLI:EU:C:2017:936, Rn 10. 
198 EuGH C-42/17, M.A.S. und M.B., ECLI:EU:C:2017:936, Rn 13. 
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Art 25 der italienischen Verfassung normiert ist.199 Die Verjährung müsse aus diesem Grund 

durch hinreichend bestimmte Vorschriften, die zum Zeitpunkt der Tatbegehung in Kraft sind, 

geregelt sein.200 

 

Der italienische Verfassungsgerichtshof brachte daher zusammengefasst vor, der Vorrang des 

Art 325 AEUV und die Anwendung der Taricco-Rechtsprechung könnten gegen einen der 

obersten Grundsätze der italienischen Verfassungsordnung und auch gegen die Europäische 

Menschenrechtskonvention (EMRK), nämlich das Bestimmtheitsgebot und das Rückwir-

kungsverbot in Strafsachen, verstoßen.201 Art 7 EMRK umfasse das Gebot, dass der Täter vor 

Tatbegehung klar erkennen können müsse, dass die Tat strafbar sei und mit welcher konkre-

ten Strafe sie bedroht sei.202  

 

Im Urteil Taricco werde nicht auf die Vereinbarkeit der darin festgelegten Regel mit den 

obersten Grundsätzen der italienischen Verfassung Bezug genommen.203 Die Beurteilung die-

ser Frage habe durch die zuständigen nationalen Gerichte zu erfolgen.204 Der EuGH sei zwar 

auf die Frage der Vereinbarkeit der Regel mit dem Rückwirkungsverbot eingegangen, nicht 

aber auf das Erfordernis ausreichender Bestimmtheit der Sanktionsregelung.205 Dieses Erfor-

dernis sei aber Bestandteil der gemeinsamen verfassungsrechtlichen Traditionen der Mitglied-

staaten und des Schutzsystems der EMRK und somit ein allgemeiner Grundsatz des Unions-

rechts.206 

 

Der EuGH wiederholte in seiner Entscheidung zuerst die Taricco-Rechtsprechung. Ein Ver-

stoß der Mitgliedstaaten gegen ihre Verpflichtung aus Art 325 Abs 1 AEUV liegt dann vor, 

wenn die Sanktionen, die sie festlegen, um schwere Fälle des Umsatzsteuerbetrugs zu verfol-

gen, nicht sicherstellen können, dass die Umsatzsteuer in voller Höhe wirksam eingehoben 

wird.207 Die Mitgliedstaaten müssen darauf achten, dass die im nationalen Recht vorgesehe-

nen Verjährungsregelungen eine wirksame Verfolgung solcher Betrugsfälle ermöglichen.208 

Zudem müssen die Mitgliedstaaten nach Art 325 Abs 2 AUEV auch im Bereich der Umsatz-

 
199 EuGH C-42/17, M.A.S. und M.B., ECLI:EU:C:2017:936, Rn 14. 
200 EuGH C-42/17, M.A.S. und M.B., ECLI:EU:C:2017:936, Rn 14. 
201 EuGH C-42/17, M.A.S. und M.B., ECLI:EU:C:2017:936, Rn 13. 
202 EuGH C-42/17, M.A.S. und M.B., ECLI:EU:C:2017:936, Rn 16. 
203 EuGH C-42/17, M.A.S. und M.B., ECLI:EU:C:2017:936, Rn 18. 
204 EuGH C-105/14, Taricco, ECLI:EU:C:2015:555, Rn 58; EuGH C-42/17, M.A.S. und M.B., E-

CLI:EU:C:2017:936, Rn 18. 
205 EuGH C-42/17, M.A.S. und M.B., ECLI:EU:C:2017:936, Rn 19. 
206 EuGH C-42/17, M.A.S. und M.B., ECLI:EU:C:2017:936, Rn 19. 
207 EuGH C-42/17, M.A.S. und M.B., ECLI:EU:C:2017:936, Rn 36. 
208 EuGH C-42/17, M.A.S. und M.B., ECLI:EU:C:2017:936, Rn 36. 
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steuer zur Bekämpfung von Betrügereien, die sich gegen die finanziellen Interessen der Union 

richten, dieselben Maßnahmen wie zur Bekämpfung von Betrügereien treffen, die sich gegen 

ihre eigenen finanziellen Interessen richten.209 

 

Dem EuGH zufolge ist es primär Aufgabe des nationalen Gesetzgebers, die Verjährung so zu 

normieren, dass sie den Vorgaben von Art 325 AEUV im Licht der Taricco-Entscheidung 

entspricht.210 Die nationalen Verjährungsvorschriften dürfen nicht dazu führen, dass eine er-

hebliche Anzahl von schweren Betrugsfällen im Bereich der Umsatzsteuer nicht geahndet 

bleibt.211 Eine unmittelbar anwendbare und auch für noch nicht verjährte Straftaten geltende 

Verlängerung der Verjährungsfrist durch den nationalen Gesetzgeber stellt nach Auffassung 

des EuGH prinzipiell keinen Verstoß gegen den Grundsatz der Gesetzmäßigkeit im Zusam-

menhang mit Straftaten und Strafen dar.212 

 

Die Verjährungsvorschriften waren im gegenständlichen Fall noch nicht auf Unionsebene 

harmonisiert, weshalb der nationale Gesetzgeber frei bestimmen konnte, dass die Verjäh-

rungsbestimmungen zum materiellen Strafrecht zählen und deswegen dem Grundsatz der Ge-

setzmäßigkeit im Zusammenhang mit Straftaten und Strafen unterliegen.213 

 

Die zuständigen nationalen Gerichte haben, sofern sie in Verfahren die einschlägigen Best-

immungen des Strafgesetzbuchs unangewendet lassen müssen, die Grundrechte der Beschul-

digten zu beachten.214 Die nationalen Behörden und Gerichte können nationale Schutzstan-

dards für die Grundrechte anwenden, insoweit hierdurch weder das Schutzniveau der GRC 

noch der Vorrang, die Einheit oder die Wirksamkeit des Unionsrechts beeinträchtigt wer-

den.215 Es obliegt den zuständigen nationalen Gerichten bei der Verhängung von Strafen zu 

überprüfen, dass die Rechte gewährleistet sind, die sich für die Angeklagten aus dem Grund-

satz der Gesetzmäßigkeit im Zusammenhang mit Straftaten und Strafen ergeben.216 Der 

EuGH betont die wesentliche Bedeutung der Vorhersehbarkeit, der Bestimmtheit und des 

Rückwirkungsverbots von Strafbestimmungen.217 Der in Art 49 GRC normierte Grundsatz 

 
209 EuGH C-42/17, M.A.S. und M.B., ECLI:EU:C:2017:936, Rn 37. 
210 EuGH C-42/17, M.A.S. und M.B., ECLI:EU:C:2017:936, Rn 41. 
211 EuGH C-42/17, M.A.S. und M.B., ECLI:EU:C:2017:936, Rn 41. 
212 EuGH C-42/17, M.A.S. und M.B., ECLI:EU:C:2017:936, Rn 42. 
213 EuGH C-42/17, M.A.S. und M.B., ECLI:EU:C:2017:936, Rn 44 f. 
214 EuGH C-42/17, M.A.S. und M.B., ECLI:EU:C:2017:936, Rn 46. 
215 EuGH C-42/17, M.A.S. und M.B., ECLI:EU:C:2017:936, Rn 47. 
216 EuGH C-42/17, M.A.S. und M.B., ECLI:EU:C:2017:936, Rn 48. 
217 EuGH C-42/17, M.A.S. und M.B., ECLI:EU:C:2017:936, Rn 51. 
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bindet die Mitgliedstaaten bei der Durchführung des Unionsrechts.218 Die Verpflichtung, eine 

effektive Erhebung der Unionsmittel zu gewährleisten, darf diesem Grundsatz nicht zuwider-

laufen.219 

 

Nach Auffassung des EuGH hat das nationale Gericht zu prüfen, ob die Nichtanwendung der 

Verjährungsbestimmungen eine Unsicherheit schafft, die dem Grundsatz der Bestimmtheit 

des anzuwendenden Rechts widerspricht.220 Wenn dies der Fall ist, trifft die nationalen Ge-

richte nicht die Pflicht, die einschlägigen Bestimmungen des Strafgesetzbuchs unangewendet 

zu lassen.221 Kommt das nationale Gericht zur Ansicht, dass die Verpflichtung, die einschlä-

gigen Bestimmungen des Strafgesetzbuchs unangewendet zu lassen, dem Grundsatz der Ge-

setzmäßigkeit im Zusammenhang mit Straftaten und Strafen widerspricht, müsste es dieser 

Verpflichtung daher nicht nachkommen, selbst wenn dadurch dem Unionsrecht entsprochen 

werden könnte.222 Es obliegt dann dem nationalen Gesetzgeber, die notwendigen Maßnahmen 

zu setzen.223 

 

Der EuGH erkennt damit die Rechtsansicht des italienischen Verfassungsgerichtshofs an und 

gewährt den nationalen Gerichten hiermit einen größeren Ermessensspielraum bei der An-

wendung des Unionsrechts als dies in Vergangenheit der Fall war.224 Die nationalen Gerichte 

können ihre nationalen Schutzniveaus anwenden, auch wenn es sich um höhere Standards 

handelt und die effektive Wirksamkeit des Unionsrechts dadurch beeinträchtigt wird.225 Der 

EuGH stellt damit den Grundsatz der Gesetzmäßigkeit über die unionsrechtliche Verpflich-

tung aus Art 325 AEUV zur wirksamen strafrechtlichen Verfolgung des Umsatzsteuerbe-

trugs.226 Es obliegt jedoch dem nationalen Gesetzgeber, effektive und abschreckende straf-

rechtliche Maßnahmen für schwere Fälle des Umsatzsteuerbetrugs zu schaffen.227 

 

 
218 EuGH C-42/17, M.A.S. und M.B., ECLI:EU:C:2017:936, Rn 52. 
219 EuGH C-42/17, M.A.S. und M.B., ECLI:EU:C:2017:936, Rn 52. 
220 EuGH C-42/17, M.A.S. und M.B., ECLI:EU:C:2017:936, Rn 59. 
221 EuGH C-42/17, M.A.S. und M.B., ECLI:EU:C:2017:936, Rn 59. 
222 EuGH C-42/17, M.A.S. und M.B., ECLI:EU:C:2017:936, Rn 61. 
223 EuGH C-42/17, M.A.S. und M.B., ECLI:EU:C:2017:936, Rn 61. 
224 Kert in Leitner/Brandl, Finanzstrafrecht 2018, 13. 
225 EuGH C-42/17, M.A.S. und M.B., ECLI:EU:C:2017:936, Rn 47 und 61. 
226 Kert in Leitner/Brandl, Finanzstrafrecht 2018, 14. 
227 EuGH C-42/17, M.A.S. und M.B., ECLI:EU:C:2017:936, Rn 61. 
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3.2.3 Rechtssache Scialdone 

Im Mai 2018 befasste sich der EuGH in der Rechtssache Scialdone228 erneut mit einem Vor-

abentscheidungsersuchen eines italienischen Gerichts im Zusammenhang mit dem Schutz der 

finanziellen Unionsinteressen und der Verpflichtung der Mitgliedstaaten zur strafrechtlichen 

Bekämpfung von Umsatzsteuerbetrügereien. 

 

Bei der italienischen Gesellschaft Siderlaghi wurde aufgrund einer Steuerprüfung festgestellt, 

dass die Gesellschaft die von ihr gem ihrer Steuererklärung für das Jahr 2012 abzuführende 

Umsatzsteuer iHv EUR 175.272 nicht innerhalb der gesetzlich normierten Frist entrichtet hat-

te.229 Die italienische Finanzverwaltung teilte der Gesellschaft den Verstoß mit und forderte 

sie auf, die geschuldeten Abgabensteuern, Verzugszinsen und eine Geldstrafe iHv 30 % der 

Steuerschuld zu bezahlen.230 Da sich die Gesellschaft verpflichtete, ihre Umsatzsteuerschuld 

binnen 30 Tagen zu bezahlen, wurde die Geldstrafe um zwei Drittel reduziert.231 Daneben 

beantragte die italienische StA den Erlass eines Strafbefehls über EUR 22.500 gegen Herrn 

Scialdone, da es sich bei der Nichtabfuhr der Umsatzsteuer um eine Straftat nach italieni-

schem Recht handle und diese Straftat Herrn Scialdone als alleinigem Geschäftsführer von 

Siderlaghi zuzurechnen sei.232 

 

Das vorlegende Gericht wies allerdings darauf hin, dass am 22. Oktober 2015 ein neues Ge-

setz in Kraft getreten sei, das für Scialdone günstigere, rückwirkend anzuwendende Bestim-

mungen normiere.233 Danach handle es sich bei dem vorliegenden Sachverhalt nicht mehr um 

eine Straftat, da das neue Gesetz bestimme, dass bei Nichtabfuhr der Umsatzsteuer erst ab 

einem Schwellenwert von EUR 250.000 eine Straftat vorliege und die Abgabenschuld der 

Gesellschaft im gegenständlichen Fall unter diesem neuen Schwellenwert liege.234 Außerdem 

könne Scialdone einen Strafaufhebungsgrund geltend machen, da die Gesellschaft mit der 

italienischen Finanzverwaltung die Entrichtung der geschuldeten Umsatzsteuer, der verhäng-

ten Geldstrafe und der Verzugszinsen durch Ratenzahlung vereinbart habe.235 

 

 
228 EuGH C-574/15, Scialdone, ECLI:EU:C:2018:295. 
229 EuGH C-574/15, Scialdone, ECLI:EU:C:2018:295, Rn 17. 
230 EuGH C-574/15, Scialdone, ECLI:EU:C:2018:295, Rn 17. 
231 EuGH C-574/15, Scialdone, ECLI:EU:C:2018:295, Rn 17. 
232 EuGH C-574/15, Scialdone, ECLI:EU:C:2018:295, Rn 18. 
233 EuGH C-574/15, Scialdone, ECLI:EU:C:2018:295, Rn 19. 
234 EuGH C-574/15, Scialdone, ECLI:EU:C:2018:295, Rn 19. 
235 EuGH C-574/15, Scialdone, ECLI:EU:C:2018:295, Rn 19. 
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Das vorlegende Gericht wollte vom EuGH wissen, ob das Unionsrecht, insb 

Art 4 Abs 3 Vertrag über die Europäische Union (EUV), Art 325 AEUV, die Mehrwert-

steuerrichtlinie und das PIF-Übereinkommen, einer nationalen Vorschrift entgegensteht, die 

regelt, dass die Nichtabfuhr der gem der Jahressteuererklärung geschuldeten Umsatzsteuer 

innerhalb der gesetzlich normierten Frist nur dann eine mit einer Freiheitsstrafe bedrohte 

Straftat darstellt, wenn der Betrag der nicht entrichteten Umsatzsteuer einen Schwellenwert 

von EUR 250.000 für die Strafbarkeit übersteigt, und die zum anderen für die Strafbarkeit der 

Nichtabfuhr von an der Quelle einbehaltener Einkommensteuer einen Schwellenwert von 

EUR 150.000 vorsieht.236 

 

Wie bereits durch den EuGH in anderen Rechtssachen entschieden, können die Mitgliedstaa-

ten die anzuwendenden Sanktionen frei wählen, um die Erhebung der Einnahmen aus der 

Umsatzsteuer in ihrer Gesamtheit und damit den Schutz der finanziellen Unionsinteressen zu 

garantieren.237 Dabei kommen verwaltungsrechtliche oder strafrechtliche Sanktionen oder 

eine Kombination aus beiden Sanktionen in Frage.238 Die Mitgliedstaaten haben die Pflicht, 

schweren Umsatzsteuerbetrug effektiv und abschreckend zu bekämpfen.239 Das PIF-

Übereinkommen verpflichtet die Mitgliedstaaten, zumindest bei schweren Betrugsfällen auch 

Freiheitsstrafen vorzusehen, die zu einer Auslieferung führen können.240 Die Nichtabfuhr der 

Umsatzsteuer innerhalb der gesetzlich normierten Frist, nachdem der Steuerpflichtige eine 

vollständige und ordnungsgemäße Umsatzsteuererklärung eingereicht hat, unabhängig davon, 

ob diese Unterlassung vorsätzlich erfolgt oder nicht, stellt keinen „Betrug“ iSd 

Art 325 AEUV und des PIF-Übereinkommens dar, da dieser den Verstoß einer Erklärungs-

pflicht erfordert.241 Daher kommt es in seinem solchen Fall nicht auf den im PIF-

Übereinkommen normierten Betrag von EUR 50.000 an.242 

 

Der EuGH unterscheidet demnach zwischen Umsatzsteuerbetrug und dem Nichtabführen von 

Umsatzsteuer, für die bereits eine vollständige Erklärung abgegeben wurde. Das Nichtabfüh-

ren von Umsatzsteuer an den Fiskus wird vom EuGH als nicht so schwerwiegend angesehen, 

da die Finanzverwaltung bereits alle für die Festsetzung der geschuldeten Umsatzsteuer und 

 
236 EuGH C-574/15, Scialdone, ECLI:EU:C:2018:295, Rn 24. 
237 EuGH C-574/15, Scialdone, ECLI:EU:C:2018:295, Rn 34. 
238 EuGH C-574/15, Scialdone, ECLI:EU:C:2018:295, Rn 34. 
239 EuGH C-574/15, Scialdone, ECLI:EU:C:2018:295, Rn 35. 
240 EuGH C-574/15, Scialdone, ECLI:EU:C:2018:295, Rn 36. 
241 EuGH C-574/15, Scialdone, ECLI:EU:C:2018:295, Rn 37 ff. 
242 EuGH C-574/15, Scialdone, ECLI:EU:C:2018:295, Rn 40. 
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die Feststellung ihrer etwaigen Nichtabfuhr notwendigen Angaben besitzt.243 Im Umkehr-

schluss könnte die Nichtabgabe der Umsatzsteuererklärung einen Betrug iSd PIF-

Übereinkommens darstellen.244 Diese Ansicht findet Bestätigung in der Rechtssache Dobre245, 

wonach die Mitgliedstaaten die Nichtabgabe der Umsatzsteuererklärung als Steuerhinterzie-

hung qualifizieren und in solchen Fällen das Vorsteuerabzugsrecht versagen dürfen.246 

 

Der EuGH stellt diesbezüglich Betrügereien iSd Art 325 AEUV und den Betrug iSd PIF-

Übereinkommens, der sich gegen die finanziellen Unionsinteressen richtet, gleich, was aus 

dem Regelungszweck der beiden Vorschriften nicht unbedingt ableitbar ist, da Art 325 AEUV 

den Schutz der finanziellen Interessen im Allgemeinen betrifft, während das PIF-

Übereinkommen der Harmonisierung der kriminalstrafrechtlichen Vorschriften dient.247 

 

Aus diesem Grund sind strafrechtliche Maßnahmen in diesen Fällen nicht in gleicher Höhe 

unerlässlich wie bei Fällen des Umsatzsteuerbetrugs.248 Dennoch ist das Nichtabführen von 

Umsatzsteuer eine rechtswidrige Handlung, auf die wirksame und abschreckende Maßnahmen 

anzuwenden sind.249 

 

Die in Italien vorgesehenen Sanktionen für das Nichtabführen der Umsatzsteuer sieht der 

EuGH als hinreichend wirksam und abschreckend an.250 Daher steht der Grundsatz der Effek-

tivität einer nationalen Regelung, wonach das Nichtabführen von an der Quelle einbehaltener 

Einkommensteuer ebenso wie das Nichtabführen von Umsatzsteuer, für die bereits eine Erklä-

rung eingereicht wurde, eine mit einer Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu zwei Jahren 

bedrohte Straftat darstellt, sofern der nicht entrichtete Betrag einen bestimmten Schwellen-

wert für die Strafbarkeit übersteigt, nicht entgegen.251 Der EuGH sieht auch in unterschiedli-

chen Schwellenwerten für die Umsatzsteuer und die Einkommensteuer keine Verletzung des 

Äquivalenzgrundsatzes, da dieser durch verschiedene Umstände, die sowohl die Tatbestands-

voraussetzungen der Verletzung als auch seine mehr oder weniger leichte Aufdeckung betref-

fen, sachlich gerechtfertigt sind.252 

 
 

243 EuGH C-574/15, Scialdone, ECLI:EU:C:2018:295, Rn 41 f. 
244 Auer/Siller/Spies/Zolles, ecolex 2018, 941 (942). 
245 EuGH C-159/17, Dobre, ECLI:EU:C:2018:161. 
246 EuGH C-159/17, Dobre, ECLI:EU:C:2018:161, Rn 41. 
247 Kert in Leitner/Brandl, Finanzstrafrecht 2018, 15. 
248 EuGH C-574/15, Scialdone, ECLI:EU:C:2018:295, Rn 43. 
249 EuGH C-574/15, Scialdone, ECLI:EU:C:2018:295, Rn 44. 
250 EuGH C-574/15, Scialdone, ECLI:EU:C:2018:295, Rn 47. 
251 EuGH C-574/15, Scialdone, ECLI:EU:C:2018:295, Rn 52 und 54. 
252 EuGH C-574/15, Scialdone, ECLI:EU:C:2018:295, Rn 59 f. 
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Italien war daher nicht verpflichtet, gegen den Geschäftsführer der Gesellschaft Scialdone 

eine Freiheitsstrafe zu erlassen. 

 

3.3 Wesentlicher Inhalt der PIF-Richtlinie 

Die PIF-RL legt gem Art 1 PIF-RL Mindestvorschriften für die Definition von Straftatbestän-

den und Strafen zur Bekämpfung von Betrug und sonstigen gegen die finanziellen Unionsin-

teressen gerichteten rechtswidrigen Handlungen fest. Die PIF-RL enthält neben den Vor-

schriften zum Betrug zum Nachteil der finanziellen Interessen der Union auch Regelungen 

zur Geldwäschebekämpfung, Korruption bzw zur missbräuchlichen Verwendung durch natio-

nale öffentliche Bedienstete und Unionsbeamte. 

 

Die PIF-RL ersetzt gem Art 16 PIF-RL das PIF-Übereinkommen von 1995 und die diesbe-

züglichen Protokolle für jene Mitgliedstaaten, die durch die PIF-RL gebunden sind. Däne-

mark hat sich in Ausübung des Opt-Out-Rechts gegen die Annahme der PIF-RL entschieden, 

weshalb für dieses Land das PIF-Übereinkommen von 1995 weiterhin bindend ist.253 

 

Die PIF-RL definiert, was konkret unter den „finanziellen Interessen der Union“ zu subsu-

mieren ist. Nach Art 2 Abs 1 lit a PIF-RL sind darunter sämtliche Einnahmen, Ausgaben und 

Vermögenswerte zu verstehen, die durch den Unionshaushaltsplan sowie durch die Haus-

haltspläne der Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union oder die von diesen 

direkt oder indirekt verwalteten und überwachten Haushaltspläne erfasst, erworben oder ge-

schuldet werden. 

 

Gem ErwGr 4 der PIF-RL sind vom Schutz der finanziellen Interessen der Union alle betrüge-

rischen Handlungen zulasten der Einnahmen- oder Ausgabenseite und der Vermögenswerte 

des Unionshaushalts umfasst, einschließlich Finanzoperationen wie Anleihe- und Darlehen-

stätigkeiten. 

 

Die PIF-RL stellt nun explizit klar, dass auch Mehrwertsteuer-Eigenmittel vom Anwendungs-

bereich der RL umfasst sind, jedoch nur bei schwerwiegenden Verstößen gegen das gemein-

same Mehrwertsteuersystem.254 Ein Verstoß gilt gem Art 2 Abs 2 PIF-RL dann als schwer-

wiegend, wenn vorsätzlich Handlungen oder Unterlassungen nach Art 3 Abs 2 lit d PIF-RL 

 
253 ErwGr 38 PIF-RL; Tumpel, ZWF 2020, 42 (44). 
254 Art 2 Abs 2 PIF-RL; Kert, ZWF 2019, 131 (131). 
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mit dem Hoheitsgebiet von zwei oder mehr Mitgliedstaaten der Union verbunden sind und der 

Gesamtschaden mindestens EUR 10 Millionen beträgt. Der Gesamtschaden umfasst den ge-

samten aus dem Betrugssystem entstandenen geschätzten Schaden für die finanziellen Interes-

sen sowohl der betroffenen Mitgliedstaaten als auch der Union mit Ausnahme von Zinsen und 

Geldstrafen.255 Die Wahl des Begriffs „Gesamtschaden“ deutet darauf hin, dass für seine Be-

rechnung die Hinterziehungsbeträge in allen betroffenen Mitgliedstaaten zusammenzuzählen 

sind.256 Von der PIF-RL sollen die schwersten Formen des Umsatzsteuerbetrugs, vor allem 

Karussellbetrug, Missing-Tader-Umsatzsteuerbetrug und im Rahmen einer kriminellen Verei-

nigung begangener Umsatzsteuerbetrug, erfasst werden.257  

 

Die Einigung der Mitgliedstaaten auf den Schwellenwert von EUR 10 Millionen wird damit 

begründet, dass die PIF-RL nur bei schwerwiegenden Verstößen gegen das gemeinsame 

Mehrwertsteuersystem zur Anwendung kommen soll, weil die Umsatzsteuer primär eine nati-

onale Steuer darstellt.258 

 

Die von der RL erfassten Straftaten werden in Art 3 und 4 PIF-RL definiert. Art 3 PIF-RL 

normiert den Tatbestand des Betrugs zum Nachteil der finanziellen Interessen der Union und 

enthält damit eine Betrugsdefinition, wobei zwischen vier Schutzausrichtungen unterschieden 

wird. In Art 4 PIF-RL werden andere gegen die finanziellen Interessen der Union gerichtete 

Straftaten geregelt, nämlich die Geldwäsche, die Bestechlichkeit, die Bestechung und die 

missbräuchliche Verwendung von Mitteln durch öffentliche Bedienstete. 

 

Gem Art 3 Abs 1 PIF-RL müssen die Mitgliedstaaten die notwendigen Maßnahmen ergreifen, 

um zu gewährleisten, dass vorsätzlich begangener Betrug zum Nachteil der finanziellen Inte-

ressen der Union eine strafbare Handlung darstellt. 

 

Strafbar nach Art 3 Abs 2 lit a PIF-RL ist in Bezug auf Ausgaben, die nicht im Zusammen-

hang mit der Auftragsvergabe stehen, jede Handlung oder Unterlassung betreffend 

i. die Verwendung oder Vorlage falscher, unrichtiger oder unvollständiger Erklärun-

gen oder Unterlagen mit der Folge, dass Mittel oder Vermögenswerte aus dem 

Unionshaushalt oder aus den Haushalten, die von der Union oder in deren Auftrag 

verwaltet werden, unrechtmäßig erlangt oder zurückbehalten werden, 

 
255 ErwGr 4 PIF-RL. 
256 Kert in Leitner/Brandl, Finanzstrafrecht 2018, 19. 
257 Vgl ErwGr 4 PIF-RL. 
258 FAB 644 BlgNR 26. GP 40. 
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ii. das Verschweigen einer Information unter Verletzung einer speziellen Pflicht mit 

derselben Folge oder 

iii. die missbräuchliche Verwendung dieser Mittel oder Vermögenswerte zu anderen 

Zwecken als denen, für die sie anfänglich gewährt wurden. 

 

In Bezug auf Ausgaben im Zusammenhang mit der Auftragsvergabe sind gem 

Art 3 Abs 2 lit b PIF-RL dieselben soeben bezeichneten Handlungen oder Unterlassungen 

strafbar, sofern sie zumindest in der Absicht begangen werden, dem Täter oder einer anderen 

Person durch Schädigung der finanziellen Unionsinteressen einen rechtswidrigen Vorteil zu 

verschaffen. Hinsichtlich der dargestellten missbräuchlichen Verwendung der Mittel oder 

Vermögenswerte für einen anderen Zweck ist für Art 3 Abs 2 lit b PIF-RL noch zusätzlich das 

Vorliegen des Tatbestandselements der Schädigung der finanziellen Interessen der Union er-

forderlich.259 

 

Strafbar nach Art 3 Abs 2 lit c PIF-RL ist in Bezug auf Einnahmen, die nicht aus grenzüber-

schreitenden Einnahmen aufgrund der Mehrwertsteuer-Eigenmittel resultieren, jede Handlung 

oder Unterlassung betreffend 

i. die Verwendung oder Vorlage falscher, unrichtiger oder unvollständiger Erklärun-

gen oder Unterlagen mit der Folge, dass Mittel aus dem Unionshaushalt oder aus 

den Haushalten, die von der Union oder in deren Auftrag verwaltet werden, 

rechtswidrig vermindert werden, 

ii. das Verschweigen einer Information unter Verletzung einer speziellen Pflicht mit 

derselben Folge oder 

iii. die missbräuchliche Verwendung eines rechtmäßig erlangten Vorteils mit dersel-

ben Folge. 

 

Schließlich ist in Bezug auf Einnahmen aus Mehrwertsteuer-Eigenmitteln nach 

Art 3 Abs 2 lit d PIF-RL jede im Rahmen eines grenzüberschreitenden Betrugssystems be-

gangene Handlung oder Unterlassung betreffend 

i. die Verwendung oder Vorlage falscher, unrichtiger oder unvollständiger Umsatz-

steuer-Erklärungen oder -Unterlagen mit der Folge, dass die Mittel des Unions-

haushalts vermindert werden, 

ii. das Verschweigen einer umsatzsteuerrelevanten Information unter Verletzung ei-

ner speziellen Pflicht mit derselben Folge oder 
 

259 Art 3 Abs 2 lit b Nr iii PIF-RL. 
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iii. die Vorlage richtiger Umsatzsteuererklärungen zur betrügerischen Verschleierung 

einer nicht geleisteten Zahlung oder zur unrechtmäßigen Begründung von Ansprü-

chen auf Erstattung der Umsatzsteuer. 

 

Art 5 PIF-RL verpflichtet die Mitgliedstaaten die notwendigen Maßnahmen zu ergreifen, um 

die Anstiftung und Beihilfe zu den in Art 3 und 4 genannten Straftaten verfolgen zu können; 

der Versuch soll für natürliche Personen lediglich bei Betrügereien und missbräuchlicher 

Verwendung strafbar sein. 

 

Art 6 PIF-RL enthält Vorschriften zur Verantwortung juristischer Personen für die Begehung 

von Straftaten gegen die finanziellen Interessen der Union. Die Mitgliedstaaten haben gem 

Art 6 Abs 1 PIF-RL die notwendigen Maßnahmen zu setzen, um zu gewährleisten, dass eine 

juristische Person für eine Straftat nach Art  3 und 4 PIF-RL bzw eine diesbezügliche Anstif-

tung, Beihilfe oder einen Versuch iSd Art 5 PIF-RL zur Verantwortung gezogen werden kann, 

die zu ihrem Vorteil von einer Person begangen wurde, die entweder allein oder als Teil eines 

Organs der juristischen Person gehandelt hat und die eine Führungsposition innerhalb der 

juristischen Person innehat. Gem Art 6 Abs 3 PIF-RL schließt die Verantwortung einer juris-

tischen Person die Möglichkeit einer strafrechtlichen Verfolgung natürlicher Personen wegen 

derselben Straftat nicht aus. Die möglichen Sanktionen gegen juristische Personen werden in 

Art 9 PIF-RL geregelt. Nach Art 9 PIF-RL können Geldstrafen oder andere Sanktionen erlas-

sen werden, wie zB der Ausschuss von öffentlichen Zuwendungen oder Hilfen, der vorüber-

gehende oder dauerhafte Ausschluss von öffentlichen Ausschreibungsverfahren, das Verbot 

der Ausübung einer Handelstätigkeit, das Unterstellung unter gerichtliche Aufsicht oder die 

gerichtlich angeordnete Auflösung. 

 

Die PIF-RL verpflichtet die Mitgliedstaaten, die von der RL umfassten Straftaten mit effekti-

ven, verhältnismäßigen und abschreckenden strafrechtlichen Sanktionen zu ahnden.260 

Gem Art 7 Abs 2 PIF-RL müssen die Straftaten nach Art 3 und 4 PIF-RL mit einer Höchst-

strafe verfolgt werden, die einen Freiheitsentzug vorsieht. Straftaten nach Art 3 und 4 PIF-RL 

sind gem Art 7 Abs 3 PIF-RL mit einer Freiheitsstrafe im Höchstmaß von mindestens vier 

Jahren zu ahnden, sofern sie einen erheblichen Schaden oder Vorteil nach sich ziehen. Als 

erheblich gilt der Schaden oder Vorteil aus einer Straftat nach Art 3 Abs 2 lit a, b oder c und 

Art 4 PIF-RL bei einem Schaden oder Vorteil von mehr als EUR 100.000, hingegen muss der 

Schaden oder Vorteil aus einem Umsatzsteuerbetrug nach Art 3 Abs 2 lit d PIF-RL einen Ge-
 

260 ErwGr 31 PIF-RL; Art 7 Abs 1 PIF-RL. 
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samtschaden von zumindest EUR 10 Millionen aufweisen.261 Bei einem Schaden oder Vorteil 

von weniger als EUR 10.000 können die Mitgliedstaaten gem Art 7 Abs 4 PIF-RL andere als 

strafrechtliche Sanktionen bestimmen. 

 

Art 8 PIF-RL sieht die Begehung der Straftaten nach Art 3, 4 und 5 PIF-RL im Rahmen einer 

kriminellen Vereinigung als erschwerenden Umstand an, den die Mitgliedstaaten in den je-

weiligen Rechtsordnungen entsprechend berücksichtigen müssen. 

 

Die PIF-RL enthält Regelungen für eine Harmonisierung der einschlägigen Verjährungsfris-

ten, die wohl wegen der Taricco-Entscheidung262 in die RL aufgenommen wurden. Nach 

Art 12 Abs 1 PIF-RL muss die Verjährungsfrist derart festgelegt werden, dass ein ausreichend 

langer Zeitraum für die Ermittlungen, die Strafverfolgungsmaßnahmen und die Gerichtsver-

fahren gegeben ist und die Straftaten dadurch effektiv bekämpft werden können. Für schwere 

Straftaten nach Art 3, 4 und 5 PIF-RL soll gem Art 12 Abs 2 PIF-RL die Verjährungsfrist 

mindestens fünf Jahre ab dem Zeitpunkt der Begehung der Straftat betragen. Die Mitglied-

staaten können auch eine kürzere Verjährungsfrist von mindestens drei Jahren vorsehen, so-

fern die Frist bei bestimmten Handlungen unterbrochen oder ausgesetzt werden kann.263 Die 

Vollstreckung einer Freiheitsstrafe von mehr als einem Jahr bzw von einer Freiheitsstrafe bei 

einer Straftat nach Art 3, 4 und 5 PIF-RL, die im Höchstmaß mit mindestens vier Jahren Frei-

heitsstrafe verfolgt wird, muss nach Art 12 Abs 4 PIF-RL mindestens fünf Jahre ab dem Zeit-

punkt der rechtskräftigen Verurteilung durch die Mitgliedstaaten möglich sein.  

 

Die PIF-RL enthält ebenfalls verfahrensrechtliche Bestimmungen. Art 11 Abs 1 PIF-RL nor-

miert die Gerichtszuständigkeit nach dem Kriterium des Begehungsorts und der Staatsangehö-

rigkeit des Täters. Daneben ermöglicht Art 11 Abs 3 PIF-RL den Mitgliedstaaten, den Ge-

richtsstand für Straftaten außerhalb des Hoheitsgebiets zu begründen, wenn der gewöhnliche 

Aufenthalt des Täters im Hoheitsgebiet liegt, die Straftat zugunsten einer dort ansässigen ju-

ristischen Person begangen wurde oder wenn der Täter als Beamter des Mitgliedstaats in 

Ausübung seiner dienstlichen Pflichten gehandelt hat. Für die Verfolgung der Straftaten nach 

der PIF-RL wird unter bestimmten Voraussetzungen die EUStA zuständig sein.264 

 

 
261 Art 7 Abs 3 PIF-RL. 
262 EuGH C-105/14, Taricco, ECLI:EU:C:2015:555. 
263 Art 12 Abs 3 PIF-RL. 
264 Siehe FAB 644 BlgNR 26. GP 40. 
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Die PIF-RL war von den Mitgliedstaaten bis 6. Juli 2019 in nationales Recht umzusetzen.265 

 

3.3.1 Umsetzungsbedarf in Österreich 

Um den Anforderungen der PIF-RL zu entsprechen, bestand sowohl im StGB als auch im 

Finanzstrafrecht Umsetzungsbedarf. Im Hinblick auf das Finanzstrafrecht gab es sowohl im 

Bereich der Zollvergehen als auch hinsichtlich des Umsatzsteuerbetrugs in schweren Fällen 

Umsetzungsbedarf.266 

 

Die Tatbestände des FinStrG entsprachen größtenteils den Anforderungen der PIF-RL. Um-

setzungsbedarf bestand jedoch in Bezug auf Art 3 Abs 2 lit d Nr iii PIF-RL, wonach eine 

Handlung oder Unterlassung betreffend die Vorlage richtiger Umsatzsteuererklärungen zur 

betrügerischen Verschleierung einer nicht geleisteten Zahlung oder zur unrechtmäßigen Be-

gründung von Ansprüchen auf Erstattung der Umsatzsteuer im Rahmen eines grenzüber-

schreitenden Betrugssystems unter Strafe zu stellen war. Eine Strafbarkeit nach § 33 FinStrG 

wäre in diesem Fall nicht möglich, weil diese die Verletzung einer abgabenrechtlichen Anzei-

ge-, Offenlegungs- und Wahrheitspflicht voraussetzt. Durch die Umsetzung dieses Tatbe-

stands in nationales Recht sollten auch die am Umsatzsteuerkarussellbetrug beteiligten Mis-

sing Trader, die dafür bekannt sind, die geschuldete Umsatzsteuer nicht an den Fiskus abzu-

führen, strafbar gemacht werden. 

 

Umsetzungsbedarf bestand vor allem hinsichtlich der angedrohten Strafen. Art 7 PIF-RL sieht 

für Straftaten nach Art 3 und 4 PIF-RL Mindesthöchststrafen von vier Jahren vor. Die 

Höchststrafe für das Delikt des Schmuggels und der Hinterziehung von Eingangs- und Aus-

gangsabgaben nach § 35 FinStrG aF und das Delikt der Abgabenhehlerei nach 

§ 37 FinStrG aF von zwei Jahren Freiheitsstrafe entsprach nicht den Vorgaben der PIF-RL. 

Die Betragsgrenze nach § 58 Abs 2 lit a FinStrG aF für die Zuständigkeit des Spruchsenats 

für Zollvergehen iHv EUR 15.000 entsprach ebenfalls nicht den Vorgaben der PIF-RL.267 

 

Gem Art 11 Abs 1 PIF-RL hat jeder Mitgliedstaat seine Gerichtsbarkeit nicht nur in den Fäl-

len zu begründen, in denen die Straftat ganz oder teilweise in seinem Hoheitsgebiet begangen 

worden ist, sondern auch, wenn es sich bei dem Straftäter um einen seiner Staatsangehörigen 

handelt. Der Anwendungsbereich des FinStrG nach § 2 FinStrG aF umfasste allerdings nicht 

 
265 Glaser/Kert, ZWF 2017, 290; Art 17 PIF-RL. 
266 Kert, SWK 2019, 778 (781). 
267 Brandl/Burghart, ZWF 2019, 193 (195). 
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die in einem anderen Mitgliedstaat zu erhebende Umsatzsteuer. Zumindest in grenzüber-

schreitenden Fällen mit einem Gesamtschaden von mindestens EUR 10 Millionen müsste 

Österreich auch die Hinterziehung ausländischer Umsatzsteuer durch einen österreichischen 

Staatsbürger finanzstrafrechtlich ahnden.268 Es war daher notwendig, die Bestimmungen über 

den sachlichen Geltungsbereich des FinStrG entsprechend zu ergänzen, wonach auch die Um-

satzsteuer, die von einem österreichischen Staatsbürger in einem anderen Mitgliedstaat hinter-

zogen wird, vom FinStrG umfasst wird. 

 

Das FinStrG normiert Verjährungsfristen von fünf Jahren und mehrere Möglichkeiten über 

die Hemmung der Verjährungsfristen und entspricht damit den Vorgaben der PIF-RL, wes-

halb diesbezüglich kein Umsetzungsbedarf bestand. 

 

Der österreichische Gesetzgeber setzte die Vorgaben der PIF-RL durch das EU-FinAnpG 

2019 um.269 

 

3.4 Europäische Staatsanwaltschaft 

Die VO für die Errichtung einer EUStA zum Schutz der finanziellen Interessen der Union 

(EUStA-VO)270 wurde am 12. Oktober 2017 beschlossen und trat am 20. November 2017 in 

Kraft.271 Gem Art 120 Abs 2 EUStA-VO wird die EUStA ihre Tätigkeit durch einen Be-

schluss der Kommission auf Vorschlag des Europäischen Generalstaatsanwalts frühestens drei 

Jahre nach Inkrafttreten der EUStA-VO aufnehmen. Demnach wird die EUStA ihre Tätigkeit 

frühestens Ende 2020 aufnehmen. 

 

Nach den primärrechtlichen Vorgaben von Art 86 Abs 1 AEUV soll die EUStA zur Bekämp-

fung von Straftaten zum Nachteil der finanziellen Unionsinteressen zuständig sein. 

Art 86 Abs 4 AEUV sieht zudem die Möglichkeit der Ausdehnung der Befugnisse vor, um 

auch schwere Kriminalität mit grenzüberschreitender Dimension bekämpfen zu können. Diese 

primärrechtlichen Vorgaben wurden durch die EUStA-VO und die PIF-RL konkretisiert. 

 

Art 4 EUStA-VO normiert die Aufgabe der EUStA, wonach diese für die strafrechtliche Un-

tersuchung und Verfolgung sowie die Anklageerhebung in Bezug auf Personen zuständig ist, 

 
268 Kert, SWK 2019, 778 (782). 
269 EU-FinAnpG 2019 BGBl I 2019/62. 
270 EUStA-VO (EU) 2017/1939 ABl L 2017/283, 1. 
271 Europäische Kommission, Häufig gestellte Fragen zur Europäischen Staatsanwaltschaft, 

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/MEMO_18_4767 (Stand 25. 7. 2020). 
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die als Täter oder Teilnehmer Straftaten zum Nachteil der finanziellen Unionsinteressen, die 

in der PIF-RL enthalten und in der EUStA-VO bestimmt sind, begangen haben. 

 

Gem Art 22 Abs 1 EUStA-VO ist die EUStA für die Verfolgung von Straftaten zuständig, die 

in der PIF-RL enthalten und im nationalen Strafrecht umgesetzt worden sind. Die EUStA ist 

auch für Straftaten zur Beteiligung an einer kriminellen Vereinigung zuständig, wenn ihr kri-

mineller Schwerpunkt auf der Begehung von Straftaten gegen die finanziellen Unionsinteres-

sen gerichtet ist.272 Zudem fallen gem Art 22 Abs 3 EUStA-VO alle anderen Straftaten in den 

Zuständigkeitsbereich der EUStA, die mit den Straftaten zum Schutz der finanziellen Interes-

sen der Union untrennbar verbunden sind. Die EUStA ist jedoch nicht für Straftaten in Bezug 

auf nationale direkte Steuern und damit untrennbar verbundene Straftaten zuständig.273 

 

Art 24 EUStA-VO enthält eine weitgehende Informationspflicht aller Einrichtungen der EU 

und Behörden sowie aller Mitgliedstaaten über jegliche Straftaten, die in die Zuständigkeit der 

EUStA fallen könnten. 

 

Die EUStA übt ihre Zuständigkeit gem Art 25 Abs 1 EUStA-VO entweder durch die Einlei-

tung eines Ermittlungsverfahrens oder durch die Wahrnehmung ihres Evokationsrechts aus, 

dh durch die Entschließung, ein bereits eingeleitetes Ermittlungsverfahren von einer nationa-

len Strafverfolgungsbehörde zu übernehmen.274 

 

Nach Art 28 Abs 1 EUStA-VO leitet der mit dem Verfahren betraute Delegierte Europäische 

StA die Ermittlungen, wobei er die notwendigen Maßnahmen entweder selbst trifft oder die 

zuständige nationale Behörde dazu anweist. Wenn die Ermittlungen abgeschlossen wurden, 

entscheidet die zuständige Ständige Kammer über die weitere Vorgehensweise, nämlich ent-

weder über die Verweisung der Strafsache an die nationale Behörde, die Anklageerhebung 

oder die Verfahrenseinstellung.275 Für das weitere Verfahren vor dem nationalen Gericht sind 

die Bestimmungen des nationalen Verfahrensrechts anwendbar.276 

 

Wenn durch eine Straftat, die unter Art 22 EUStA-VO subsumiert werden kann, ein Schaden 

von weniger als EUR 10.000 zum Nachteil der finanziellen Unionsinteressen entstanden oder 

 
272 Art 22 Abs 2 EUStA-VO. 
273 Art 22 Abs 4 EUStA-VO. 
274 Schmudermayer, ecolex 2018, 99 (101 f). 
275 Staffler, AnwBl 2018, 589 (597). 
276 Staffler, AnwBl 2018, 589 (598). 
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zu erwarten ist, dann darf die EUStA ihre Zuständigkeit nur dann ausüben, wenn die Straftat 

erhebliche Folgen auf Unionsebene hat, die es notwendig machen, dass die Ermittlungen von 

der EUStA durchgeführt werden, oder Beamte oder sonstige Bedienstete der EU oder Mit-

glieder der Organe der Union der Begehung der Straftat verdächtigt werden könnten.277 Wenn 

die untrennbar verbundene Straftat nicht nur Mittel zum Zweck war und die für sie im natio-

nalen Recht normierte Höchststrafe jene für die PIF-Straftat übersteigt, geht die Zuständigkeit 

der nationalen Strafbehörde vor.278 Nach Art 25 Abs 3 lit b EUStA-VO ist die nationale Straf-

verfolgungsbehörde auch dann zuständig, wenn der Schaden für die finanziellen Unionsinte-

ressen aus der PIF-Straftat nicht höher ist als der eines anderen Opfers. Liegt der Schaden 

zum Nachteil der finanziellen Interessen der Union unter EUR 100.000, so kann das Strafver-

fahren gem Art 34 Abs 3 EUStA-VO, wenn im konkreten Einzelfall keine Strafverfolgung auf 

Unionsebene notwendig ist, an die zuständige nationale Behörde verwiesen werden. 

 

4 Umsetzung der PIF-Richtlinie in Österreich 

 

4.1 Allgemeines 

Im Mai 2019 wurde durch das BMF ein Ministerialentwurf zum Abgabenbetrugsbekämp-

fungsgesetz 2020, welcher ua Regelungen zur Umsetzung der PIF-RL enthielt, in Begutach-

tung geschickt.279 Durch die vorzeitige Beendigung der 26. Legislaturperiode des Nationalra-

tes280 wurden die dringend umsetzungsbedürftigen Regelungen des Ministerialentwurfs zum 

Abgabenbetrugsbekämpfungsgesetz 2020 in einen selbständigen Antrag des Finanzausschus-

ses281 als Teil des EU-FinAnpG 2019 übernommen und eingebracht.282 Das EU-FinAnpG 

2019283 wurde am 22. Juli 2019 im BGBl I 2019/62 veröffentlicht.284 Da keine spezielle In-

krafttretensbestimmung vorgesehen war, traten sämtliche Novellierungen des FinStrG gem 

Art 49 Abs 1 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) mit Ablauf des Tages ihrer Kundmachung 

im BGBl, nämlich am 23. Juli 2019, in Kraft.285 Die PIF-RL war von den Mitgliedstaaten 

 
277 Art 25 Abs 2 EUStA-VO. 
278 Art 25 Abs 3 lit a EUStA-VO. 
279 150/ME 26. GP. 
280 Bundesgesetz zur vorzeitigen Beendigung der 26. GP BGBl I 2019/52. 
281 FAB 644 BlgNR 26. GP; Sadlo, ÖStZ 2019, 331 (331). 
282 Huber, JSt 2019, 540 (540). 
283 EU-FinAnpG 2019 BGBl I 2019/62. 
284 Tumpel, ZWF 2020, 42 (44). 
285 Huber, JSt 2019, 540 (541). 
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hingegen bis 6. Juli 2019 umzusetzen.286 Da die Vorgaben der PIF-RL jedoch erst am 23. Juli 

2019 umgesetzt wurden, erfolgte die Umsetzung der RL somit nicht rechtzeitig. 

 

4.2 Neuer Straftatbestand (§ 40 FinStrG) 

 

4.2.1 Objektiver Tatbestand 

Die Umsetzung von Art 3 Abs 2 lit d PIF-RL in nationales Recht gestaltete sich durchaus her-

ausfordernd. Da eine Umsetzung in den bestehenden Tatbeständen des FinStrG aus systemati-

schen Gründen nicht möglich erschien, wurde ein eigener Tatbestand geschaffen.287 

 

Der neu geschaffene Tatbestand des grenzüberschreitenden Umsatzsteuerbetrugs nach 

§ 40 FinStrG setzt die Vorgaben der PIF-RL weitgehend wörtlich um. 

 

Gem § 40 Abs 1 FinStrG macht sich des grenzüberschreitenden Umsatzsteuerbetrugs schul-

dig, wer vorsätzlich ein grenzüberschreitendes Betrugssystem, in welchem Lieferungen oder 

sonstige Leistungen ganz oder zum Teil ausgeführt oder vorgetäuscht werden, schafft oder 

sich daran beteiligt, indem er  

a. falsche, unrichtige oder unvollständige Umsatzsteuererklärungen oder Unterlagen 

verwendet oder vorlegt, oder 

b. umsatzsteuerrelevante Informationen unter Verletzung einer gesetzlichen Verpflich-

tung verschweigt, oder 

c. unter Einreichung von richtigen Umsatzsteuererklärungen betrügerisch einen Einnah-

menausfall an Umsatzsteuer herbeiführt, wobei die geschuldete Umsatzsteuer nicht 

spätestens am Fälligkeitstag abgeführt wird oder unrechtmäßig Umsatzsteuergutschrif-

ten geltend gemacht werden. 

 

Zusätzlich zu diesen Tatmodalitäten (lit a bis c) muss der gesamte Einnahmenausfall an Um-

satzsteuer im Gemeinschaftsgebiet (§ 1 Abs 3 UStG) insgesamt zumindest EUR 10 Millionen 

betragen.288 

 

Die von § 40 Abs 1 FinStrG erfassten Tathandlungen umfassen die Schaffung eines grenz-

überschreitenden Betrugssystems sowie die Beteiligung daran, wobei diese Tatbestands-

 
286 Art 17 Abs 1 PIF-RL. 
287 Trubrig/Peschetz, ZWF 2019, 241 (242). 
288 § 40 Abs 1 FinStrG. 
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merkmale vom Täter selbst erfüllt sein müssen.289 Schuldig macht sich demnach, wer das Be-

trugssystem schafft oder sich daran beteiligt.290 Danach folgen im Gesetzestext die verschie-

denen Tatmodalitäten (lit a bis c). Darunter subsumiert werden sollte wohl, dass sich diese 

sowohl auf die Begehung als unmittelbarer Täter als auch als Beteiligter beziehen.291 In der 

PIF-RL selbst wird nicht auf die Art der Begehung Bezug genommen. Fraglich ist allerdings, 

was unter die „Schaffung eines Betrugssystems“ fällt. 

 

Im Gegensatz zu § 40 FinStrG ist in der PIF-RL explizit von Handlungen oder Unterlassun-

gen die Rede.292 Die Unterlassung wird von § 40 FinStrG nicht ausdrücklich erfasst. Die Re-

gelung des § 40 FinStrG ist damit enger gefasst als der Text der PIF-RL. Allerdings normiert 

§ 1 Abs 1 FinStrG, dass die Finanzvergehen der §§ 33 bis 52 FinStrG sowohl durch Handlun-

gen als auch Unterlassungen begangen werden können. 

 

Die PIF-RL verwendet genauso wie § 40 FinStrG den Begriff „Betrugssystem“, wobei je-

weils eine Definition fehlt.293 Im vierten ErwGr zur PIF-RL wird festgeschrieben, der Tatbe-

stand beziehe sich auf in strukturierter Form begangene schwerwiegende Straftaten, die mit 

dem Hoheitsgebiet von zwei oder mehr Mitgliedstaaten verbunden sind.294 Unter „grenzüber-

schreitend“ wird jedoch jegliche Einbeziehung von mehr als einem Staat zu verstehen sein – 

seien es Mitgliedstaaten oder Drittstaaten.295 „Betrugssystem“ wird in der PIF-RL als Bege-

hung von schwerwiegenden Straftaten in strukturierter Form mit dem Ergebnis, einen unge-

rechtfertigten Vorteil aus dem gemeinsamen Umsatzsteuersystem zu erlangen, beschrieben.296 

Nach dem in Art 18 B-VG und Art 7 EMRK verfassungsrechtlich verankerten Be-

stimmtheitsgebot müssen die Tatbestandselemente einer strafrechtlichen Sanktionsnorm deut-

lich formuliert und bestimmt sein, sodass der Normunterworfene strafbares Verhalten von 

straffreiem Verhalten im Voraus klar trennen kann.297 Es wird von den nationalen Gerichten 

zu entscheiden sein, ob dies in Bezug auf den Begriff „Betrugssystem“ erfüllt ist. 

 

Als weiteres Tatbestandsmerkmal erfordert § 40 FinStrG einen Einnahmenausfall an Umsatz-

steuer im Gemeinschaftsgebiet von insgesamt zumindest EUR 10 Millionen. § 40 FinStrG 

 
289 Seilern-Aspang, JSt 2019, 544 (545). 
290 § 40 Abs 1 FinStrG. 
291 Tumpel, ZWF 2020, 42 (47). 
292 Art 3 Abs 2 PIF-RL. 
293 Siehe Stellungnahme zu 17/SN-150/ME 26. GP 2. 
294 ErwGr 4 PIF-RL. 
295 Tumpel, ZWF 2020, 42 (45). 
296 ErwGr 4 PIF-RL. 
297 Leitner/Brandl/Kert, Finanzstrafrecht4 Rz 77 ff. 
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verwendet den Begriff „Einnahmenausfall“ statt den in der PIF-RL verwendeten Begriff 

„Gesamtschaden“, wobei dies im Bericht des Finanzausschusses damit begründet wird, dass 

diese Terminologie im FinStrG angemessener erscheint.298 Wieso dies der Fall ist, wird je-

doch nicht erläutert. Überdies fehlt eine Definition des Begriffs „Einnahmenausfall“.299 Die-

ser Begriff findet sich allerdings bereits in § 26 Abs 2 FinStrG („War mit dem Finanzverge-

hen eine Abgabenverkürzung oder ein sonstiger Einnahmenausfall verbunden […].“) und 

§ 29 Abs 2 FinStrG („War mit einer Verfehlung eine Abgabenverkürzung oder ein sonstiger 

Einnahmenausfall verbunden […].“). Demnach ist der zB in § 33 Abs 1 FinStrG festgeschrie-

bene Begriff „Abgabenverkürzung“ wohl ein Unterfall des Einnahmenausfalls.300 Es mangelt 

jedoch an einer Definition. 

 

Der Begriff „Einnahmenausfall“ ist womöglich an die Formulierung in Art 3 Abs 2 lit d PIF-

RL „Betrug in Bezug auf Einnahmen aus Mehrwertsteuer-Eigenmitteln“ angelehnt. Eine De-

finition fehlt hingegen auch an dieser Stelle. Dass unter Einnahmen nur die Umsatzsteuer auf 

Ausgangsleistungen und nicht die Differenz aus Umsatzsteuer und Vorsteuer zu subsumieren 

ist, scheint nicht wahrscheinlich, zumal beim Umsatzsteuerkarussellbetrug eben genau der 

Vorsteuerabzug ausgenutzt wird und sich die Bestimmungen nach dem vierten ErwGr zur 

PIF-RL ua auf die Bekämpfung genau dieses Betrugsmodells beziehen.301 Außerdem wird in 

der englischen Sprachfassung der PIF-RL der Wortlaut „revenue arising from VAT own re-

sources“ verwendet. Da der Begriff „revenue“ als Abgabenaufkommen verstanden werden 

muss, ist unter dem Begriff „Einnahmenausfall“ der Ausfall an Umsatzsteueraufkommen zu 

subsumieren.302 

 

„Gesamtschaden“ wird in dem vierten ErwGr zur PIF-RL und dem Bericht des Finanzaus-

schusses als der aus dem gesamten Betrugssystem entstandene geschätzte Schaden für die 

finanziellen Interessen sowohl der betroffenen Mitgliedstaaten als auch der Union mit Aus-

nahme von Zinsen und Geldstrafen bezeichnet.303 

 

Fehlt die Definition eines Rechtsbegriffs, so haben Exekutive und Judikative diesen mithilfe 

verschiedener Auslegungsmethoden zu interpretieren. Im Fall der Umsetzung von EU-Recht 

 
298 FAB 644 BlgNR 26. GP 40. 
299 Siehe Stellungnahme zu 15/SN-150/ME 26. GP 14. 
300 Tumpel, ZWF 2020, 42 (45). 
301 FAB 644 BlgNR 26. GP 40; ErwGr 4 PIF-RL; Tumpel, ZWF 2020, 42 (45). 
302 Tumpel, ZWF 2020, 42 (45). 
303 ErwGr 4 PIF-RL; FAB 644 BlgNR 26. GP 40. 
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ist dabei ebenfalls auf das Institut der unionsrechtskonformen Auslegung zurückzugreifen.304 

Da es keine Legaldefinition des Begriffs „Gesamtschaden“ gibt und die Definition in den 

Erwägungsgründen zur PIF-RL mehrere Auslegungen ermöglicht, wird die Entscheidung dar-

über, was genau unter diesen Begriffen zu subsumieren ist, den Höchstgerichten zukom-

men.305 Aufgrund der fehlenden Definition des Begriffs „Einnahmenausfall“ könnte es sich 

auch um eine Verletzung des Bestimmtheitsgebots nach Art 18 B-VG und Art 7 EMRK han-

deln.306 Nach Auffassung des VfGH verletzt eine Norm nur dann Art 18 B-VG, wenn sich 

auch nach Heranziehung aller Auslegungsmethoden immer noch nicht beurteilen lässt, was im 

konkreten Fall rechtens ist.307 Auch wenn sich in Einzelfällen bei der Auslegung Schwierig-

keiten ergeben, mache das die Bestimmung nicht verfassungswidrig.308 

 

Ein weiteres Tatbestandsmerkmal des § 40 FinStrG ist, dass in dem Betrugssystem Lieferun-

gen und sonstige Leistungen ganz oder zum Teil ausgeführt oder vorgetäuscht werden. Da 

dieser Teil der Regelung im Passiv normiert ist, kann davon abgeleitet werden, dass diese 

nicht vom unmittelbaren Täter selbst ausgeführt oder vorgetäuscht werden müssen.309 Der 

Tatbestand des § 40 FinstrG erfordert damit keine Unternehmereigenschaft, weshalb der Tat-

bestand auch von einem Nichtunternehmer erfüllt werden kann.310 

 

Zusätzlich zu den Tathandlungen muss als weiteres Tatbestandsmerkmal eine der Tatmodali-

täten der lit a bis c gegeben sein. 

 

Wie in Art 3 Abs 2 lit d Nr i PIF-RL erfasst die Bestimmung des § 40 Abs 1 lit a FinStrG die 

Verwendung und Vorlage falscher, unrichtiger oder unvollständiger Umsatzsteuererklärungen 

oder Unterlagen mit dem Ergebnis der Verminderung der Unionshaushaltsmittel. Solche Ta-

ten sind prinzipiell bereits von den Tatbeständen der Abgabenhinterziehung gem § 33 FinStrG 

und des Abgabenbetrugs gem § 39 FinStrG erfasst.311 Hierbei handelt es sich vor allem um 

die Abgabe falscher, unrichtiger und unvollständiger Umsatzsteuervoranmeldungen gem 

§ 33 Abs 2 lit a FinStrG312, Umsatzsteuerjahreserklärungen gem § 21 UStG sowie Zusam-

 
304 Tumpel, ZWF 2020, 42 (46). 
305 Tumpel, ZWF 2020, 42 (46). 
306 Siehe Leitner/Brandl/Kert, Finanzstrafrecht4 Rz 77 ff. 
307 VfGH 13. 12. 1991, G 280/91, G 281/91, G 325/91. 
308 VfGH 13. 12. 1991, G 280/91, G 281/91, G 325/91. 
309 Seilern-Aspang, JSt 2019, 544 (546). 
310 Seilern-Aspang, JSt 2019, 544 (547). 
311 FAB 644 BlgNR 26. GP 40. 
312 Der Täter muss die Bewirkung der Verkürzung von Umsatzsteuer durch Verletzung der Abgabe von Umsatz-

steuervoranmeldungen gem § 21 UStG für gewiss halten. 
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menfassender Meldungen gem Art 21 Abs 3 UStG.313 Während Urkunden, wie zB Umsatz-

steuererklärungen, nur in jenem Fall falsch sind, wenn sie nicht vom scheinbaren Aussteller 

stammen und damit über die Identität des Ausstellers irregeführt wird, ist ein Beweismittel 

schon dann falsch, wenn es neu geschaffen wurde und bei seiner Verwendung geeignet ist, die 

daraus zu ziehenden Schlussfolgerungen in eine falsche Richtung zu lenken, gleich ob es un-

echt ist oder einen unrichtigen Inhalt aufweist.314 Dem Bericht des Finanzausschusses zufolge 

sind die Begriffe „Umsatzsteuererklärungen“ und „Unterlagen“ weit zu verstehen und sollen 

ua auch Speditionspapiere und Zusammenfassende Meldungen umfassen.315 Aus dem Wort-

laut von § 40 Abs 1 lit a FinStrG lässt sich ableiten, dass die Umsatzsteuererklärungen und 

Unterlagen nicht gegenüber den Steuerbehörden vorgelegt oder verwendet werden müssen.316 

Vom Wortlaut der Bestimmung sollte daher auch die Verwendung und Vorlage gegenüber 

anderen Unternehmern umfasst sein.317 Denkbar wäre diesbezüglich beispielsweise die Vor-

lage falscher Frachtbriefe mit dem Zweck der Täuschung des Verkäufers über eine Aus-

fuhr.318 

 

Einen grenzüberschreitenden Umsatzsteuerbetrug gem § 40 Abs 1 lit b FinStrG begeht, wer 

umsatzsteuerrelevante Informationen unter Verletzung einer gesetzlichen Verpflichtung ver-

schweigt. Derartige Taten können wiederum in den meisten Fällen unter die Tatbestände der 

Abgabenhinterziehung gem § 33 FinStrG und des Abgabenbetrugs gem § 39 FinStrG subsu-

miert werden.319 Erfasst werden sollen vor allem Fälle, bei denen Umsatzsteuervoranmeldun-

gen bzw Umsatzsteuerjahreserklärungen gem § 21 UStG oder Zusammenfassende Meldungen 

gem Art 21 Abs 3 UStG nicht eingereicht werden.320 Der Täterkreis ist für diese Ausfüh-

rungsvariante sehr weit gefasst, sodass nicht der Täter selbst Schuldner der Umsatzsteuer sein 

bzw die Umsatzsteuer selbst hinterzogen haben muss.321 Stattdessen reicht es bereits, wenn 

durch sein Verhalten zu dem Betrugssystem und dem daraus entstandenen Einnahmenausfall 

beigetragen wurde.322 In diesem Zusammenhang muss die Informationspflicht gem dem 

Wortlaut der Bestimmung ebenfalls nicht gegenüber der Behörde verletzt werden.323 Möglich 

 
313 Tumpel, ZWF 2020, 42 (46). 
314 Kirchbacher/Sadoghi in Höpfel/Ratz, WK StGB2 § 147 Rz 38; Plöchl/Seidl in Höpfel/Ratz, WK StGB2 § 293 

Rz 17. 
315 FAB 644 BlgNR 26. GP 41. 
316 Seilern-Aspang, taxlex 2019, 328 (329). 
317 Seilern-Aspang, JSt 2019, 544 (546). 
318 Seilern-Aspang, taxlex 2019, 328 (329). 
319 FAB 644 BlgNR 26. GP 40. 
320 Tumpel, ZWF 2020, 42 (46). 
321 Seilern-Aspang, JSt 2019, 544 (546). 
322 Seilern-Aspang, JSt 2019, 544 (546). 
323 Seilern-Aspang, JSt 2019, 544 (546). 
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wäre hier zB die Verletzung von Informationspflichten gegenüber dem Lieferanten im Zu-

sammenhang mit einem Konsignationslager.324 

 

§ 40 Abs 1 lit c FinStrG enthält zwei Varianten. Die Einreichung richtiger Umsatzsteuererklä-

rungen zur betrügerischen Verschleierung einer nicht geleisteten Zahlung gem 

Art 3 Abs 2 lit d Nr iii Fall 1 PIF-RL bzw die betrügerische Herbeiführung eines Einnahmen-

ausfalls an Umsatzsteuer unter Einreichung von richtigen Umsatzsteuererklärungen gem 

§ 40 Abs 1 lit c Fall 1 FinStrG kann nicht unter einen bereits vorhandenen Tatbestand des 

FinStrG subsumiert werden, weil die Tatbestände der Abgabenhinterziehung gem 

§ 33 FinStrG und des Abgabenbetrugs gem § 39 FinStrG die Verletzung einer abgabenrechtli-

chen Anzeige-, Offenlegungs- oder Wahrheitspflicht voraussetzen.325 

 

Aus diesem Grund wurde der Tatbestand des § 40 Abs 1 lit c FinStrG geschaffen, um die 

Vorgehensweise der Missing Trader bzw Defaulter unter Strafe zu stellen.326 Davon sollen 

jene Betrugsfälle erfasst werden, bei denen zwar dem UStG entsprechende Umsatzsteuerer-

klärungen abgegeben werden, jedoch von vornherein der Vorsatz besteht, diese Steuern nicht 

abzuführen, und diese tatsächlich bis spätestens am Fälligkeitstag nicht abgeführt werden.327 

Sanktioniert wird daher bei entsprechendem Vorsatz die bloße Nichtabfuhr der Umsatzsteu-

er.328 Die Einreichung richtiger Umsatzsteuererklärungen soll dem Zweck der Verschleierung 

des Umsatzsteuerbetrugs dienen.329 Um den Zeitpunkt der Nichtabfuhr der Steuern festzustel-

len, wird auf den Fälligkeitstag abgestellt.330 Die allfällige rechtmäßige Erlangung eines Zah-

lungsaufschubes ist im Fall der betrügerischen Nichtabfuhr nicht möglich.331 

 

Variante zwei – unrechtmäßige Begründung von Ansprüchen auf Erstattung der Umsatzsteuer 

gem Art 3 Abs 2 lit d Nr iii Fall 2 PIF-RL bzw unrechtmäßige Geltendmachung von Umsatz-

steuergutschriften gem § 40 Abs 1 lit c Fall 2 FinStrG will jene Fälle unter Strafbarkeit stel-

len, bei denen der Leistungsempfänger weiß, dass der Veräußerer im Rahmen des grenzüber-

schreitenden Betrugssystems die Umsatzsteuer nicht entrichtet.332 In derartigen Fällen entfällt 

gem § 12 Abs 14 UStG das Recht auf Vorsteuerabzug. Hat der Erwerber die geschuldete Um-

 
324 Seilern-Aspang, taxlex 2019, 328 (330). 
325 FAB 644 BlgNR 26. GP 40 f; Brandl/Burghart, ZWF 2019, 193 (193). 
326 Ortner, ZWF 2019, 203 (206); FAB 644 BlgNR 26. GP 41. 
327 FAB 644 BlgNR 26. GP 41. 
328 Althuber/Felice, ZSS 2019, 103 (104). 
329 Brandl/Burghart, ZWF 2019, 193 (193); FAB 644 BlgNR 26. GP 41. 
330 FAB 644 BlgNR 26. GP 41; Trubrig/Peschetz, ZWF 2019, 241 (243). 
331 FAB 644 BlgNR 26. GP 41. 
332 Tumpel, ZWF 2020, 42 (46). 
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satzsteuer tatsächlich nicht an den leistenden Unternehmer bezahlt, wird dies von Variante 1 

erfasst.333 

 

Die entsprechende Tatbestandsvariante in der PIF-RL erfordert, im Gegensatz zu Nr i und ii, 

nicht als Folge der Tat eine Verminderung von Unionshaushaltsmittel. Im Endergebnis muss 

es jedoch trotzdem zu einem Einnahmenausfall gekommen sein.334 Nach 

§ 40 Abs 1 lit c FinStrG wird die betrügerische Herbeiführung eines Einnahmenausfalls an 

Umsatzsteuer unter Abgabe von richtigen Umsatzsteuererklärungen unter Strafe gestellt. 

Demnach ist das Vorliegen eines Einnahmenausfalls als Folge der Tat zur Erfüllung des Tat-

bestands erforderlich. Unklar ist allerdings, ob es in der Praxis wirklich zu Fällen kommen 

wird, die nur nach der unionsrechtlichen Vorgabe zu einer Verurteilung führen würden, nicht 

jedoch nach der innerstaatlichen Umsetzung.335 

 

Um den grenzüberschreitenden Umsatzsteuerbetrug gem § 40 FinStrG und damit internatio-

nale Fälle auch in Österreich verfolgen zu können, wurde der Anwendungsbereich des 

§ 2 FinStrG erweitert und um eine lit d ergänzt, sodass in Zukunft auch Umsatzsteuer, die in 

einem anderen EU-Mitgliedstaat entstanden ist, vom Anwendungsbereich des FinStrG erfasst 

wird, sofern diese im Zusammenhang mit einem grenzüberschreitenden Umsatzsteuerbetrug 

nach § 40 FinStrG steht und in Österreich verfolgt wird.336 

 

4.2.2 Exkurs: Wertgrenzenproblematik 

§ 40 Abs 3 FinStrG wurde aus systematischen Gründen der schon bisher existierenden – nicht 

unumstrittenen337 – Bestimmung des § 35 Abs 5 FinStrG (Schmuggel und Hinterziehung von 

Eingangs- oder Ausgangsabgaben: strafbestimmender Wertbetrag bei ausländischen Ein-

fuhrumsatz- und Verbrauchsteuern) nachgebildet.338 

 

Für die Berechnung der Wertgrenze von EUR 10 Millionen hat eine Gesamtbetrachtung zu 

erfolgen, dh es ist sowohl auf die österreichische Umsatzsteuer als auch auf die Umsatzsteuer, 

die in einem anderen EU-Mitgliedstaat in Zusammenhang mit einem grenzüberschreitenden 

 
333 Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der RL (EU) 2017/1371, BT-Drs 19/7886, 16. 
334 Art 2 Abs 2 PIF-RL; Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der RL (EU) 2017/1371, BT-Drs 19/7886, 15. 
335 Tumpel, ZWF 2020, 42 (47). 
336 § 2 Abs 1 lit d FinStrG; Seilern-Aspang, taxlex 2019, 328 (330); Huber, JSt 2019, 540 (542). 
337 Leitner/Brandl/Kert, Finanzstrafrecht4 Rz 1851. 
338 FAB 644 BlgNR 26. GP 41. 
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Umsatzsteuerbetrug entstanden ist, abzustellen.339 Die für die Anwendung des § 40 FinStrG 

zu berechnende Höhe des Einnahmenausfalls an Umsatzsteuer hat gem § 40 Abs 3 FinStrG 

derart zu erfolgen, dass der Berechnung stets jene Beträge zugrunde zu legen sind, die bei 

Entstehung der Steuerschuld im Inland anzusetzen wären. Ein im Ausland entstandener Ein-

nahmenausfall an Umsatzsteuer wird demnach nach nationalem Recht berechnet.340 Der Be-

schuldigte hat jedoch die Möglichkeit, den Nachweis über einen allenfalls tatsächlich niedri-

geren entstandenen ausländischen Einnahmenausfall zu erbringen, indem er einen rechtskräf-

tigen Bescheid der für die Abgabenerhebung im EU-Ausland zuständigen Behörde vor-

weist.341 Kann der Beschuldigte den Nachweis nicht erbringen, könnte es somit zu einer Ver-

urteilung aufgrund eines fiktiven Sachverhalts kommen.342 In diesem Zusammenhang ist zu 

erwähnen, dass das Verfahren im Ausland langwierig sein kann und der Nachweis im Inland 

wohl in den seltensten Fällen tatsächlich erbracht werden kann. 

 

§ 40 Abs 3 FinStrG enthält daher ein fiktives Tatbestandselement, welches mit dem straf-

rechtlichen Ermittlungsgrundsatz kaum in Einklang zu bringen ist.343 Ein fiktiver, lediglich 

aufgrund fehlender Nachweise als erfüllt angesehener Sachverhalt kann strafrechtlich nicht 

relevant sein.344 Die Bestimmung beinhaltet damit in Wahrheit eine gesetzlich normierte und 

verfassungsrechtlich bedenkliche Beweislastumkehr.345 

 

Aufgrund der zur Erfüllung des Tatbestands erforderlichen Wertgrenze von 

EUR 10 Millionen ist kritisch zu hinterfragen, ob es in Österreich tatsächlich praktische An-

wendungsfälle geben wird. Falls dies der Fall sein sollte, dann wird es sich dabei höchstwahr-

scheinlich nur um Ausnahmefälle und nicht um alltägliche Betrügereien handeln. Es stellt sich 

in diesem Zusammenhang jedoch generell die Frage, ob in Österreich jemals ein so hoher 

Verkürzungsbetrag, der durch Steuerhinterziehung entstanden ist, durch die Steuerbehörden 

festgestellt wurde. Hierzu werden keine exakten Daten durch das BMF veröffentlicht. 

 

4.2.3 Subjektiver Tatbestand 

Damit der Tatbestand des grenzüberschreitenden Umsatzsteuerbetrugs gem § 40 FinStrG ge-

geben ist, müssen die Tathandlungen der Schaffung eines grenzüberschreitenden Betrugssys-

 
339 Althuber/Felice, ZSS 2019, 103 (104). 
340 Althuber/Felice, ZSS 2019, 103 (105). 
341 § 40 Abs 3 FinStrG. 
342 Tumpel, ZWF 2020, 42 (47). 
343 Althuber/Felice, ZSS 2019, 103 (105). 
344 Althuber/Felice, ZSS 2019, 103 (105). 
345 Tumpel, ZWF 2020, 42 (47); Kotschnigg in Tannert/Kotschnigg, FinStrG § 35 Rz 159. 
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tems oder der Beteiligung daran vorsätzlich erfüllt sein.346 Durch die Verwendung des Wort-

lauts „indem er“ besteht ein kausaler Zusammenhang zwischen den Tathandlungen und den 

Tatmodalitäten nach lit a bis c, weswegen auch diese vom Vorsatz des Täters umfasst sein 

müssen.347 In Bezug auf die weiteren Tatbestandsmerkmale: „in welchem Lieferungen oder 

sonstige Leistungen ganz oder zum Teil ausgeführt oder vorgetäuscht werden“ und „der Ein-

nahmenausfall an Umsatzsteuer im Gemeinschaftsgebiet […] insgesamt mindestens zehn Mil-

lionen Euro beträgt“ ist besonders auf die Formulierung zu achten. Aufgrund des Wortlauts 

im Passiv lässt sich schlussfolgern, dass diese beiden Tatbestandsmerkmale zwar gegeben 

sein müssen, deren Erfüllung aber nicht vom Vorsatz des Täters erfasst bzw von diesem nicht 

aktiv herbeigeführt oder durch sein Handeln bewirkt sein müssen.348 Der Einnahmenausfall an 

Umsatzsteuer von zumindest EUR 10 Millionen müsste daher nicht vom Vorsatz erfasst sein, 

sondern würde lediglich ein objektives Tatbestandsmerkmal darstellen.349  

 

Das Wort „Betrug“ in „Betrugssystem“ lässt vermuten, dass der Täter einen erweiterten Vor-

satz auf Bereicherung durch einen Einnahmenausfall an Umsatzsteuer, vergleichbar mit dem 

Tatbestand des Betrugs nach § 146 StGB, haben muss.350 Für die Erfüllung des Tatbestands 

des grenzüberschreitenden Umsatzsteuerbetrugs gem § 40 FinStrG reicht Eventualvorsatz 

(bedingter Vorsatz – dolus eventualis) aus.351 Der Täter handelt mit Eventualvorsatz, wenn er 

die Verwirklichung des dem gesetzlichen Tatbild entsprechenden Sachverhalts ernstlich für 

möglich hält und sich damit abfindet.352 

 

4.2.4 Zuständigkeit 

Im Zuge der Umsetzung der PIF-RL wurde die Zuständigkeitsregel des § 53 FinStrG um ei-

nen Abs 1a ergänzt.353 § 53 Abs 1a FinStrG normiert eine ausschließliche Gerichtszuständig-

keit.354 Demnach ist zur Ahndung des grenzüberschreitenden Umsatzsteuerbetrugs ausnahms-

los das Gericht zuständig.355 Für die Verfolgung dieser Finanzvergehen ist unter bestimmten 

 
346 Tumpel, ZWF 2020, 42 (47). 
347 Seilern-Aspang, JSt 2019, 544 (547). 
348 Seilern-Aspang, JSt 2019, 544 (547). 
349 Vgl Stellungnahme zu 15/SN-150/ME 26. GP 15. 
350 Vgl Kirchbacher/Sadoghi in Höpfel/Ratz, WK StGB2 § 146 Rz 118; Tumpel, ZWF 2020, 42 (47). 
351 Tumpel, ZWF 2020, 42 (47). 
352 Schmitt in Köck/Judmaier/Kalcher/Schmitt, Das FinStrG I5 § 8 Rz 10; § 8 Abs 1 FinStrG. 
353 EU-FinAnpG 2019 BGBl I 2019/62. 
354 Siehe Huber, JSt 2020, 136 (137). 
355 § 53 Abs 1a FinStrG. 
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Voraussetzungen die EUStA zuständig.356 Steuerberater sind von der Vertretung, außer zur 

Unterstützung des Anwalts nach § 199 FinStrG, ausgeschlossen.357 

 

4.2.5 Strafrahmen 

Nach Art 7 Abs 1 PIF-RL sind die Mitgliedstaaten in Bezug auf natürliche Personen ver-

pflichtet, Betrug zum Nachteil der finanziellen Unionsinteressen mit effektiven, verhältnis-

mäßigen und abschreckenden Sanktionen zu ahnden, wobei zwingend eine Freiheitsstrafe 

vorzusehen ist. Bei Vorliegen eines erheblichen Schadens oder Vorteils muss die Straftat mit 

einer Freiheitsstrafe im Höchstmaß von mindestens vier Jahren verfolgt werden.358 Gem 

§ 40 Abs 2 FinStrG ist die Begehung des grenzüberschreitenden Umsatzsteuerbetrugs mit 

Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen. Neben einer acht Jahre nicht über-

steigenden Freiheitsstrafe kann überdies eine Geldstrafe bis zu EUR 2,5 Millionen verhängt 

werden.359 

 

Art 6 PIF-RL verpflichtet die Mitgliedstaaten, nur notwendige Maßnahmen zu ergreifen, um 

zu gewährleisten, dass juristische Personen für eine Straftat nach Art 3 PIF-RL verantwortlich 

gemacht werden können, die zu ihren Gunsten von einer Person begangen wurde, die entwe-

der allein oder als Organ der juristischen Person gehandelt hat und die eine Führungsposition 

innerhalb der juristischen Person innehat. Mindestvorschriften betreffend den Strafrahmen 

finden sich in der PIF-RL nicht. Gem § 40 Abs 2 FinStrG sind Verbände mit einer Verbands-

geldbuße bis zu EUR 8 Millionen zu ahnden. 

 

Der österreichische Gesetzgeber orientierte sich bei der Festlegung des Strafrahmens für den 

grenzüberschreitenden Umsatzsteuerbetrug an der Strafdrohung für schweren Betrug nach 

§ 147 StGB.360 Der Strafrahmen in Bezug auf die Freiheitsstrafe stimmt bei 

§ 40 Abs 2 FinStrG und § 147 StGB überein.361 Jedoch gibt es bei schwerem Betrug nach 

§ 147 StGB nicht die Möglichkeit der Geldstrafe bis zu EUR 2,5 Millionen neben einer acht 

Jahre nicht übersteigenden Freiheitsstrafe. 

 

 
356 EUStA-VO (EU) 2017/1939 ABl L 2017/283, 1; FAB 644 BlgNR 26. GP 40; SWK-Redaktion, SWK 2019, 

866 (867). 
357 Nagy/Auer, SWK 2019, 1483 (1484). 
358 Art 7 Abs 3 PIF-RL. 
359 § 40 Abs 2 FinStrG. 
360 Althuber/Felice, ZSS 2019, 103 (105); FAB 644 BlgNR 26. GP 41.  
361 Tumpel, ZWF 2020, 42 (48). 
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4.2.6 Konkurrenz 

 

4.2.6.1 Konkurrenz zur Abgabenhinterziehung (§ 33 FinStrG) und zum Abga-

benbetrug (§ 39 FinStrG) 

Die Tatbestände des § 40 Abs 1 lit a und b FinStrG sind in den meisten Fällen auch von 

§§ 33 und 39 FinStrG durch unmittelbare Täterschaft oder Tatbeitrag erfasst.362 Falls alle Tat-

bestandsmerkmale des § 40 FinStrG gegeben sind, besteht wohl zwischen 

§ 33 Abs 1 bzw Abs 2 lit a, § 39 und § 40 Abs 1 lit a und b FinStrG Scheinkonkurrenz.363 

Daraus folgt, dass die Bestimmung des § 40 FinStrG jene des § 39 FinStrG aufgrund der Spe-

zialität verdrängen würde.364 Ob § 40 FinStrG wirklich den gesamten Unwert der Straftatbe-

stände der §§ 33 und 39 FinStrG umfasst und somit Scheinkonkurrenz vorliegt, werden letzt-

lich die Gerichte zu entscheiden haben.365 

 

Lediglich die Variante des § 40 Abs 1 lit c Fall 1 FinStrG war bisher von keinem finanzstraf-

rechtlichen Tatbestand erfasst. Eine Abgabenhinterziehung nach § 33 FinStrG liegt nicht vor, 

da die Tatbestandsvoraussetzung der vorsätzlichen Verletzung der Offenlegungspflicht bei 

Abgabe einer richtigen Steuererklärung nicht erfüllt ist. § 49 Abs 1 lit a FinStrG ist ebenfalls 

nicht gegeben, da die Bekanntgabe der Höhe des geschuldeten Betrags einen Strafausschlie-

ßungsgrund bildet und die bloße Versäumung des Zahlungstermins allein nicht strafbar ist.366 

Für § 40 Abs 1 lit c FinStrG besteht daher Exklusivität.367 

 

4.2.6.2 Konkurrenz zum Betrug (§ 146 StGB) 

Hat jemand durch eine oder mehrere Taten Finanzvergehen und strafbare Handlungen anderer 

Art begangen und wird über diese Taten vom Gericht zeitgleich erkannt, so sind die Strafen 

für Finanzvergehen und andere strafbare Handlungen gesondert zu verhängen.368  

 

Der Abgabenhinterziehung gem § 33 FinStrG macht sich schuldig, wer vorsätzlich unter Ver-

letzung einer abgabenrechtlichen Pflicht eine Abgabenverkürzung bewirkt. Jemand, der die 

Unternehmereigenschaft nur vortäuscht, unterliegt keiner solchen Pflicht und kann eine solche 

 
362 FAB 644 BlgNR 26. GP 40. 
363 Seilern-Aspang, JSt 2019, 544 (548). 
364 Leitner/Brandl/Kert, Finanzstrafrecht4 Rz 993. 
365 Tumpel, ZWF 2020, 42 (48). 
366 Seilern-Aspang, JSt 2019, 544 (548). 
367 Leitner/Brandl/Kert, Finanzstrafrecht4 Rz 1012. 
368 § 22 Abs 1 FinStrG. 



 

57 

 

daher auch nicht verletzen.369 Das Herauslocken einer vermeintlichen Abgabengutschrift 

durch einen in Wahrheit gar nicht Abgabenpflichtigen erfüllt daher nach Rechtsprechung den 

Tatbestand des Betrugs und nicht der Abgabenhinterziehung.370 Wenn der Täter, welcher Ab-

gabengutschriften herauslockt, Unternehmer ist, der im Rahmen seines Unternehmens tätig 

ist, dann ist er nach § 33 Abs 2 lit a FinStrG strafbar.371 

 

Ein „echter“ Unternehmer nach § 2 Abs 1 UStG, der Rechnungen fälscht und unrichtige Um-

satzsteuervoranmeldungen einreicht, um unrechtmäßig das Recht auf Vorsteuerabzug geltend 

zu machen, begeht hingegen eine Abgabenhinterziehung nach § 33 Abs 2 lit a FinStrG bzw 

Abgabenbetrug nach § 39 Abs 2 FinStrG, wobei das Fälschen der Rechnungen zur Erfüllung 

dieser Tatbestände nicht erforderlich ist.372 Die Strafbarkeit nach § 146 StGB oder 

§ 147 StGB wird gem § 22 Abs 2 FinStrG durch die Straftatbestände des FinStrG verdrängt. 

Demnach ist ein Finanzvergehen, das auf betrügerische Weise oder durch Vortäuschung be-

gangen wurde, ausnahmslos als Finanzvergehen zu ahnden.373 Handelt es sich lediglich um 

Lieferungen am Papier oder Lieferungen von wertlosen Attrappen, soll die Unternehmerei-

genschaft nach § 2 Abs 1 UStG nicht erfüllt sein, weil die Absicht, Lieferungen vorzutäu-

schen, um Vorsteuerbeträge einnehmen zu können, keine Beteiligung am Wirtschaftsleben 

darstelle.374 

 

Das grenzüberschreitende Betrugssystem iSv § 40 Abs 1 FinStrG beinhaltet das (teilweise) 

Ausführen oder Vortäuschen von Lieferungen oder sonstigen Leistungen durch eine der Tat-

modalitäten der lit a bis c.375 Damit müssen von diesem Tatbestand auch Scheinlieferungen 

umfasst sein.376 Ebenfalls sind nach dieser Regelung auch Nichtunternehmer strafbar.377 Aus 

diesem Grund sollte der grenzüberschreitende Umsatzsteuerbetrug nach § 40 FinStrG dem 

Betrug nach § 146 StGB oder § 147 StGB vorgehen.378 

 

 
369 Tumpel, ZWF 2020, 42 (48). 
370 OGH 19. 10. 19882, 10 Os 180/81. 
371 Leitner/Brandl/Kert, Finanzstrafrecht4 Rz 1686. 
372 Tumpel, ZWF 2020, 42 (48). 
373 § 22 Abs 2 FinStrG. 
374 Baumgartner/Bayer, ÖStZ 1998, 228 (229); Tumpel, ZWF 2020, 42 (48). 
375 Tumpel, ZWF 2020, 42 (48). 
376 Tumpel, ZWF 2020, 42 (48). 
377 Seilern-Aspang, JSt 2019, 544 (548). 
378 Seilern-Aspang, JSt 2019, 544 (548). 
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4.3 Anhebung der Freiheitsstrafdrohungen 

Gem Art 7 Abs 3 PIF-RL sind Straftaten zum Nachteil der finanziellen Unionsinteressen mit 

einer Freiheitsstrafe im Höchstmaß von mindestens vier Jahren zu ahnden, sofern sie einen 

erheblichen Schaden oder Vorteil nach sich ziehen. Als erheblich gilt ein Schaden oder Vor-

teil dann, wenn er sich auf Einnahmen iHv mehr als EUR 100.000 bezieht, bei denen es sich 

nicht um Mehrwertsteuer-Eigenmittel handelt.379 Unter solche Einnahmen fallen Zölle des 

gemeinsamen Zolltarifs, andere Zölle auf Warenverkehr, die Einfuhrumsatzsteuer und die 

besonderen Verbrauchsteuern.380 

 

Von dieser Bestimmung sind die Tatbestände des Schmuggels und der Hinterziehung von 

Eingangs- oder Ausgangsabgaben gem § 35 FinStrG wie auch die Abgabenhehlerei gem 

§ 37 FinStrG betroffen.381 Die bisherige Strafdrohung von zwei Jahren Freiheitsstrafe wurde 

beibehalten, jedoch wurde bei Vorliegen eines strafbestimmenden Wertbetrags von mehr als 

EUR 100.000 die Strafdrohung gem §§ 35 Abs 4, 37 Abs 2 FinStrG auf vier Jahre angeho-

ben.382 

 

Die Bestimmung zur Abgabenhehlerei gem § 37 FinStrG wurde deutlich entschärft. Strafbar 

ist die Abgabenhehlerei nach § 37 FinStrG nunmehr neben der vorsätzlichen Tatbegehung nur 

mehr bei grober Fahrlässigkeit.383 Aus systematischen Gründen sind die Eingriffe in Mono-

polrechte gem § 45 FinStrG sowie die Monopolhehlerei gem § 46 FinStrG ebenso nur mehr 

bei grober Fahrlässigkeit strafbar.384 

 

Obwohl die Vorgaben der PIF-RL auf Finanzvergehen, die sich nicht gegen die finanziellen 

Unionsinteressen richten, grundsätzlich nicht anzuwenden gewesen wären, wurde es als not-

wendig angesehen, die Freiheitsstrafdrohung in § 33 Abs 5 FinStrG für das Finanzvergehen 

der Abgabenhinterziehung ebenfalls auf vier Jahre zu erhöhen, da ansonsten eine in die Ver-

fassungssphäre reichende Ungleichheit die Folge gewesen wäre.385 Ein Wertungsunterschied, 

der für die Finanzvergehen nach §§ 35 und 37 FinStrG einerseits und für Finanzvergehen 

 
379 Art 7 Abs 3 PIF-RL. 
380 FAB 644 BlgNR 26. GP 42. 
381 Brandl/Burghart, ZWF 2019, 193 (194). 
382 EU-FinAnpG 2019 BGBl I 2019/62. 
383 EU-FinAnpG 2019 BGBl I 2019/62. 
384 EU-FinAnpG 2019 BGBl I 2019/62. 
385 Trubrig/Peschetz, ZWF 2019, 241 (241). 
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nach § 33 FinStrG andererseits verschiedene Mindesthöchststrafdrohungen vorsehen würde, 

wäre nicht nachvollziehbar.386 

 

Eine Anpassung der Mindesthöchststrafdrohung erfolgte auch für den Tatbestand des Abga-

benbetrugs nach § 39 FinStrG, um die Konsistenz der Strafdrohungen mit dem jeweiligen 

Grunddelikt zu gewährleisten.387 Nach § 39 Abs 3 FinStrG beträgt die Freiheitsstrafdrohung 

für Abgabenbetrug bis zu einem strafbestimmenden Wertbetrag von EUR 500.000 nunmehr 

bis zu fünf Jahre. 

 

4.4 Reduktion der Betragsgrenze für die Zuständigkeit des 

Spruchsenats für Zollvergehen 

Nach Art 7 Abs 4 PIF-RL können die Mitgliedstaaten hinsichtlich der Zolldelikte andere als 

strafrechtliche Sanktionen als Höchststrafe vorsehen, sofern durch die Straftat ein Schaden 

oder Vorteil von unter EUR 10.000 entsteht. Die von der PIF-RL erfassten Finanzvergehen 

des Schmuggels und der Hinterziehung von Eingangs- oder Ausgangsabgaben gem 

§ 35 FinStrG oder der vorsätzlichen Abgabenhehlerei gem § 37 FinStrG müssen daher ab 

einem Schadensbetrag von EUR 10.000 mit Freiheitsstrafe geahndet werden können.388 Die 

Betragsgrenze für die Spruchsenatszuständigkeit für Zolldelikte wurde dementsprechend in 

§ 58 Abs 2 lit a FinStrG von EUR 15.000 auf EUR 10.000 gesenkt, da im verwaltungsbehörd-

lichen Finanzstrafverfahren ausschließlich der Spruchsenat gem § 15 Abs 3 FinStrG eine drei 

Monate nicht übersteigende Freiheitsstrafe verhängen darf.389 

 

4.5 Entfall der gewerbsmäßigen Tatbegehung 

Die Umsetzung der PIF-RL hätte außerdem eine entsprechende Anpassung des § 38 FinStrG 

notwendig gemacht. Zwar nimmt die PIF-RL nicht auf die Gewerbsmäßigkeit Bezug,390 je-

doch hätten die Freiheitsstrafdrohungen für die gewerbsmäßige Tatbegehung der Abgabenhin-

terziehung, des Schmuggels und der Hinterziehung von Eingangs- oder Ausgangsabgaben 

sowie der Abgabenhehlerei im entsprechenden Umfang angehoben werden müssen, um eine 

Konsistenz zur Mindesthöchststrafe von vier Jahren für die Grunddelikte zu wahren.391 In 

 
386 FAB 644 BlgNR 26. GP 42; Trubrig/Peschetz, ZWF 2019, 241 (241); Brandl/Burghart, ZWF 2019, 193 

(194). 
387 Brandl/Burghart, ZWF 2019, 193 (194); FAB 644 BlgNR 26. GP 42. 
388 FAB 644 BlgNR 26. GP 42. 
389 EU-FinAnpG 2019 BGBl I 2019/62; Trubrig/Peschetz, ZWF 2019, 241 (241). 
390 Czerny, ZWF 2019, 198 (199). 
391 Trubrig/Peschetz, ZWF 2019, 241 (243). 
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Anbetracht dieser Umstände wurde der Qualifikationstatbestand der gewerbsmäßigen Tatbe-

gehung gem § 38 FinStrG aufgehoben und die Absicht, sich oder einem Verband, als dessen 

Entscheidungsträger der Täter gehandelt hat, durch die wiederkehrende Begehung eine nicht 

nur geringfügige fortlaufende Einnahme zu verschaffen, als Erschwerungsgrund in 

§ 23 Abs 2 FinStrG eingefügt.392 Eine wiederkehrende Begehung liegt gem 

§ 23 Abs 2 FinStrG dann vor, wenn der Täter bereits zwei solche Taten begangen hat oder 

einmal wegen einer solchen Tat bestraft wurde. 

 

In diesem Zusammenhang ist auf den sogenannten Günstigkeitsvergleich einzugehen. Im Fi-

nanzstrafrecht richtet sich die Strafe gem § 4 Abs 2 FinStrG primär nach dem zur Zeit der Tat 

geltenden Recht, es sei denn, dass das im Zeitpunkt der Entscheidung des Gerichts erster In-

stanz oder der Finanzstrafbehörde geltende Recht in seiner Gesamtauswirkung für den Täter 

günstiger wäre. Die Regelung des Günstigkeitsvergleichs kommt dann zur Anwendung, wenn 

eine Gesetzesänderung zwischen Tatzeitpunkt und Entscheidungszeitpunkt stattgefunden hat 

und keine Übergangsbestimmung das anzuwendende Recht regelt.393 Für die Verhängung 

einer Strafe ist daher jene Regelung entscheidend, welche in ihrer Gesamtauswirkung für den 

Täter günstiger ist.394 Der Günstigkeitsvergleich hat dabei stets einzelfallbezogen zu erfol-

gen.395 In den Vergleich von Tat- und Urteilszeitrecht sind sowohl die angedrohten Strafen 

und einzelne Sanktionselemente, als auch alle Regelungen über den Entfall, die Einschrän-

kung oder die Erweiterung der Strafbarkeit einzubeziehen.396 Im Gegensatz dazu sind Fragen 

der Strafbemessung gem § 23 FinStrG für den Günstigkeitsvergleich nicht von Bedeutung.397 

 

Für Fälle, in welchen die Tatbestandsvoraussetzungen der Abgabenhinterziehung gem 

§ 33 FinStrG sowie die Qualifikationsnorm der gewerbsmäßigen Tatbegehung gem 

§ 38 FinStrG vor Inkrafttreten der Gesetzesänderungen erfüllt und danach vor dem Gericht 

erster Instanz zu ahnden sind, stellt sich die Frage, ob das zum Zeitpunkt der Tat oder zum 

Entscheidungszeitpunkt geltende Recht günstiger ist. 

 

Nach Ansicht des OGH ist ausgehend von der Strafdrohung des § 33 Abs 5 FinStrG idgF, der 

neben der unverändert gebliebenen Geldstrafdrohung bis zum Zweifachen des strafbestim-

 
392 Brandl/Burghart, ZWF 2019, 193 (195); Czerny, ZWF 2019, 198 (200).  
393 Seilern-Aspang/Predota, JSt 2020, 140 (140). 
394 Vgl OGH 10. 5. 2012, 13 Os 17/12t. 
395 Kotschnigg in Tannert/Kotschnigg, FinStrG § 4 Rz 320; OGH 8 Os 342/59 SSt 31/57 = EvBl 1960/348; OGH 

30. 11. 2004, 14 Os 135/04. 
396 Kotschnigg in Tannert/Kotschnigg, FinStrG § 4 Rz 314. 
397 Seilern-Aspang/Predota, JSt 2020, 140 (142). 
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menden Wertbetrags nunmehr die Verhängung einer Freiheitsstrafe von bis zu vier Jahren 

normiert, die Rechtslage zum Entscheidungszeitpunkt – in ihrer fallbezogenen Gesamtaus-

wirkung – nicht günstiger als das zum Tatzeitpunkt geltende Recht.398 Die gewerbsmäßige 

Tatbegehung nach § 38 FinStrG erweitere zwar die Geldstrafdrohung für Finanzvergehen der 

Abgabenhinterziehung auf das Dreifache des strafbestimmenden Wertbetrags, erhöhe aber die 

diesbezüglich angedrohte Freiheitsstrafe „lediglich“ auf höchstens drei Jahre.399 Im Unter-

schied dazu wurde nunmehr die Freiheitsstrafdrohung in § 33 Abs 5 FinStrG auf bis zu vier 

Jahre erhöht. Dies stelle nach Auffassung des OGH auch das schwerer wiegende Übel – als 

eine Geldstrafe – dar.400 Der OGH gelangt daher aufgrund dieser Überlegungen zum Ergeb-

nis, dass die zum Tatzeitpunkt geltende Qualifikationsnorm der gewerbsmäßigen Tatbege-

hung der Abgabenhinterziehung gem § 38 FinStrG für den Täter keine ungünstigere Strafe 

darstelle als die zum Entscheidungszeitpunkt geltende Regelung des § 33 Abs 5 FinStrG.401 

 

Das Auslegungsergebnis des vom OGH vorgenommenen Günstigkeitsvergleichs ist jedoch 

nicht auf jeden Fall anzuwenden, sondern muss stets streng fallbezogen geprüft werden, wel-

che Rechtslage in ihrer Gesamtauswirkung für den Täter günstiger ist.402 Das Ergebnis des 

OGH wird vor allem bei gerichtlichen Finanzstrafverfahren anzuwenden sein, nämlich bei 

gewerbsmäßigen Finanzvergehen ab einem strafbestimmenden Wertbetrag von EUR 100.000 

bzw ab EUR 50.000 bei Zollvergehen.403 Bei Zollvergehen ist gem § 35 Abs 4 FinStrG au-

ßerdem zu beachten, dass die Freiheitsstrafe von bis zu vier Jahren erst ab einem strafbestim-

menden Wertbetrag von mehr als EUR 100.000 gilt. Das bedeutet, zwischen EUR 50.000 und 

EUR 100.000 wäre für den Täter das zum Entscheidungszeitpunkt geltende Recht und somit 

§ 35 Abs 4 FinStrG günstiger als § 38 FinStrG. Im Gegensatz dazu kommt man im verwal-

tungsbehördlichen Verfahren zu einem anderen Auslegungsergebnis.404 Aus einem Günstig-

keitsvergleich kann nämlich gefolgert werden, dass im verwaltungsbehördlichen Finanzstraf-

verfahren die Bestimmung des § 33 Abs 1 FinStrG, die eine Geldstrafe bis zum Zweifachen 

des Verkürzungsbetrags normiert, günstiger ist als die Geldstrafdrohung bis zum dreifachen 

Wertbetrag bei gewerbsmäßiger Tatbegehung nach § 38 FinStrG.405 Bei gerichtlichen Finanz-

vergehen mit einem strafbestimmenden Wertbetrag von über EUR 500.000 kommt man zu 

demselben Ergebnis, zumal § 38 FinStrG aF in derartigen Fällen die angedrohte Freiheitsstra-

 
398 OGH 11. 12. 2019, 13 Os 88/19v. 
399 Ratz, ÖJZ 2020, 795 (796); OGH 11. 12. 2019, 13 Os 88/19v. 
400 OGH 11. 12. 2019, 13 Os 88/19v. 
401 OGH 11. 12. 2019, 13 Os 88/19v; Seilern-Aspang/Predota, JSt 2020, 140 (142). 
402 Seilern-Aspang/Predota, JSt 2020, 140 (142). 
403 Seilern-Aspang/Predota, JSt 2020, 140 (142). 
404 Seilern-Aspang/Predota, JSt 2020, 140 (143). 
405 Seilern-Aspang/Predota, JSt 2020, 140 (143). 
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fe auf bis zu fünf Jahren erhöhte und damit für den Täter in der Gesamtauswirkung ungünsti-

ger ist als die maximale Freiheitsstrafdrohung bis zu vier Jahren in § 33 Abs 5 FinStrG.406 

 

5 Conclusio 

Die PIF-RL legt einen Mindestrahmen für die Definition von Straftatbeständen und Strafen 

zur Bekämpfung von Betrug und sonstige gegen die finanziellen Unionsinteressen gerichtete 

rechtswidrige Handlungen fest.407 Die RL wurde gestützt auf Art 83 Abs 2 AEUV – anstatt 

auf Art 325 AEUV – erlassen. Problematisch sind in diesem Zusammenhang die Divergenzen 

zum rechtlichen Fundament, auf dem die PIF-RL basiert. In der Rechtssache Taricco408 wurde 

hervorgehoben, dass der Schutz der finanziellen Interessen der Union über Art 325 AEUV 

verwirklicht wird.409 Auch der RL-Vorschlag der Kommission basiert auf der Grundlage von 

Art 325 AEUV.410 Dementsprechend könnte das rechtliche Fundament der PIF-RL im Wege 

einer Nichtigkeitsklage nach Art 263 AEUV durch den EuGH einer unmittelbaren objektiven 

Rechtskontrolle unterzogen werden. 

 

Da Umsatzsteuerbetrug schon seit Jahren innerhalb der gesamten EU ein erhebliches Problem 

darstellt, soll nun mit der PIF-RL und der Schaffung der EUStA ein verbesserter Schutz der 

finanziellen Unionsinteressen erreicht werden. Dabei stellt jede Maßnahme zur Bekämpfung 

von Umsatzsteuerbetrug de facto nicht nur eine Maßnahme zum Schutz der finanziellen Uni-

onsinteressen dar, sondern auch eine solche zum Schutz des jeweiligen nationalen Haushalts, 

da der EU nur rund 2 % der Umsatzsteuereinnahmen der Mitgliedstaaten zufließen.411 

 

Die PIF-RL wurde durch das EU-FinAnpG 2019412 in nationales Recht umgesetzt. Die Um-

setzung von Art 3 Abs 2 lit d PIF-RL gestaltete sich dabei durchaus herausfordernd. Da eine 

Umsetzung in den bestehenden Tatbeständen des FinStrG aus systematischen Gründen nicht 

möglich erschien, wurde ein eigener Tatbestand geschaffen. Es wurde daher das Finanzverge-

hen des grenzüberschreitenden Umsatzsteuerbetrugs in § 40 FinStrG normiert, wobei der 

Wortlaut der PIF-RL größtenteils übernommen wurde. Jedoch wurde der Begriff „Gesamt-

 
406 Seilern-Aspang/Predota, JSt 2020, 140 (143). 
407 Art 1 PIF-RL. 
408 EuGH C-105/14, Taricco, ECLI:EU:C:2015:555. 
409 EuGH C-105/14, Taricco, ECLI:EU:C:2015:555, Rn 37. 
410 KOM(2012) 363 endg. 
411 FAB 644 BlgNR 26. GP 40. 
412 EU-FinAnpG 2019 BGBl I 2019/62. 
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schaden“ durch den Begriff „Einnahmenausfall“ ersetzt, da diese Terminologie im FinStrG 

angemessener erschien.413 

 

Durch das EU-FinAnpG 2019 wurde der eigenständige Tatbestand der gewerbsmäßigen Tat-

begehung gem § 38 FinStrG aufgehoben und stattdessen als Erschwerungsgrund bei der 

Strafbemessung aufgenommen. Außerdem gilt nun einheitlich die grobe Fahrlässigkeit mit 

einer einzigen Ausnahme als Strafbarkeitsschwelle. Das EU-FinAnpG 2019 erweiterte eben-

falls den Abgabenbegriff in § 2 Abs 1 lit d FinStrG und ergänzte die Zuständigkeitsbestim-

mung des § 53 FinStrG um einen Abs 1a, wobei eine ausschließliche Gerichtszuständigkeit in 

Bezug auf die Ahndung von grenzüberschreitenden Umsatzsteuerbetrug eingeführt wurde. 

Weiters wurden die Strafdrohungen für die Delikte des Schmuggels und der Hinterziehung 

von Eingangs- oder Ausgangsabgaben gem § 35 FinStrG sowie der Abgabenhehlerei gem 

§ 37 FinStrG nach den Vorgaben der PIF-RL entsprechend erhöht. Aufgrund systematischer 

Überlegungen wurden auch die Strafdrohungen für Abgabenhinterziehung gem § 33 FinStrG 

sowie für Abgabenbetrug gem § 39 FinStrG angehoben. Zusätzlich wurde die Betragsgrenze 

für die Zuständigkeit des Spruchsenats für Zolldelikte in § 58 Abs 2 lit a FinStrG auf 

EUR 10.000 gesenkt. 

 

Um die Vorgaben der PIF-RL bestmöglich umzusetzen, mussten auch die in der RL verwen-

deten Begrifflichkeiten übernommen werden, weshalb § 40 FinStrG nun einerseits Rechtsbe-

griffe enthält, die dem Finanzstrafrecht bislang unbekannt waren und ausgelegt werden müs-

sen sowie andererseits nicht der Systematik der bisher bestehenden Tatbestände entsprechen. 

Sowohl die PIF-RL als auch der neue § 40 FinStrG enthalten keine Definitionen zu den ver-

wendeten Begriffen. Dies scheint in Hinsicht auf das besonders strenge Bestimmtheitsgebot 

nach Art 18 B-VG und Art 7 EMRK problematisch. Die Auslegung dieser Begrifflichkeiten 

wird Aufgabe der Literatur und vor allem der Rechtsprechung der Höchstgerichte sein. 

 

§ 40 FinStrG stellt im Gegensatz zu den bisher normierten Finanzvergehen nicht auf eine Ab-

gabenverkürzung, sondern auf einen Einnahmenausfall ab. Im Unterschied zu § 39 FinStrG 

normiert § 40 FinStrG keinen auf einen Grundtatbestand basierenden Qualifikationstatbe-

stand, sondern enthält eigenständige Tathandlungen. Eine weitere Neuerung im FinStrG ist, 

dass § 40 FinStrG auch die Beteiligung am Betrugssystem erfasst. 

 

 
413 FAB 644 BlgNR 26. GP 40. 
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Die Einführung des Tatbestands „Grenzüberschreitender Umsatzsteuerbetrug“ ist grundsätz-

lich vor allem aus Sicht der Steuerzahler zu begrüßen. In der Praxis werden jedoch unter 

§ 40 FinStrG aufgrund der „EUR 10 Millionen-Grenze“ wahrscheinlich nur Ausnahmefälle, 

nicht aber „alltägliche“ Umsatzsteuerbetrügereien, subsumiert werden können. Zu erwähnen 

ist, dass § 40 Abs 3 FinStrG ein fiktives Tatbestandselement enthält, welches mit dem straf-

rechtlichen Ermittlungsgrundsatz kaum vereinbar ist. Die Bestimmung beinhaltet damit in 

Wahrheit eine gesetzlich normierte und verfassungsrechtlich bedenkliche Beweislastumkehr. 

 

Die Erhöhung der Strafdrohungen auf vier Jahre für in die gerichtliche Strafbarkeit fallende 

Finanzvergehen ist erheblich. Relativierend muss jedoch festgehalten werden, dass nach der 

Rechtssprechungspraxis bei solchen Verkürzungsdelikten nach wie vor die Geldstrafe im 

Vordergrund steht und eine Freiheitsstrafe nur nach Maßgabe des § 15 FinStrG verhängt wer-

den kann. Da die bestehenden Strafdrohungen in der Praxis nicht umfassend ausgereizt wur-

den, wird sich die Novellierung der Strafrahmen daher höchstwahrscheinlich nicht erheblich 

auswirken. 

 

Zusammengefasst kann gesagt werden, dass abzuwarten bleibt, ob der Umsatzsteuerbetrug 

durch den neuen Straftatbestand effektiv bekämpft werden kann und inwiefern ihm tatsächlich 

praktische Relevanz zukommen wird. 
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8 Zusammenfassung / Abstract 

Vorliegende Arbeit befasst sich mit der Funktionsweise des grenzüberschreitenden Umsatz-

steuerbetrugs und den steuerlichen Rechtsfolgen bei Begehung eines solchen. Insbesondere 

entfällt in diesem Zusammenhang das Recht auf Vorsteuerabzug und das Recht auf die Steu-

erbefreiung für innergemeinschaftliche Lieferungen. Laut einer Studie des Center for Social 

and Economic Research entsteht jährlich EU-weit durch Umsatzsteuerausfälle ein Schaden 

von mehr als EUR 110 Milliarden. Die hohe Zahl an jährlichen Umsatzsteuerausfällen sah 

man als Anlass für die Setzung von Maßnahmen zur Bekämpfung von Umsatzsteuerbetrug. 

Hierzu wurde im Juli 2017 die RL 2017/1371/EU über die strafrechtliche Bekämpfung von 

gegen die finanziellen Interessen der Union gerichtetem Betrug – sogenannte PIF-RL – verab-

schiedet. Außerdem wurde die Europäische Staatsanwaltschaft errichtet, die unter bestimmten 

Voraussetzungen für die Verfolgung der Straftaten nach der PIF-RL zuständig sein wird. Mit 

der PIF-RL und der Schaffung der Europäischen Staatsanwaltschaft soll ein verbesserter 

Schutz der finanziellen Unionsinteressen erreicht werden. 

 

Die PIF-RL war von den Mitgliedstaaten bis 6. Juli 2019 in nationales Recht umzusetzen. Der 

österreichische Gesetzgeber kam seiner Verpflichtung mit dem EU-Finanz-Anpassungsgesetz 

2019 (EU-FinAnpG 2019) nach. Die wichtigste Neuerung im Finanzstrafgesetz (FinStrG) ist 

die Schaffung des neuen Straftatbestands „Grenzüberschreitender Umsatzsteuerbetrug“ in 

§ 40 FinStrG. § 40 FinStrG enthält einerseits Rechtsbegriffe, die dem Finanzstrafrecht bislang 

unbekannt waren und ausgelegt werden müssen sowie andererseits nicht der Systematik der 

bisher bestehenden Tatbestände entsprechen. Sowohl die PIF-RL als auch der neue 

§ 40 FinStrG enthalten keine Definitionen zu den verwendeten Begriffen. Dies scheint in Hin-

sicht auf das besonders strenge Bestimmtheitsgebot problematisch. Hervorzuheben ist, dass in 

der Praxis unter § 40 FinStrG aufgrund der „EUR 10 Millionen-Grenze“ wohl nur Ausnahme-

fälle, nicht aber „alltägliche“ Umsatzsteuerbetrügereien, subsumiert werden können. 

§ 40 Abs 3 FinStrG enthält auch ein fiktives Tatbestandselement, welches mit dem strafrecht-

lichen Ermittlungsgrundsatz kaum vereinbar ist.  

 

Durch das EU-FinAnpG 2019 wurde auch der Anwendungsbereich des § 2 FinStrG erweitert, 

die ausschließliche gerichtliche Zuständigkeit in § 53 Abs 1a FinStrG normiert, die Freiheits-

strafdrohungen für einige Delikte erhöht, die Betragsgrenze für die Zuständigkeit des 

Spruchsenats für Zolldelikte herabgesetzt sowie die gewerbsmäßige Tatbegehung gem 

§ 38 FinStrG ersatzlos aufgehoben. 
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This thesis focusses on the functioning of cross-border VAT fraud and the tax consequences 

of committing such a fraud, though it should be noted that the right of deduction of input tax 

and the right of tax exemption for intra-community supplies are not applicable in this context. 

According to a study by the Center for Social and Economic Research, losses of tax revenue 

across the EU amount to more than EUR 110 billion annually. The high volume of annual 

VAT losses was seen as a reason for taking measures to combat VAT fraud. To this end, Di-

rective 2017/1371/EU on the fight against fraud to the Union´s financial interests by means of 

criminal law - the so-called PIF Directive - was adopted in July 2017. In addition, the Europe-

an Public Prosecutor's Office was established, which under certain conditions will be respon-

sible for prosecuting offences under the PIF Directive. The PIF Directive and the establish-

ment of the European Public Prosecutor's Office are intended to improve the protection of the 

Union's financial interests. 

 

The PIF Directive had to be enacted by the Member States into national law by 6 July 2019. 

The Austrian legislator fulfilled its obligation with the EU Financial Adaptation Act 2019 

(EU-FinAnpG 2019). The most important innovation in the Austrian Fiscal Criminal Act 

(FinStrG) is the creation of the new criminal offence of "cross-border VAT fraud" in sec-

tion 40 FinStrG. On the one hand, section 40 FinStrG contains legal terms that were previous-

ly unknown to criminal tax law and which must now be interpreted, and on the other hand, it 

does not correspond to the systematics of the previously existing offences. Neither the PIF-RL 

nor the new section 40 FinStrG contain any definitions of the terms used. This seems prob-

lematic in view of the particularly strict definition requirement. It should be emphasised that 

in practice only exceptional cases, but not "everyday" VAT fraud, can be subsumed under 

section 40 FinStrG due to the "EUR 10 million limit". Section 40 paragraph 3 FinStrG also 

contains a fictitious element of the offence, which is hardly compatible with the principle of 

criminal investigation.  

 

The EU FinAnpG 2019 also extended the scope of application of section 2 FinStrG, standard-

ized the exclusive jurisdiction of courts in section 53 paragraph 1a FinStrG, has ultimately 

increased the threat of imprisonment for some offences, lowered the amount limit for the ju-

risdiction of the panel for customs offences and abolished the commercial commission of of-

fences pursuant to section 38 FinStrG without substitution. 

 


